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Das Danziger Problem. 


Dieſer Aufſaß eines ungenannt bleibenden Verfaſſers erörtert 
wieder einmal das Danziger Problem, ohne allerdings gegenüber 
den bisherigen Äußerungen von polnifcher Seite ekwas weſenklich 
Neues zu bringen. Dafür kann man aber auch hier wieder die 
Tendenz feſtſtellen, daß unangenehme Tatſachen entweder kurz 
abgefan oder gar ganz übergangen werden. 

Andere Fragen aber, und beſonders die wichkigſte, die Befeili- 
gung der Danziger Kaufmannſchaft am polniſchen Expork- und 
Importhandel, werden geradezu falſch dargeſtellt. Dieſe Tatkſache iſt 
um jo bedenklicher, als der vorliegende Aufſatz in der ſchon im 
vorletzten Heft der Oftland-Berichte (Ihrg. III Heft 2 S. 32 ff.) 
charakkeriſterken polniſchen Zeitſchrift erſchienen iſt, die ſich als 
engliſche Zeitſchrift ausgebend, an engliſche und amerikanijche 
Leſer wendet. 

Eingangs finden wir die in polniſchen Artikeln üblichen Be⸗ 
hauptungen: Beſchränkung des polniſchen Zugangs zum Meer 
über Danzig durch den Verſailler Verkrag, die angeblich ankipolni- 
ſche Politik der erſten Hohen Kommiſſare des Völkerbundes in 
Danzig, die gleiche Politik der Danziger Kreiſe. Von dieſen heißt 
es dann: „Die Danziger Politiker, geleitet durch deutsche 
Interessen, bemühten sich, die Ansichten der deutschen Dele- 
gation zu verwirklichen. Indem die örtlichen deutschen natio- 
nalistischen Elemente die wirtschaftlichen Interessen der Man- 
ziger) Gesamtheit vernachlässigten, scheuten sie keine Mühe 
um zu zeigen, daß die Aufrechterhaltung der Bestimmungen 
des Versailler Vertrages unmöglich sei.“ Und zwar jeien fie ge- 
wiſſermaßen nach dem ſyſtematiſchen Plan vorgegangen, „fort- 
dauernde Klagen zu erheben und Streitigkeiten zu beginnen, 
die fortdauernd dem Völkerbundsrat zur Schlichtung vorgelegt 
wurden“. U. a. ſei das Ergebnis dieſer Bemühungen der Poſt- 
konflikt geweſen, wobei die Rechtmäßigkeit des polniſchen An- 
ſpruchs, „der durch starke rechtliche Argumente und die 
entschlossene Haltung der ganzen polni- 
schen Gesellschaft!) gestützt wurde“, von allen inter- 
nationalen Inſtanzen anerkannt worden ſei. 

Zuſammenfaſſend wird am Schluſſe des erſten Abſchnikts feit- 
geſtellt, daß „die Lage der Freien Stadt Danzig und ihre recht- 
liche und politische Stellung, wie sie durch die existierenden 
Verträge vorgesehen wird, immer mehr konsolidiert und stabi- 
lisiert worden ist“, und daß „der Schwerpunkt des Danziger 
Problems allmählich nach der Seite der wirtschaftlichen Fragen 
verschoben wird.... Das polnische Auswärtige Amt, das in 
den ersten Jahren der juristischen Seite der Danziger Frage 
viel Zeit widmete, hat später den wirtschaftlichen Problemen 
immer mehr Aufmerksamkeit geschenkt.“ Die Tätigkeit der 
polniſchen Politik wird dergeffalt gekennzeichnet: „Mit der Sta- 
bilisierung der politischen Lage an der Ostsee zielt die polni- 
sche Politik nicht nur auf die Förderung der wirtschaftlichen 
Interessen Polens, sondern auch derjenigen Danzigs ao 
Alle diejenigen, die den Eindruck hervorrufen wollen, daß der 
Rechtsstand Danzigs nicht endgültig ist, und daß sowohl in 
rechtlicher als auch in territorialer Hinsicht Änderungen ein- 
treten werden, hemmen die wirtschaftliche Entwicklung der 
Freien Stadt... . In dieser Hinsicht folgt die polnische Politik 
den Linien des Versailler Vertrages Die Politik (Polens) 
zielt darauf ab, den Verkehr zwischen Polen selbst und Danzig, 
zwischen Deutschland und Ostpreußen, und zwischen der 
Freien Stadt und dem Auslande zu erleichtern und zu verein- 
fachen?).” Auch wird nicht verfehlt zu verſichern, daß Polen da- 
durch gezeigt habe, daß es „den sogenannten Korridor zu einer 
Brücke und nicht zu einer Schranke zwischen Osten und 
Westen“ machen wolle. 

Der Verſuch, im Einzelnen aufzuzeigen, welche Förderung 
Polen den Danziger Intereſſen habe zu Teil werden laſſen, fällt 
allerdings ekwas dürftig aus. Polen habe, jo behauptet der Ver- 


1) Vgl. die Drohrede des polniſchen Miniſterpräſidenken Thu⸗ 
guff gegen Danzig. 

2) Vgl. dagegen die Frage kranſikfreier Züge Danzig — Berlin 
(Oſtland⸗ Berichte, Ihrg. II (1928), S. 126) 
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faſſer, aktiv Teil genommen an der Behebung der finanziellen 
riſe Danzigs im Jahre 1926 durch Garankie eines Minimums 
der Zolleinnahme, ferner durch „einen beiden Teilen günstigen 
ertrag, wodurch Danzig die Einführung des Tabakmonopols 
ermöglicht wurde“. Damit hat allerdings die Liſte ſchon ein 
Ende, und der Verfaſſer geht ſchnell dazu über, vieldeutig zu 
ſagen: „Was die Ausbreitung des Danziger Hafens anbetrifft, 
So beginnt!) Polen eine positive Politik, die durch das 
‚achstum seines Außenhandels diktiert wird, zu treiben“. 
Die Danziger Hafenverkehrszahlen zu zitieren, erſcheint dem Ver- 
faſſer überflüſſig, weil fie zu gut bekannt ſeien. Allerdings be- 
quemt er ſich hinzuzufügen, natürlich ist dieser Fortschritt nicht 
log der polnischen Seepolitik zuzuschreiben, denn er beruht 
Vor allem auf der günstigen wirtschaftlichen Entwieklung 
olens in den letzten Jahren“. 

Es iſt verſtändlich, daß nach dieſer recht ſchiefen Darſtellung 
der Verfaſſer über das Verhältnis Danzigs zu Gdingen mit folgen- 
den Worten hinweggehk: „Es würde die Ausmaße dieses Ar- 
tikels überschreiten, wenn wir die Frage Gdingen in Hinsicht 
auf das Danziger Problem erörtern wollten.“ Statt deſſen be- 
nutzt er die Gelegenheit, ein Loblied auf Gdingen anzuſtimmen: 
„Der Bau des Hafens in Gdingen ist eine der größten Leistun- 
Len des unabhängigen Polens. Vom ökonomischen Gesichts- 
Punkt gesehen, ergeben sich viele Vorteile, vom politischen 

esichtspunkt aus stärkt es die Bande, die Pommerellen mit 

olen verbinden. Der Hafen von Gdingen ist das 
sichtbare Ergebnis der Rechte, die Polen 
durch den Versailler Vertrag gegeben wur- 
den, und bestätigt die Gerechtigkeit dieser 
5 a b e? * 

Sodann ſtellt der Verfaſſer die Dienſte feſt, welche Danzig bis- 
er Polen geleiftet habe, „besonders während des sogenannten 
Zollkriegs mit Deutschland, als dank der Existenz des Danziger 

afens Polen im Stande war, durch die Seeverbindungen neue 
Absatzmärkte, und zwar dies hauptsächlich wegen der nach 
dem Krieg gemachten Neuanlagen im Danziger Hafen, zu er- 
langen.“ Hierdurch gibt der Verfaſſer, ohne daß es ihm augen- 
ſcheinlich bewußt wird, zu, daß der Bau des Hafens von Gdingen 
vom wirkſchaftlichen Standpunkte aus gar nicht nölig war. 

Es muß aber von Danziger Seite energiſch dagegen prokeſtiert 
werden, wenn in dieſer halbamtlichen polniſchen Jeitſchrift verſucht 
wird, die Danziger Kaufmannſchaft vor dem Auslande zu dis- 
kreditieren. So erklärt unſer Verfaſſer: „Es ist zu bedauern, daß 
Danzig als Vermittler zwischen Polen und dem Auslande seine 

flichten nicht so erfolgreich wie möglich erfüllt hat. Der 
Srößere Teil des Verkehrs über Danzig wird ohne Danzigs Hilfe 
ausgeführt, und Danzig wird allmählich durch Polen ersetzt.“ 

ber gleichſam als Enkſchuldigung hierfür wird angeführt, daß 

anzig vor dem Kriege nur „ein kleiner Aushilfs- 
hafen) geweſen fei, und es habe daher „innerhalb seiner 
renzen nicht die genügende Zahl von Menschen gehabt, die 
Sich den neuen Verhältnissen anpassen konnten, um die noch 
Vorhandenen Lücken in der polnischen Außenhandels-Organi- 
———ů— 

) Von uns geſperrk. (Red.). 


) Von uns geſperrt. Hier werden mit aller wünſchenswerken 
Deutlichkeit die politiſchen Motive, welche zur Anlegung des Ha— 
fens in Gdingen führten, von polniſcher Seite bekonk. Im Ver- 
ſailler Verkrag iſt bekannklich von einem andern Hafen für Polen 
als Danzig gar keine Rede. Und gerade um Polen die Benutzung 
eines Hafens zu ſichern, und lediglich aus dieſem Grunde iſt Danzig 
aus dem Verbande des Deukſchen Reiches herausgelöſt und mit 

olen durch eine Zollunion verbunden worden. Polen hat fomit 
durch den Bau von Gdingen eine Situation geſchaffen, an die bei 
der Feſtſetzung des Verſailler Verkrages von deſſen Urhebern nie 
gedacht worden iſt. Dadurch haben auch die Vorausſetzungen, 
welche die Beſtimmungen in dieſem Verkrage bekr. Danzig be- 
dingt haben, eine grundlegende Anderung erfahren. 


5) Von uns geſperrk. (Red.). 
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sation auszufüllen')*. Dieſes ſcheinbare Bedauern über die an- 
gebliche Unzulänglichkeit der Danziger Kaufmannſchaft und ihre 
Erſetzung durch polniſche Handels- und Speditionsfirmen in Dan- 
zig erhält aber eine eigene Noke, wenn wir bald darauf leſen: 
„Und obwohl dies vom Danziger Standpunkt aus unerwünscht 
ist, so kann von polnischer Seite aus eine solche Entwicklung 
natürlich nicht als eine ungünstige Lösung betrachtet werden!).“ 
Wie der Verfaſſer ſich dieſe Entwicklung denkt, erſieht man aus 
folgenden Worken: „Nur allein eine weitere Stabilisierung der 
politischen Verhältnisse, ... der Zustrom neuer Männer und 
neuen Kapitals von außen her kann Danzig dazu verhelfen, 
daß es die Rolle spielt, die ihm nach seiner ökonomischen und 
politischen Lage zukommt.“ 

„The Danzig Problem“, in: „The Polish Economist“, Ja- 

nuar 1929, S. 2 ff.] 4 A) 


Schweoͤiſch⸗polniſche Beziehungen. 


Zur Förderung der ſchwediſch-polniſchen Annäherung, die 
Polen — im Zuſammenhang mit den wachſenden Handelsbesie- 
hungen der beiden Länder, insbeſondere der ſtetig ſteigenden pol- 
niſchen Kohlenausfuhr nach Schweden — eifrigſt anſtrebk, hat die 
Zeitſchrift der See- und Flußliga, „Morze“, die zweite und 


) Wenn ſchon die Behauptung, daß Danzig vor dem Kriege 
„nur ein kleiner Hafen“ geweſen ſei, nicht gerade von Sachkennt⸗ 
nis des Verfaſſers zeugt, jo find die Ausführungen über den an- 
geblichen Mangel an erfahrenen und modernen Kaufleuten in 
Danzig geeignet, auch den guten Willen und die Objektivität des 
Verfaſſers in Zweifel zu ziehen. Denn es iſt dem Verfaſſer nur 
zu guk bekannt, daß 3. B. bei der Kohle, deren Rekordausfuhr- 
zahlen von polniſcher Seite immer wieder benutzt werden, um die 
angebliche Blüte des Danziger Wirtſchafktslebens zu beweiſen, die 
großen polniſchen Konzerne ihre eigenen Handels-, Makler- und 
Speditionsfirmen in Danzig und Gdingen unterhalten und fo die 
Danziger Wirkſchaftskreiſe gegen deren Willen ſyſtemakiſch aus- 
ſchließen. Vgl. auch die in der gleichen Richkung gehenden Ver- 
ſuche des Handelsraks beim polniſchen diplomatiſchen Verkreter in 
Danzig, Siebeneichen, die bewußte Ausſchaltung der Danziger 
kaufmännifchen Kreiſe aus dem polniſchen Ein- und Ausfuhrhandel 
mit der angeblichen Rückſtändigkeit der Danziger Kaufleute zu 
bemänkeln. („Oſtland-Berichte“, Ihrg. II (1928), S. 29). 

2) Es iſt nicht unwichtig, wenn derark von polniſcher Seite ab 
und zu das Viſier gelüftet wird, aber die Umffände, unker denen 
dies geſchieht, ſind für die Danziger Wirkſchaft ungemein ſchädlich, 
da auf dieſe Weiſe das Anſehen der Danziger Kaufmannſchaft im 
Auslande beeinträchtigt wird. 

Noch bedenklicher aber erſcheint dieſe Ark von polniſcher Wirk 
ſchaftspropaganda, die ſich lezten Endes gegen Danzig richtel und, 
wie man ſieht, unverhohlen das Ziel verfolgt, die alteingeſeſſene 
deukſche Kaufmannſchaft in Danzig durch polniſche — zum Teil 
ſogar ſtaatlich unterſtüzte — Firmen zu verdrängen, wenn fie von 
amklichen Stellen betrieben wird, die eigentlich dazu beſtimmk 
ſind, die wirkſchaftlichen Inkereſſen Danzigs zu fördern. 

Und da führt eine Unkerſuchung nach dem Verfaſſer dieſer in 
engliſcher Sprache verfaßfen Ausführungen zu einem überraſchen⸗ 
den Reſultat. In der vom polniſchen Handelsminiſterium Ende 1928 
veröffenklichken Feſtſchrift: „Przemysl 1 Handel. Tygodnik. 
1918—1928” hat der diplomatiihe Verkreker der Republik Polen 
in Danzig, Herr Winiſter Strasburger, auf S. 462-465 einen 
Aufſatz veröffenklicht, der die Überſchrift krägt: „Das Danziger 
Problem“. Ein Vergleich ergibt, daß der oben be- 
ſprochene anonym erſchienene engliſche Tert 
von unweſenklichen Auslaſſungen und Anderungen abgeſehen, 
eine wörtliche Überſetzung dieſes von Herrn 
Minifter Strasburger verfaßken Aufſatzes iſtl 


80 


Frakkur Bericht. 
Ankiqua — wörkliche Überſetzung des polniſchen Texkes. 


(Schwediſch⸗polnſſche Beziehungen.) 

dritte Nummer dieſes Jahres (Februar / März) als „Schweden“ 
Nummer herausgegeben. (Auflage 35 000, ſtakk der üblichen 
18 000 Stück. — Text polniſch und ſchwediſch!) 

Eingeleitet wird das Hefk durch ein Aukogramm des polniſchen 
Handelsminiſters, der u. a. darauf hinweiſt, daß die ſchwediſche 
Flagge im Gdingener Hafenverkehr an erſter Stelle ſteht, ferner 
durch einen Brief des ſchwediſchen Geſandken in Warſchau, des 

iniſters C. Ankarsvärd. Dieſer betont die Möglichkeit einer 
engeren Zuſammenarbeik Polens mit ausländiſchen (alfo ſchwedi⸗ 
ſchen) Reedereien, die allerdings davon abhänge, welche Rich- 
kung die polniſche Skeuerpolikik einſchlagen werde. 

Der Direktor der See- und Flußliga, — A. Uziemblo —, 
eröffnet die Reihe der Beiträge mit einem ſchwungvollen Bericht 

ber die (propaganda) Tätigkeit der Liga. — (Etwas Neues iſt 
darin nicht enthalten!) Darauf äußert ſich der Direktor des 
Seedepartements im polniſchen Handelsminiſterium, — T. Nofo- 
wiez —, über „polen und die Oſtſee“. Er llluſtrierk die 
„grenzenloſe“ Bedeutung der Oſtſeeküſte für Polen durch folgen- 
e Rechnung: auf einen polnifhen Skaatsbürger entfallen drei 
Millimeter (h Küſte, auf einen Meter kommen 370 polniſche 
Staatsbürger. Allerdings habe dieſer Mangel wiederum den 
großen Vorteil, daß die geſamte Energie des 30-Millionenvolkes 
auf dieſen kleinen Küſtenſtreifen konzenkrieren könne. Es 
folgen noch einige Zahlen über die Bedeukung Polens im mittel- 
alterlichen Oſtſeehandel, ferner die bekannten Hinweiſe auf den 
ufſchwung Danzigs und Gdingens. 
Der Leiter der Schiffahrtsabteilung im polniſchen Handels- 
Minifterium — H. Piftel — berichtet über: Die polniſche 
andelsflofte Was er darin mitteilt, deckt ſich im We⸗ 
ſenklichen mit dem, was in dieſen Berichten (vgl. Jahrg. 2, 
Nr. 1—2, S. 31, ſowie Nr. 7, Seite 130) ſchon mitgeteilt worden 
it). Er verfehlt nicht, die heutige „Staatliche Handelsflokte“ 
Polens ausdrücklich als das Werk der Pilſudski-Regierung hin- 
zustellen. Über dieſe weiß er noch anzugeben, daß fie 303 647 to im 
Jahre 1927 und im Jahre 1928 ſchon 430 858 to Güter beförderk 
bat. Das Vermögen bekrage heute bereits 20 Millionen Zloty, 
(18 Millionen Schiffsmaterial, 2 Millionen Bauten und Werk- 
Äften), ein Bekrag, den private Initiative ſicherlich nicht aufge- 
bracht hätte. Gegenwärtig plane die „Zegluga Polska“ die Schaf⸗ 
fung einer feſten Linie: Gdingen—Hftlihes Mittelmeer —Schwar⸗ 
zes Meer. Bei dieſer Gelegenheit werden noch kurze Angaben 
über die vor kurzem gegründete „Polniſch-Britiſche Schiffahrts⸗ 
geſellſchaft“ gemacht. Die „Zegluga Polska“ ſei mit 75 , Eller. 
man-Wilſon Line mit 25 % des Akkienkapikals von 13,5 Millio- 
nen Zloty befeiligt. Dieſe neue Linie ſolle den Verkehr: Gdin- 
gen — franzöſiſche / engliſche Häfen verſehen. 

Auch der Beitrag des Leiters der Hafenabkeilung im polni- 
ſchen Handelsminiſterium — Sk. Legowski — über: „In veſtie⸗ 
tungen im Gdingener Hafen“ — enthält kaum 
elwas Neues. Nachzukragen gegenüber früheren Nachrichten in 
dieſen Berichten wäre folgendes: — Nachdem das erſte ffaat- 
liche Magazin (4500 qm) in Gdingen bereits längere Zeit in Be- 
nutzung ſei, gehe das zweite (mit 7500 qm weſenklich größere) 

agazin jetzt feiner Vollendung enkgegen. Für ein drittes, das 
im Herbſt diefes Jahres fertig werden folle, ſeien im Haushalls- 
plan die Mittel ſicher geſtellt. — — Der größte Teil des Be- 
richts iſt den Inveſtierungen privaker Firmen gewidmek. Hier 
teilt der Verfaſſer die Verkräge in drei Gruppen: — 

1. Verträge mit Kohlenfirmen, die meiſt auf 35 Jahre abge- 
ſchloſſen werden. Zugleich werden hier genaue Ziffern über die 
Exportquoke der einzelnen Firmen gemacht, nämlich monaklich: — 
„Robur“ 125 000 to, „Progreß“ und „Skarboferm“ je 100 000, 
„Gieſche“ 55 000 to und „Elibor“ 50 000 to. Insgeſamt erreicht alſo 
—̃ — 


1) Hingewieſen wird von dem Verfaſſer darauf, daß die Pläne 
vom Jahre 1920 zur Schaffung einer polniſchen Flotte darauf zu- 
rückzuführen ſeien, daß damals Bilinski, der Protektor der öffer- 
reichiſch-ungariſchen Handelsflokte, polniſcher Finanzminiſter war. 

it feinem Rücktritt habe die Skockung begonnen, die bis 1926 
andauerke. 


81 


1 
Fraktur — Beridt. 
Antigua — wörkliche Überſetzung des polniſchen Texkes. 


(Schwediſch⸗polnſſche Beziehungen.) 
der vertraglich geſicherte Kohlenexpork Gdingens jährlich 5 160 000 
to (bisher wurden immer nur 3—4 Millionen to genannt). 

2. Verträge über Errichtung von Lagerhäuſern. — Pacht- 
kermin 25 Jahre. Hier ſeien bisher zwei Verträge abgeſchloſſen, 
und zwar mit der Firma Endler & Meſſing, Warſchau, und der 
„Warſchauer Transpork-Geſellſchaft“, Verträge mit zwei weite- 
ren polniſchen Firmen ſtünden vor dem Abſchluß. Mit ausländi- 
ſchen Firmen, insbeſondere Reedereien werde verhandelt. 

3. Verträge über Errichtung von Fabriken. — Pachkkermin 
25 Jahre. Bisher ſeien zwei Verkräge (Reismühle, ferner Gl- 
mühle — Filiale der Danziger Olmühle) abgeſchloſſen worden. Es 
ſeien Verhandlungen über eine Reihe anderer Unternehmungen 
im Gange, „die vorwiegend Rohstoffe aus dem Auslande ver- 
arbeiten“. 

Schließlich folgt aber das Wichtigſte, — gerade in Hinſicht auf 
das Verhältnis zu Danzig, nämlich: „die größte Lockung für 
neu zu errichtende Industrien in Gdingen war bisher die 
Möglichkeit, sie auf 15 Jahre von der Umsatz- und anderen 
Steuern zu befreien. Da hierbei gewisse Ermäßigungen für 
alle vorgesehen sind, ist es möglich, daß dieser Anreiz schwä- 
cher wird. Daher erwägt man weitere Anreize für 
die Industrie... .)“ (S. 15). 

Es folgt ein Aufſatz von G. Obracaj über den „Dan 
ziger Hafen“, in dem nach Hinweis auf die Verringerung 
der polniſchen Rechte in Danzig gegenüber dem Verſailler Ver- 
trage die weſentlichſten Angaben über den Danziger Hafen folgen. 
— Bei Erörterung des Hafenverkehrs ſei erwähnt, daß der Ver- 
faſſer das Abſinken des Holzerports über Danzig (1928: 901 985 to 
gegenüber 1740365 to in 1927) als „normales“ Zeichen anſieht. 

Hingewieſen ſei auf eine ſchiefe, wenn nicht vorſätzliche Be 
haupkung. Es heißt nämlich an einer Stelle, daß als der Danziger 
Hafen Polen zu bedienen begann, ſeine Umſchlags fähigkeit“ 
noch nicht 3 Willionen to jährlich, im Jahre 1928 dagegen 8,5 
Millionen to befragen habe. Ahnlich heißk es dann zum Schluß: 
„ . . . jedoch diesen Aufschwung verdankt Danzig Polen, 
denn zu der Zeit, da Polen seinen Handel nach Danzig zu 
lenken begann, war dieser Hafen den Aufgaben nicht ge- 
wachsen, und erst zahlreiche Verbesserungen und Vervoll- 
kommnungen brachten ihn auf das heutige Niveau ..... 
Die Folge ift, daß bei dem Leſer der Eindruck enkſtehen kann 
oder — ſoll, als habe Polen dies alles herbeigeführt. 

In dem dann folgenden Aufſatz von Sk. Jarocki über den 
„Gegen wärtigen Stand und die Zukunft der 
polniſchen Seefiſcherei“ finden ſich einige inter- 
eſſante Angaben, deren Auswerkung der Verfaſſer allerdings 
wohlweislich unterlaffen hat. 

Nach Angaben über die Ergebniſſe der polniſchen Fiſcherei 
(Werke 1925—1928: — 1,07 Millionen, 1,8 Millionen, 2,65 Mil- 
lionen, 3,29 Millionen Zloty) erörtert der Verfaſſer die Gründe 
für die geringe Ergiebigkeit der polniſchen Fiſcherei. Dabei kommt 
er auf die Frage des Fiſcherei-Invenkars und gibt an: 

der Werk des Durchſchnittsinvenkars eines Fiſchers a 


1925 1927 
in Hela 5370 Zloty 7500 Zloty 
in Gdingen ©100° 7 5000 „ 
auf der Halbinſel Hela 1 2000 „ 


in den übrigen Orken 200—600 „ 1000 „ 

Daraus geht alſo hervor [— was der Verfaſſer nicht hinzu- 
fügt —]: Hela mit feiner auch heuke noch vorwiegend deutſchen 
Bevölkerung ſteht an erſter Stelle. Zugleich aber auch geht 
daraus hervor, daß die Förderung der Fiſcherei durch Skaaks- 
kredite uſw. vor allem den nicht-deutſchen (kaſſubiſchen) Fiſchern 
zugute kommt, Betrug doch die Steigerung 1925—1927 bei dieſen 
60—100 25, bei den Helaer Fiſchern nur knapp 40 %. Das 
gleiche Ziel verfolgt man auf polniſcher Seite, wenn die Regie- 
rung nach den Worken des Verfaſſers, „um einer größeren Zahl 
von Fischern die Benutzung des guten Helaer Hafens zu er- 
möglichen“ die ſyſtematiſche Anſiedlung von Fiſchern dort be- 


1) Von uns geſperrt. (Red.) 
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gonnen hat. Bisher feien 35 Häuſer erbaut worden, für 1929 
eien weitere 30 vorgeſehen. Es ift nicht anzunehmen, daß dem 

ſchwediſchen Leſer die wahren Gründe dieſer Kolonifation — 
ie Polonifierung Helas — (vgl. Hſtland. Berichte 
tg. 2, Nr. 7, S. 125) bekannt fein dürften. 

Aus dem ferneren Inhalt ſei noch erwähnt, daß die polni- 
ſche Regierung neben der Beſchaffung größerer Fiſchereiſchiffe 
(für Oſtſeefiſcherei) die Berufung dänischer Fiſcherei-Inſtrukteure 
vorbereitet. Zur Frage der ſeit langem geplanten Nordſeefiſcherei 
wird mitgeteilt, daß hierzu eine Reihe ausländiſcher Bekeiligungs⸗ 
angebote der polniſchen Regierung zugegangen ſeien. 

Die ſchwediſch-polniſchen Handelsbeziehun⸗ 
gen behandeln zwei Beiträge. Der erſte (von G. Bolander, Di- 
rektor des Allgemeinen Schwediſchen Exportverbandes) gibt nur 
einen kurzen fachlichen Berichk über die Geffaltung der Han— 
de beziehungen im letzten Jahrzehnt. Hier iſt bemerkenswert der 
Hinweis, daß von einem größeren Warenauskauſch zwiſchen Schwe⸗ 
den und Polen eigentlich erſt ſeit dem Zeitpunkt geſprochen werden 
Önne, da Polen unter Ausnutzung des engliſchen Bergarbeiter- 
ſtreiks an Stelle Englands in Schweden als Kohlenlieferank er- 
ſchienen ſei. Vorher, in den Jahren 1922—24, ſei ein Export 
aus Schweden nach Polen (Maſchinen, Diefelmotore, elektrifhe 

dfore) nur möglich geweſen, weil die ſchwediſche Regierung 
Staatskredite gewährke. 

Als polniſcher Erportartikel ſei in erſter Linie unraffinierter 

übenzucker in Betracht gekommen, deſſen Ausfuhr nach Schwe⸗ 
den im Jahre 1926 den Werk von 8,2 Millionen Schwedenkronen 
erreichte. 

Der Kohlenerport aus Polen, der im Jahre 1925 noch unbe- 

eukend geweſen war, ſei im Jahre 1926 auf 2,6 Millionen io ge- 
wachſen und habe ſich auch im Jahre 1927 trotz der wiederein. 
ſetzenden lengliſchen) Konkurrenz faſt in der gleichen Höhe er- 

len. Als beſonders wichtig ſieht Bolander es an, daß feit dem 
Jahre 1927 ſchwediſche Erze für Oft-Oberfchlefien und zum Teil 
auch für die Tſchechoflowakei über Danzig und Gdingen, ſtatt wie 
bisher über Stettin gegangen find, und bemerkt dazu: „Diese Er- 
scheinung muß man mit den bequemen polnischen Eisenbahn- 
tarifen, aber vor allem damit erklären, daß die mit Kohlen- 
ladungen für Schweden bestimmten Schiffe auf der Rückfahrt 
Schwedisches Erz mitnehmen.“ 

Als Ausfuhrartikel aus Polen nach Schweden werden noch 
erwähnt: außer Kohle und Rübenzuker, Wineralöle, Eichen- 
bolz, Roggen und Erbſen. In Zuſammenhang hiermit bemerkt 
der Verfaſſer: „Es ist charakteristisch, daß Polen nicht zu 
den Staaten zählen kann, welche nach Schweden Textilwaren 
liefern, und alle in dieser Hinsicht gemachten Anstrengungen 
und Versuche, um einen solchen Export organisieren zu kön- 
hen, haben bisher keinerlei Resultate gehabt.“ 

Dieſe „charakteriſtiſche“ Tatfahe iſt wohl damit zu erklären, 
daß die geringerwerkigen polniſchen Textilien auf dem anſpruchs- 
vollen ſchwediſchen Markt, der insbeſondere engliſche Fabrikate 
bevorzugt, keinen Abſatz finden. 

Der polniſche Beitrag (von M. Turski, Direktor des Staat. 
lichen Erport-Inftituts) enthält mehr programmatiſche Ausführun- 
gen, die den propagandiſtiſchen Zweck ſtärker herauskehren. Eine 
zahlenmäßige Überſicht für die Zeit 1924-1927, aus der die In- 
ongruenz der ſchwediſchen und polniſchen Zahlenangaben hervor- 
ſpringk, veranlaßt ihn zu der Bemerkung, das ſei ein zahlenmäßi⸗ 
ger Beweis für einen „ungünstigen Zustand, der von gewissen, 
— sicherlich vor allem deutschen (!) — Vermittlern ausge- 
nützt wird, um die Handelsgewinne sowohl des schwedischen 


kammer in Stockholm guke Dienſte leiſten. 

Der folgende Aufſaß (von A. Olszewicz) über: „Das pol- 
niſche Berg- und Hüttenrevier und Schweden“ 
erwähnt zunächſt die Kohlenausfuhr, wobei feſtgeſtellt wird, daß 
Polen im Jahre 1927 über die Hälfte des ſchwediſchen Bedarfs 


83 


Fraktur Bericht. 
Antigua — wörkliche Überfegung des polniſchen Textes. 


(Schwe diſch⸗polniſche Beziehungen.) 

gedeckt habe. Hinſichtlich der Erzausfuhr aus Schweden nach 
Polen findet ſich aber eine unrichtige Angabe, die bei dem ſchwe⸗ 
diſchen Leſer eine (vielleicht nicht unerwünſchtel) falſche Vor- 
ſtellung hervorrufen kann. Von G. Bolander wurde, wie er- 
wähnt, darauf hingewieſen, daß immer mehr ſchwediſches Erz, ffatt 
über Stettin, über Danzig und Gdingen nach Oberſchleſien geht. 
Hier aber heißt es, zwar ſeien ſchon vor dem Kriege ſchwediſche 
Erze in Oberſchleſien bekannk geweſen, größere Transakkionen 
ſeien jedoch nicht () erfolgt, bzw. es werden an Zahlen für den 
polniſchen Erzimport aus Schweden genannt: 4554 to für 1924, 
dagegen 160 731 to im Jahre 1927. Hier ſteht, obwohl angegeben 
wird, daß der Impork aus Schweden 1924 nur 1,9 % des gefamten 
polniſchen Erzimporkes ausmachte, kein Work davon, daß ſchwe⸗ 
diſche Erze damals über Skektin nach Polen kransportiert wurden. 
Soll der ſchwediſche Leſer vielleicht denken, es hätten ſich hier 
neue, vorher nicht vorhandene Märkte für ſchwediſches Erz er- 
öffnet? — Später verſucht der Verfaſſer mit aller Deuklichkeit 
die Möglichkeiten ſchwediſcher Lieferungen nach Polen hervor- 
zuheben, ſolange die deukſch-polniſchen Wirkſchaftsbeziehungen 
ungeregelt bleiben. 

Schließlich folgt noch ein Aufſatz des polniſchen Geſandken in 
Schweden — Dr. J. Rozwadowski — über: „Die politi- 
ſchen Beziehungen zwiſchen Polen und Schwe 
den im Laufe der Jahrhunderte“, Um ſeine Theſen 
von der Notwendigkeit ſchwediſch-polniſcher Kooperation auf 
Grund der geographiſchen Lage zu begründen, wird die Takſache 
der langwierigen ſchwediſch-polniſchen Kriege mit der Bemer⸗ 
kung abgefan, das wäre in einer Zeit geſchehen, in der die Inter- 
eſſen der Völker vollkommen den Intereſſen der herrſchenden 
Dynaſtien untergeordnet waren. Beide Völker hätken ſich dann 
aber am Anfang des 18. Jahrhunderts gefunden. 

Gegenüber der ruſſiſchen Gefahr, insbeſondere gegenüber 
Peter d. Gr. iſt nach den Worten des Verfaſſers „die Gemein- 
samkeit der Interessen Polens und Schwedens auf dem 
Meere damals klar und für beide Völker verständlich. Leider 
ist der Thron Polens beherrscht durch die Sachsen, welche als 
Typ deutscher Kleinstaatfürsten nicht fähig waren, sich in das 
Wesen der polnisch- schwedischen Politik einzufühlen“. 
Karl XII. habe erſt einen Polen (Stanislaus Leszezyüski) zum 
polniſchen Könige machen müſſen, um Polen in den Kreis der 
gemeinſamen anti-ruffifhen Inkereſſen zu ziehen. 

Einzigartig iſt aber folgende Geſchichkskonſtrukkion des Ver- 
faſſers: „Die großen Pläne Karls XII., die gewissermaßen 
eine Wiederaufnahme der alten Jagiellonenidee durch Schwe- 
den waren, wurden 1709 bei Poltawa vernichtet. Der Zug 
Karls XII. muß vom politischen Gesichtspunkt aus als ein 
Glied in der ununterbrochenen Kette der polnisch- russischen 
Kriege, von Boleslaw Chrobry über die Jagiellonen, Bathory 
und die Wasa angesehen werden.“ — 

Ob und welche Folgerungen der Geſandte Rozwadowski aus 
dieſen hiſtoriſchen Bekrachkungen für die Gegenwart zieht, er- 
fahren wir leider nicht. Der Arkikel ſchließt mit einem Hinweis 
auf Gdingen und der Feſtſtellung, daß die Intereſſen Polens und 
Schwedens „auf der Oſtſee die gleichen waren und ſind“. 


[,,Morze“, 1929, Nr. 2 und 3. Numer Specialny „Szwecia 
Polska“. (36) 


Taszycki, W. Die Stellung des Lauſitziſchen. 


Von der Takſache ausgehend, daß die Stellung des Lauſitziſchen 
zu den übrigen weſtſlaviſchen Sprachen bisher noch nicht ſyſtema⸗ 
kiſch unkerſuchk ſei, ſtellt Verfaſſer nach einander die dem Lau- 
ſitziſchen und Lechiſchen, die dem Lauſitziſchen und Tſchechiſchen ge- 
meinſamen und die dem Lauſitziſchen allein zugehörigen Eigen- 
kümlichkeiten zuſammen und zieht daraus folgenden Schluß: 
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„Wenn wir jetzt die berührte Frage in ihrer Gesamtheit 
überblicken, müssen wir feststellen, daß die heutige Lausitzer 
Sprachgruppe eine Gruppe ist, die, um den Ausdruck zu ge- 
brauchen, ungewöhnlich stark lechisiert. Zur Zeit des langsamen 
Zerfallens der urslavischen Sprache in einzelne Sprachen oder 
Prachgruppen stand die lausitzische Sprache mit den lechi- 
Schen Sprachen trotz aller vorkommenden Verschiedenheiten 
in sehr enger Verbindung. Diese Verbindung berührte beträcht- 
lich die Entnasalierung der Nasalvokale auf dem lausitzischen 
oden. Für den hergehenden Zeitabschnitt scheint es geradezu 
unmöglich zu sein, eine Linie, die das lausitzische Territorium 
von dem lechischen Gebiet trennt, zu bestimmen. Das wurde 
erst mit der Durchführung der Entnasalierung möglich. Hauptsäch- 
lich dank dieser Erscheinung konnte Prof. E. Mucke die Grenze 
des ethnographischen lausitzischen Gebiets nach der lechischen 
Seite zu feststellen (Die Grenzen des sorbischen Sprachgebiets 
In alter Zeit. I. Arch. XXII, 1904, 543 u. ff.). Nach der Ent- 
hasalierung der Nasalvokale entfernt sich das Lausitzische von 
den lechischen Sprachen immer stärker, was zuletzt zu ihrer 
vollständigen Spaltung führte. 
Unter dem Einfluß der Feststellung einer engen Verbindung 
der lausitzischen Sprache mit den lechischen muß die bisherige 
reiteilung der westslavischen Sprachen einer Zweiteilung Platz 
machen. In zwei Teilen nämlich, den lechisch-lau- 
Sitzischen und den tschechisch-slovakischen, 
zerfällt der Westen des Slavischen, wenn es sich um die alten 
Zeiten handelt. Für die neueren Zeiten wird sich die Eintei- 
lung der westslavischen Sprachen anders darstellen und zwar 
deswegen, weil die lechisch-lausitzische Gruppe allmählich aus 
Sich das Polabische, das (Pomoranisch-)Polnische und das 
(Ober- und Nieder-)Lausitzische, die tschechisch-slovakische 
Bruppe aber das Tschechische und das Slovakische entwickelt 
at. 
[Stanowisko jezyka luzyckiego; in „Symbolae grammaticae 
in honorem Joannis Rozwadowski“, Bd. II (Krakau 1928), 
S 127 188. (43) 


Mikkola, J. J. Die Südgrenze der Slaven bei Jordanes. 


In der Feſtſchrift für den bekannken polniſchen Slaviſten, 
Profeſſor Rozwadowski, behandelt der finniſche Sprachforſcher 
Profeſſor Mikkola das oben angeführte Thema, indem er aus- 
geht von dem vielfach gedeuteten Jordanes, Gelica V 35: „Sclaveni 
a civitate Novietunense et laco qui appellatur Mursiano usque 
ad Danastrum et in boream Viscla tenus commorantur“. Allge- 
mein ſtimme man überein, daß die „civitas Novietunensis“ Novio- 
dunum, heute Iſakcza an der Donau in der nördlichen Dobrudſcha 
fei. Den lacus Mursianus hätten Mommſen, Weſtberg und Nie- 
derle in Pannonien, Kuladowskij am linken Ufer der Donau in 
der Seengruppe unweit von Noviodunum geſuchk. Nach M. hat 

uladowskij nur darin geirrt, daß er den lacus Mursianus nörd- 
lich der Donau ſuchte, während er ſüdlich derſelben lag. Er ſei 
nämlich identiſch mit dem „stagnum Morsianum“, das Jordanes in 
die Nähe der Gegend ſetzt „ubi Ister oritur amnis“. Mit Ifter 
habe Jordanes den Unkerlauf der Donau von Noviodunum bis zur 

ündung bezeichnet, während er den ganzen Strom Danuvius 
nenne; den Namen Iſter (Hiſter) ſchreibt er der Sprache der Beſſi 
zu, welche die Dobrudſcha bewohnten. Suche man nun den „lacus 

ursianus“ nördlich der Donau, fo enkſtehe eine ganz unbeſtimmte 
Grenze, dagegen bilde im Süden die Linie von Noviodunum längs 
der Falica bis zur Lagune Nazim eine ſtrategiſche Grenze und 
das durch dieſe Linie, den ſüdlichen (Sk.-Georgs-) Arm der unteren 
Donau, das Schwarze Meer, die Lagune Nazim und den Berg 
Rabedagk umſchloſſene Dreieck ſei die Inſel Peuke, wie bereits 
C. Skorpil angenommen habe. 
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Für den Namen Murſianus, Morfianus könne man wegen der 
Schreibung Muſianus an einen Zuſammenhang mit Moefia, Myſia 
denken (ogl. Aſianus zu Aſia), aber Jordanes gebrauche das Ad- 
jektiv Moefiacus, auch ſei die Form mit r ſicher die richtige. Hier 
biete ſich die Zuſammenſtellung mit Hal-myr-is, dem griedifch-Latei- 
niſchen Namen der Lagune Razim, wohl die volkskümlich griechi⸗ 
ſche Form eines alten gokiſchen Namens; eine lakiniſierte Form 
davon ſei das Salmorude im Itinerarium Ankonini. Der Anlauf 
mors- ſtecke wohl in der bulgariſchen Form Razim aus mrazim, zu 
kühn ſei es aber vielleicht, die Schreibung Morſianum des cod. 
Ambroſianus als die richtige anzuſehen, und aus ihr die bulgariſche 
Form herzuleiten. 

Das Dreieck zwiſchen unterer Donau, Talica, Babdagk, Razim 
und Schwarzem Meer, das ſich fo als am weiteſten nach Süden 
vorgeſchobene Ekappe der Slaven ergebe, ſei ſchon vor den Gla- 
ven der erſte Stützpunkt aus dem Norden vordringender Völker 
geweſen, jo der Hunnen unker Hernac und ſpäter der Hunno- 
bulgaren. Um zu zeigen, daß Jordanes mit Iſter wirklich den 
Unterlauf der Donau bezeichne, führt M. noch aus Gekica die 
Stelle an: „In.... Scythia prima ab occidente gens residet. 
Gepidarum quae magnis opinatisque ambitur fluminibus. 
Nam Tisia per aquilonem eius chorumque discurrit; ab africo 
vero magnus ipse Danubius, ab eos Flutausis secat, qui rapides 
ac verticosus in Istri fluenta furens divovitur“. In Flutauſis 
fieht Mikkola einen kelkiſchen Namen, verwandt mit Ultava: wie 
dieſer im deuffjhen Munde zu Moldau geworden fei, jo habe ſich 
bei den Gepiden Flutauſis in Moldau umgewandelt, woraus dann 
rumäniſch Moldova entſtanden ſei. Bei Jordanes bezeichne Zlu- 
faufis wohl nicht nur die heutige Moldova, den Nebenfluß des 
Seret, ſondern auch dieſen ſelbſt bis zu ſeiner Mündung in die 
Donau oberhalb Galatz. 


[Poludniowa granica Stowian u Jordanesa; in: „Symbolae 
grammaticae in honorem Joannis Rozwadowski“, Bd. II 
(Krakau 1928), S. 111—114.] (3 


Kleczkowski, A. Deutſche Ausdrüde im 
Alttſchechiſchen und Altpolniſchen. 

Der Verfaſſer ſtellt ſich die Aufgabe, den deutſchen Einfluß im 
Alttſchechiſchen und Altpolniſchen kurz darzuſtellen und beſonders 
zu zeigen, welche Ausdrücke aus dem Deutſchen durch Vermittlung 
des Tſchechiſchen in das Polniſche gekommen ſein müſſen. Nach 
Angabe der Quellen, aus denen er fein Material gefhöpft hat, 
ſtellt er feſt, daß in Böhmen vier Dialekte feſtzuſtellen find: das 
Bayriſch-Sſterreichiſche, das Oſtfränkiſche oder Nordgauiſche, das 
Oberſächſiſche und das Schleſiſche, doch ſei es bisweilen ſchwierig, 
dieſe Dialekte ſtreng zu ſcheiden, weshalb er vereinfachend nur 
zwei charakkeriſtiſche Dialekte berückfichfige: das oberdeutkſche 
Bayriſche und das mitteldeutſche Schleſiſche. In Prag ſeien Ober- 
und Mitteldeutfhe zuſammengekroffen, durch ein Kompromiß 
zwiſchen beiden ſei hier die neuhochdeutſche Schriftſprache ent- 
ſtanden. Im mitktelalterlichen Polen habe es nur zwei deukſche Dia- 
lekte gegeben: das Schleſiſche in Schleſien, der Zips, Kleinpolen 
und Großpolen und das Niederdeutſche im Norden des Poſenſchen 
und Kongreßpolens, Pommerellen, Maſovien, Preußen und den 
baltiſchen Ländern. Nach Darſtellung der Lauklehre (Vokalismus 
und Konſonankismus) und der Morphologie der deutſchen Lehn 
wörker im Tſchechiſchen und Polniſchen ſtellt der Verfaſſer feſt: 
„Im Vokalismus führt das Tschechische den Um- 
laut besser durch, wenn auch schon aus dem Grunde, daß es 
einen eigenen Umlaut hat, zum Teil unter deutschem Einfluß, 
zum Teil unabhängig. Im Bereich des Umlauts wirkte auf das 
Tschechische in vielen Ausdrücken das Mitteldeutsche, während 
das Oberdeutsche in diesen Wörtern besonders vor gewissen 
Konsonanten den Umlaut nicht hatte.“ 
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Im allgemeinen kommt der Verfaſſer zu folgendem Schluß: 
„Wir haben also in den deutschen Entlehnungen eine Reihe 
bayrischer Merkmale oder einheimischer 
tschechischer Merkmale, aber außerdem fällt auf die 

bereinstimmung, beinahe Identität, der gewalti- 
gen Menge tschechischer und polnischer kultureller Wörter in 
der phonetischen Form, im Suffix, in der Bedeutung. Eine 
Solche Identität kann nicht zufällig entstanden sein; allerdings 
war die Quelle dieselbe, d. h. die deutsche Sprache, aber die 
Schon damals hervortretende Differenzierung der deutschen 
Dialekte in Tschechien und in Polen und das damalige Fehlen 
einer einheitlichen Literatursprache, außer bei den ritterlichen 
ichtern, alles das beweist, daß eine Abhängigkeit des 
olnischen vom Tschechischen selbst dort be- 
standen haben muß, wo die dialektische deutsche und die 
tschechische Phonetik sie nicht beweisen . . . Die Phonetik 
eweist, daß die Hauptkulturwelle des Deut- 
Schen zur polnischen Sprache nicht direkt von den 
Mitteldeutschen kam, sondern von den Süd- (Ober) 
eutschen, den Bayern, über Tschechien, Mäh- 
Ten, Schlesien; dort wo es keine deutlichen bayrischen 
Oder einheimisch tschechischen Merkmale gibt, kann man nach 
nalogie ebenfalls tschechischen Einfluß vermuten, natürlich 
mit mehr oder weniger Wahrscheinlichkeit. Hier können histo- 
tische Rücksichten, schon abgesehen von solchen der Bedeu- 
tung, ins Gewicht fallen. Die wichtigsten identischen 
Ausdrücke im Tschechischen und Polnischen beziehen sich 
auf Staat und staatliche Einrichtungen, Christentum, 
Familie, Städte, und städtischen Einrichtungen, Gericht, 
Bauwesen, Handwerke, Kleidung, Küche, Schule, Musik- 
Instrumente, Tänze, Spiele und Unterhaltungen, Handel, Ge- 
Wichte Maaße, Münzen, Bergwesen, vor allem Ritter- 
tum und Soldatenwesen, weniger auf Wirtschaft, viel 
auf die Natur: Bäume, Pflanzen, Arzneiwesen, Tiere, Mine- 
Talien, auf Namen, Abstrakta, Beinamen und ein wenig 
auf geographische Namen . Umgekehrt ging aus dem 
l olnischen ins Tschechische im Mittelalter nicht viel über; 
In neuester Zeit, d. h. im 19. Jahrhundert, geschahen tschechi- 
Sche Entlehnungen aus dem Polnischen. Nötig wäre es, noch 
ein anderes Verzeichnis zu geben: das der deutschen 
örter, die bedingungslos über das Tschechi- 
Sche ins Polnische gekommen sein müssen, wie Kriterien der 
autlehre, Wortbildung, Bedeutung erweisen.“ Hierfür fehle 
es aber noch an nötigen Vorarbeiten, 


[Wyrazy niemieckie w staroczeskiem i staropolskiem; in: 
„Symbolae grammaticae in honorem Joannis Rozwadow- 
ski“ (Krakau 1928), Bd. II, S. 111—114.] (42) 


Rudnicki, M. Das Frankenreich und Polen vor dem 
10. Jahrhundert. 


Dieſen jenfationellen Titel trägt eine im letzten Heft der 
„Slavia Occidenkalis“ erſchienene Unkerſuchung des ſchon vielfach 
in den „Oſtland-Berichten“ genannten Poſener Sprachforſchers. 
Sie iſt wieder ein Muſterbeiſpiel für die „wiſſenſchaftliche For⸗ 
ſchungsmethode“ dieſes Vertreters der indogermaniſchen Sprach- 
wiſſenſchaft an der Univerfität Pofen. Unter Aufbiekung eines um- 
ſtändlichen wiſſenſchaftlichen Apparates, deſſen Zweck nicht recht 
einleuchket, wird verſuchk, aus Hypotheſen, die ſich gegenſeitig 
ſtüßzen und dann als Prämiſſen eingeſetzt werden, äußerſt ge⸗ 
wagte und phankaſtiſche Schlüſſe zu ziehen, die natürlich wieder 
ſich in der bei dem Verfaſſer nachgerade bekannten politiſchen 
Richtung bewegen, nämlich den „räuberiſchen“ Eroberungsdrang 
der Germanen und insbeſondere der Deutſchen und vor allem die 
uralte Feindſchaft zwiſchen Polen und Deutſchen zu beweiſen. 

Anlaß für dieſe höchſt überflüſſige Unterſuchung, die in ihren 
elhymologiſchen Teilen auch recht fragwürdig iſt, bietet dem Ver⸗ 
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(Das Frankenreich und Polen vor dem 10. Jahrhundert.) 


faſſer die Takſache, daß einer feiner Schüler ihm Mitteilung von 
einem im Kreiſe Goſtyn (ehemalige Provinz Poſen) gebrauchten 
Schimpfwort: „Ty Bragwu“ gemacht hat. 

In diefem Worte glaubt Rudnicki den Stamm des Franken⸗ 
namens entdeckt zu haben und verſucht, dies in höchſt ern 
licher Unferfuhung zu beweiſen. 

Feſt ſteht für ihn zunächſt, daß dieſes in der Wesen ge- 
brauchte Schimpfwork in die älteften Zeiten der polniſchen Ge- 
ſchichte, die er in das 6. und 7. Jahrhundert n. Chr. ſetzt, zurück 
reicht und aus der germaniſchen Namensform enklehnk iſt! So be- 
haupket er: 

„Diese Entlehnung muß sehr alt sein und sogar in bedeutend 
ältere Zeiten reichen als die Epoche Karls des Großen, d. h. 
das Ende des 8. und der Anfang des 9. Jahrhunderts. In jedem 
Falle muß sie sich gefestigt haben vor der Teilung des Franken- 
reichs in ein östliches und westliches, d. h. vor dem Auftreten 
eines neuen ethnischen Begriffs an der westlichen Grenze der 
Polanen, der teilweise die Länder umfaßte, die einst zu Fran- 
ken gehörten.“ 

Nach längeren Erörkerungen der formalen Seite der Ent- 
lehnung beſpricht Rudnicki die Entwicklung der Bedeutung: 
„Der Ausdruck *bragwio— bezeichnete also anfangs „frän- 
kisch, zugehörig zu den Franken als ethnographischer Masse“, 
später in Wendungen wie bragwi (czlowiek), bragwi (woj) be- 
gann er geradezu „der Franke“ zu bedeuten. Zur Bedeutung 
„der Franke“, d. h. „ein Mensch, der eine andere Sprache als 
die der Slaven spricht, anders gekleidet, anders bewaffnet ist, 
sich feindlich gegen die Lechen verhält, sie beraubt, vernich- 
tet, vergewaltigt usw. Aber der ethnische Inhalt in diesem Aus- 
druck begann zu verblassen, sei es infolge der größeren Ent- 
fernung des Frankenreichs, sei es infolge der niedergehenden 
Macht der Franken, sei es endlich infolgedessen, daß sich an 
der westlichen Grenze ein neuer Feind zeigte, der sich eines 
anderen Namens bediente, nämlich die Deutschen. Damals 
schoben sich an die erste Stelle in der Bedeutung dieses Aus- 
drucks Gefühlselemente, nämlich Elemente der Abneigung, des 
Hasses, des Ekels. Das wurde der Grund, daß man anfing, den 
Ausdruck auf Personen anzuwenden, die Abneigung, Haß, Ekel 
erweckten — ganz unabhängig von dem ethnischen Inhalt, den 
sie in sich hatten. Deshalb besitzt das Schimpfwort: „ty 
bragwu!“ keinerlei Vorstellungs-Bedeutung und ist einzig und 
allein Ausdruck der Gefühlsstimmung. Darin liegt der Grund, 
weshalb man die Bedeutung dieses Schimpfwortes nicht bestim- 
men kann“ (S. 387). 

Nachdem Rudnicki dann auf einige ähnliche Bedeukungs- 
entwicklungen von ähnlichen Schimpfwörkern in neuerer Zeit hin- 
gewieſen hat, fährt er fort: „Weshalb sollte es in vorhistorischen 
Zeiten nicht ebenso gewesen sein? Es ist dies eine historisch- 
psychische Erscheinung, die nicht des tieferen geschichtlichen 
und kulturellen Interesses entbehrt. Die Ebenen an Weichsel, 
Warthe und Oder, besiedelt durch ruhige, fleißige 
lechische Ackerbauer), durch keine größeren natür- 
lichen Hindernisse, wie z. B. nach Art des Kranzes der tschechi- 
schen Berge usw. geschützt, waren ein sehr lockender Raub 
für verschiedenes räuberisches Gesindel) von 


1) Von uns geſperrk. — Es iſt bezeichnend, wie der Verfaſſer 
in dieſer als wiſſenſchaftlich gelten ſollenden Unterfuhung eine 
neuerdings von der Poſener Forſchung aufgeftellte Behaupkung 
und Hppotheſe als feſtſtehende Tatſache für feine Beweisführung 
verwendet, nämlich daß die Slaven und insbeſondere die Lechen 
ſchon vor Erſcheinen der Nordgermanen, alſo efwa vor dem Jahre 
200 vor Chr., zwiſchen Oder und Weichſel geſeſſen hätten. Da- 
gegen ſteht die europäiſche Vorgeſchichtsforſchung — nicht nur die 
deutſche — auf dem Standpunkte, daß die Slaven und damit auch 
der Stamm der Lechen erſt jeit dem 6. und 7. Jahrhundert nach 
Chr. in dieſe Gegenden von Oſten her eingewanderk ſind. 

2) Von uns geſperrk. Man beachte die kendenziöſe Gegenüber 
ſtellung des angeblich ruhigen und friedliebenden Lechen und 
feiner räuberiſchen Nachbarn, vor allem der Germanen -Deukſchen. 
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(Das Frankenreich und Polen vor dem 10. Jahrhundert.) 


den ältesten Zeiten an. Nicht ohne Grund stellen wir in diesen 
andern beständige räuberische Züge germanischer Stämme 
Wie der Skandinavier, Goten, Silingen, später sicherlich der 
ranken, noch später der Deutschen, Brandenburger — 
reußen, Schweden!) und von anderen Völkern der Skythen, 
Avaren, Jadzwingen, Litauer usw. fest. Deshalb war und 
ist auch nur eine starke militärische Organi- 
Sation im Stande, die räuberischen Mächte, 
die auf Weichsel und Oder von den ältesten 
Zeiten bis zum heutigen Tage vorstoßen, in 
ügel zu halten?). Wenn die Polen (die östlichen Lechen) 
Solche Organisation gehabt hätten, hätte es keine Überfälle ge- 
geben, wie unter Mieszko I., Boleslaw Chrobry usw.; wenn 
aber eine solche Organisation nicht vorhanden war, wieder- 
holten sich die Uberfälle von den ältesten Zeiten bis zu den 
letzten Teilungen Polens“ (S. 387). 

Weiter deutet Rudnicki hiſtoriſche Schlüſſe an, die er ziehen 
möchte: „Es ist wert zu bemerken, daß die Franken in den 
Jahren 516—533 die Thüringischen Fürstentümer unterwarfen, 
die in jener Zeit vielleicht schon eine gewisse slavische Immi- 
ration enthielten. Machten die damaligen Kriegszüge der 
Franken an der mittleren Elbe halt? Reichten sie nicht bis zur 
Oder und vielleicht noch weiter? Trieben die damaligen Be- 
herrscher der Polanen sie nicht schon von ihren Grenzen zurück? 

ositive Beweise dafür gibt es nicht, aber es ist auch nichts 
in den Urkunden, was dem widerspräche. Dagegen spricht die 
allgemeine historische Wahrscheinlichkeit für diese Hypothese.“ 

Rudnicki weift dann zur Stützung feiner Hypotheſe auf das 
angeblich im weſtlichen Karpathenlande übliche Schimpfwort: „ty 
Obrzynie!“ hin, das er mit „du Avare“ überſetzt und als ein Über⸗ 
bleibſel aus der Zeit der Avarenherrſchaft (558 — ca. 800) bezeich- 
nek. Er fährt dann fort: „Wenn das Schimpfwort: „ty obrzynie!“ 
entstanden ist und sich bis zum heutigen Tage erhalten hat, so 
ist das doch wohl eine Folge der recht langen Abhängigkeit der 

islanen von den Avaren®). Wenn man denselben Maßstab an 
das Schimpfwort: „ty bragwu!“ anlegt, so könnte man be- 
haupten, daß augenscheinlich die Abhängigkeit der Polanen an 

arthe und Oder auch länger gedauert haben muß, da das 
Schimpfwort: „ty bragwu!“ sich bis zum heutigen Tage erhal- 
ten hat. Und selbst wenn man die unmittelbare Abhängigkeit 
ablehnen würde, müßte man auf jeden Fall mit einer längeren 
Nachbarschaft mit den Franken rechnen, sowie mit der Tat- 
Sache, daß diese Nachbarschaft im hohen Maße verdrießlich 
für die Polanen gewesen sein muß, da sie zur Bildung des 
Schimpfworts: „ty bragwul“ gedient hat, ähnlich wie „Ty 
Obrzynie!“, „ty moskalu!“, „ty prusaku!“ usw.“ 

Die Frage „wann diese bedrückende Abhängigkeit bzw. sehr 
verdrießliche Nachbarschaft“ geweſen fein kann, beantwortet 
Audnicki dahin: „die Elemente der Abneigung und des Ekels, 
die bis zum heutigen Tage dem Ausdrucke „ty bragwu!“ an- 
haften, lassen annehmen, daß der Ausdruck in einer Zeit feind- 
licher Beziehungen zwischen Polanen und Franken entstand“. 
Solche feindlichen Beziehungen feien vor Karl dem Großen zweimal 
eingetreten: zu Ende des 6. Jahrhunderts nach dem Überfall der 
Slaven auf Bayern und zu Beginn des 7. Jahrhunderts während 
der Kriege des Königs Dagobert mit Samo. Allerdings häkten 
dieſe Kämpfe im Süden, in Böhmen und an der Donau ffatfgefun- 
den, in ihren Folgen aber hätten fie über die Sudeten gereicht, wie 
— 

) Es dürfte in Schweden intereffieren, daß die Feldzüge Guſtav 
Adolfs, Karl Guſtavs und Karls XII. gegen Polen als Raubzüge 
und die ſchwediſchen Heere als räuberiſches Geſindel von dieſem 
Poſener Univerſitätsprofeſſor bezeichnet werden. 

2) Von uns geſperrk. Eine der für Rudnickis wiſſenſchaftliche 
Abhandlungen kypiſchen Enkgleiſungen in die Gegenwarkspolitik, die 
deutlich die politiſche Tendenz dieſer angeblich rein wiſſenſchaft⸗ 
lichen Unterſuchung kennzeichnet. 

0 Nachrichten über dieſes Schimpfwort hat Rudnicki in dem 
bandſchriftlichen Nachlaß des polniſchen Sprachforſchers Ramult 
gefunden. 
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der Abfall des Sorbenfürſten Derwan vom Frankenreiche zeige. 
„Daß die Herrschaft Derwans mit ihrem Gebiete bis zur mittle- 
ren Oder gereicht haben kann, z. B. bis irgendwo an die polni- 
sche Grenze bei Krossen, das an der Flußgabelung von Oder 
und Bober liegt, erscheint als sehr wahrscheinlich. Aber in 
diesem Falle tritt die Frage auf: endeten hier die Dependenzen 
des fränkischen Reichs? Reichten sie nicht weiter, z. B. bis zur 
Warthe und Prosna? Es ist möglich, daß sie weiter reichten 
und wir keine historische Nachricht davon haben, denn gleich- 
zeitig mit dem Abfall Derwans von den Franken und den 
Niederlagen der Franken in Böhmen bzw. an der böhmischen 
Grenze endete die Abhängigkeit der lechischen Stämme an 
Oder, Obra und Warthe eo ipso ohne formale Aufkündigung 
des Gehorsams und ohne Krieg. Deshalb sah der Chronist 
keine Notwendigkeit, dies besonders zu erwähnen. Endlich ist 
es möglich, daß das Reich Derwans weiter nach Osten über die 
Oder hinausreichte. Jedenfalls ist vielleicht nicht ohne Bedeu- 
tung in dem gegebenen Zusammenhang die Tatsache, daß die 
Lausitz auch in der Urkunde des Dagome iudex und in den 
Zügen des Boleslaws Chrobry nach Westen eine stärkere Ver- 
bindung mit Polen aufweist, d. h. deutlich nach Polen gravitiert. 
Vielleicht ist dies nur ein Ausdruck der ethnischen Gemein- 
samkeit und der Imponderabilien, die diese nach sich zieht, aber 
auch die Möglichkeit ist vorhanden, daß sie die Spur, bzw. die 
Folge älterer traditioneller Verbindungen ist.“ 


Frankonia i Polska przed X wiekim; in: Slavia Oceiden- 
talis, Bd. VII (1928), S. 381—390.] (35) 


Tymieniecki,K. Die Verhandlungen d. polniſchen Königs 
Wradystaw Kokietek mit dem deutſchen Ritterorden 
nach der Beſitznahme Pommerellens durch diefen. 


In dem 3. Jahrbuch der Korporakion „Pomerania“, das eine 
Reihe wertvoller hiſtoriſcher und kulturhiſtoriſcher Abhandlungen 
enthält, beſchäftigt ſich Profeſſor Tymieniecki mit der Frage nach 
der Zahl und Datierung der zwiſchen dem Orden und dem polni- 
ſchen König ffaffgefundenen Verhandlungen über das Schickſal 
Pommerellens. Es liegen in der Haupkſache zwei Quellen vor: Die 
Zeugenausſagen bei dem Prozeß vom Jahre 1339 (in den „Lites 
ac res gestae inter Polonos Ordinemque Cruciferorum“) und 
dann die Darſtellung bei Dlugosz. Und dabei geht Dlugosz nach 
Meinung von Tymieniecki im Weſenklichen auch wieder auf dieſe 
Zeugenausſagen zurück, hat fie ergänzt auf Grund mündlicher Tra- 
dition, aber auch durch Phankaſie und Rhetorik. 

Die erſte Zufammenkunft ſoll im Jahre 1309 ffatfgefunden 
haben. Wie ein Zeuge des Prozeſſes von 1339 (Swiekoskaw) be- 
richtet, ſollen die Ordensrikter dem polniſchen Herzoge Lokiekek 
eine Rechnung ihrer Ausgaben, die ihnen die Verkeidigung der 
Burg Danzig verurſacht hakte, vorgelegt haben. Dieſe Koſten ſeien 
aber jo hoch geweſen, daß, wenn Lokiefek ganz Pommerellen ver- 
kauft hätte, die erforderte Summe nicht erzielt worden wäre. 

Tymieniecki erklärt ſich hinſichtlich des genauen Zeitpunktes 
innerhalb des Jahres 1309 mehr für den Standpunkt Caros (Ge- 
ſchichte Polens II, 46/47) und gegen A. Semkowicz, der in einer 
Kritik an Dlugosz dafür eingekreken iſt, daß dieſe Verhandlungen 
noch vor der Einnahme Dirſchaus durch den Orden, alſo vor dem 
6. Februar 1309, ſtattgefunden häften, Tymieniecki faßt feinen 
Standpunkt dahin zuſammen: 

„In jedem Falle fanden die Verhandlungen vor Erneuerung 
der kriegerischen Ereignisse und der Belagerung von Schwetz 
statt, mithin nicht später als in der ersten Hälfte des Jahres 
1309.“ 

Schwieriger geſtaltete ſich die Frage nach der chronologiſchen 
Einordnung der zweiten von Dlugosz berichteten und nach Brzesé 
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Die Verhandlungen des poln. Königs Wladyslaw Lokietek m. d. Deutſchen Ritterorden.) 
in das Jahr 1311 geſetzten Verhandlungen. Voigt (eſchichte 
Preußens IV, 276) hake ſich vollkommen auf die Seite von Dlu⸗ 
9053 geſtellt, während Caro (a. a. O., S. 64/65) die Angaben von 
Dlugosz beſtritt mit dem Hinweis darauf, daß das Jahr 1311 nicht 
ſtimmen könne, ſchon mit Rückſicht darauf, daß der Orden kurz 
vorher in dem mit den Askaniern abgeſchloſſenen Verkrage zu 
Soldin ein beſſeres Recht auf Pommerellen erworben habe. Ty- 
mieniecki ſteht demgegenüber auf dem Standpunkte, daß Caro auf 
die von Dlugosz benutzte Quelle hätte zurückgreifen müſſen, und 
dies ſei zweifellos die Ausſage des Krakauer Biſchofs Johann in 
dem ſchon genannken Prozeß von 1339. 

Gegenüber dem zweiten von Caro ins Feld geführken Argu- 
ment, daß der Krakauer Biſchof Johannes im Jahre 1311 nicht 
als Berater des Herzogs Kokiekek hätte an den Verhandlungen 
teilnehmen können, da er gerade damals mit dem Krakauer Vogt 
Albert gegen ihn konſpirierke, weiſt Tymieniecki mit Recht darauf 
hin, daß Caro einem Irrkum zum Opfer gefallen iſt. Er habe den 
Biſchof Johann Muskata, den Feind Lokiefeks, der aber ſchon am 
7. Februar 1320 geſtorben ſei, mit dem Biſchof Johann Grot, der 
1328 den biſchöflichen Stuhl beſtieg, verwechſelt. Caro habe dann 
zwei polniſche Forſcher, Semkowicz und Kujok (den Verfaſſer der 
Geſchichte von Pommerellen), beeinflußt. 

Tymieniecki meint, man müſſe die Nachrichten über die Ver- 
handlungen von Brzesé mit denen über die Verhandlungen vom 
Jahre 1309 vergleichen. Nach der Ausſage des Biſchofs Johann 
Grot boten bei den Verhandlungen zu Brzesé die Ordensritter dem 
Könige 10 000 Mark für die berlaſſung Pommerellens. Sie waren 
ferner bereit, beftimmte Beſitzungen in Kujawien abzufreten, ferner 
wollten ſie ein Kloſter bauen und dem Könige Kriegshilfe leiſten. 
Dieſe Angaben in der Ausſage des Biſchofs feien von Olugosz auf- 
genommen, präzifiert, aber auch ausgeſchmückk worden. 

Tymieniecki meink dann: „Wir sehen also, daß, wenn die vom 
Orden in Grabie (im Jahre 1309) aufgestellten Bedingungen in 
naher Beziehung zu den jüngst vergangenen Ereignissen standen 
und als Vorwand für die Rechtfertigung der erst im Begriff be- 
stehenden Besitznahme zu dienen hatten, es dagegen bei den 
Verhandlungen, welche wir nach Dlugosz die von Brzesé nennen 
wollen, um ein Kompromiß mit Lokietek ging, der zu diesem 
Zeitpunkt schon ganz Pommerellen verloren hatte.“ 

Zur Frage der Datierung diefer von Dlugosz in das Jahr 1311 
gejegten Zuſammenkunft von Brzesé weiſt Tymieniecki auf die 
Angabe in der Ausfage des Biſchofs Johann Grot vom Jahre 
1339 hin, aus der hervorgeht, daß er vor ungefähr 15 Jahren als 
kujawiſcher Kanzler an Verhandlungen über den Friedensſchluß 
zwiſchen dem Könige und dem Orden keilgenommen habe. Bei 
dieſen Verhandlungen habe der polniſche König ſeine Forderungen 
nach Rückgabe Pommerellens und des Kulmerlandes vorgebracht. 
(Lites ac res gestae I, 287.) Tymieniecki glaubt auf Grund dieſer 
Angaben, die Verhandlungen von Brzesé in das Jahr 1324 oder 
deſſen Nähe verlegen zu können und weiſt zugleich darauf hin, 
daß in der wiſſenſchaftlichen Literatur das Jahr 1324 als der Zeit- 
punkt angeſehen werde, von dem ab ein zweijähriger Waffenftill- 
and zwiſchen Polen und dem Orden gelten ſollke. Tymieniecki 
lehnt auch den Standpunkt von Kujot ab, der ſogar zwei Zufam- 
menkünfte in Brzesé, die eine im Jahre 1311 und die andere im 
Jahre 1324, angenommen hatte. 

Es haben alſo, um den Standpunkt Tymienieckis noch einmal 
zuſammenzufaſſen, nach ſeiner Meinung nur zwei Verhandlungen 
zwiſchen dem Orden und dem polniſchen Herzog bzw. König 
Wladyslaw Eokietek ſtattgefunden: 

Die erſte zu Grabie in der erſten Hälfte des Jahres 1309, die 
zweite zu Brzesé um das Jahr 1324. 


[Uktady Wiadystawa Lokietka 2 Zakonem Krzyzackim po 
zajeciu Pomorza, in „Pomerania“, Jhg. III (Posen 1929), 
S. 10 ff.] (48) 


91 


Fraktur — Bericht. 
Antigua — wörkliche Überſetzung des polniſchen Texkes. 


Danziger Fragen. f 


In dem Sammelwerk „Wirkſchaftsprobleme des heukigen 
Polens“ ſchreibt A. Repeczko, ſtändiger Mitarbeiter der Zeikung 
„Glos Prawdy“ über „Danziger Fragen“, „als Fragment des 
wichtigen Problems: Ausnützung des beengten Zugangs Po- 
lens zum Meer in ganzer Fülle“. — . 

Wenn das Verhältnis Danzigs zu Polen viel zu wünſchen 
übrig laſſe, ſo iſt nach Meinung des Verfaſſers die Schuld auf 
„die bisherigen nationalistischen Senate Danzigs, die sich vor- 
wiegend aus neu hinzugekommenen deutschen Beamten zu- 
sammensetzten“ zu ſchieben (S. 266). — Und zwar: „gingen die 
Danziger Senate nicht davon aus, daß die Freie Stadt, gemäß 
dem Versailler Vertrag, Polen den Zugang zum Meere gewäh- 
ren und in Verbindung damit ihre Verwaltungspolitik derartig 
sein sollte, daß sie dieses grundsätzliche Postulat schleunigst 
verwirklichte . .. (S. 267). Wenn das bisherige Verhältnis 
heute anders geworden ſei, ſo ſei das u. a. herbeigeführt durch den 
„dauernden Druck seitens der Wirtschaftskreise der 
Freien Stadt, die ein harmonisches und normales Zusammen- 
leben mit Polen erstreben“. — Die Analyſe der einzelnen Pro- 
bleme ſoll zeigen, „welche Schwierigkeiten die bisherige Zu- 
sammenarbeit mit den bisherigen nationalistischen Senaten der 
Freien Stadt Danzig vorfand, und wie geduldig Polen 
auf die Erfolge seiner stetigen und konsequenten Wirtschafts- 
politik, die Danzig stets freundlich gesonnen ist und weit- 
gehend seine Interessen berücksichtigt, wartet“ (S. 267). 

Bei der Unkerſuchung der Zollangelegenheiten be- 
rührt Repeczko zunächſt die Frage der Konkrolle Polens über die 
Handhabung des Dienſtes durch die autonomen Danziger Zoll- 
behörden. Dabei iſt es bezeichnend, daß er mit der gegenwärkigen 
Regelung keineswegs zufrieden iſt. Er ſtellt feſt, daß „die Lösung 
— Zollinspektoren ohne ausführende Gewalt einzuführen —, 
sich in der Praxis als nicht lebensfähig erwies“. Vor allem 
frage bis zur Klärung von Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen 
den Danziger Zollbehörden und der polniſchen Zenkrale Polen die 
Verluſte aus evenkuellen Mindereinnahmen. Durch die gegen- 
wärfige Regelung würden Wißbräuche aller Art begünſtigt, die 
dem polniſchen Staat „große Verluſte“ zufügten). Am Schluß 
dieſer Darlegungen ſtellt der Verfaſſer feſt, daß die gegenwärtige 
Regelung „die Interessen der polnischen Staatsfinanzen nicht 
genügend schützte . . .. Sie ſtünde im Widerſpruch mit den 
dem polniſchen Staate durch den Verſalller Verkrag zuerkannken 
Rechten und ſei daher, wie der Verfaſſer ſich vielbedeukend aus- 
drückt, „Gegenstand besonderen Interesses der Regierung..“ 
(S. 270). 

Die Frage der Verkeilung der Zollein nahmen 
wird beſonders eingehend behandelt. Der Verfaſſer gibt eine Sta⸗ 
tiftik der polniſchen Zolleinnahmen überhaupt und des Danziger 
Anteils daran (für die Jahre 1924—1927) ferner eine vergleichende 
Statiftik über die Zolleinnahmen verſchiedener Länder pro Kopf 
(beigefügt Prozenkſaß an Skaakseinnahmen aus Steuern und Mo- 
nopolen). Daraus folge, daß „die Danziger Zolleinkünfte unver- 
gleichlich hoch“ ſeien, und zwar „trägt keineswegs die Dan- 
ziger Bevölkerung diese Last, da mindestens die Hälfte der 
Danziger Zolleinnahmen der polnische Konsument bezahlt“ 
(S. 274). Es wird weiter befont, daß 1922/23 die Danziger Zoll- 
behörden die Zolleinnahmen mit bedeutender Verſpätung weiter- 
geleitek und aus den Währungsdifferenzen bedeutende Vorkeile 
gezogen häkten. Weiter wird feſtgeſtellt, daß der Verkrag von 1926 
(Garantie einer Mindeſteinnahme von 14 Millionen Gulden aus 
den Zolleinkünften) „von Seiten Polens ausschließlich Akt einer 
..„.schwerwiegenden Finanzprotektion?) ist“. 
Gegenüber der Takſache, daß über diefen Verkrag langwierige 
Verhandlungen unter gewiſſem Druck der Völkerbundsinſtanzen 


1) Allzu bedeukend können dieſe „großen“ Verluſte aber nicht 
fein, — denn R. fügt hinzu, daß bei Kontrolle von 50 % der ge- 
ſamten Zolldeklarationen für 1924 Mindereinnahmen von rund 
145 000 Zloty feſtgeſtellt wurden. — Bei einer geſamken Sollein- 
nahme von über 60 Millionen Zloty alſo noch nicht einmal 4 %! 

2) Von uns geſperrk. (Red.) 
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geführt werden mußten, verſichert der Verfaſſer, „Polen habe im 
kritischen Augenblick nicht geschwankt, mit ausgiebiger 
finanzieller Unterstützung zuhilfezukommen“ (S. 275). 

Schließlich befont Repeczko, daß der gegenwärtige „über- 
mäßige“ Anteil Danzigs an den polniſchen Jolleinnahmen unbe- 
dingt revidiert werden müſſe; Grund dafür ſei: — ſeit 1921, in 
dem für Danzig als Grundlage der Zollvertellung der ſechsfache 
Verbrauch pro Kopf feſtgelegt wurde, habe Polen Oberſchleſien 
übernommen, ferner fei die Konſumkraft der polniſchen Bevölke- 
rung gewachſen u. a. m. Vorſchläge über die künftige Höhe des 
Zollverteilungsſchlüſſels werden aber nicht gemacht. — 

Die Ausführungen über die Zollermäßigungen ſind 
nur ſehr kurz. Es wird befont, daß die polniſche Zollpolitik auch 
hierbei Danzigs Inkereſſen begünſtigt habe; von den ſchädlichen 
Wirkungen der polniſchen Zollpolitik überhaupt auf die Danziger 
Wirtſchaft iſt natürlich nichts erwähnt. Ahnlich find auch die Aufße- 
tungen des Verfaſſers über die Danziger Zollkontin- 
gente. Aus der beigfügten Tabelle über das prozentuale Ver- 
hälknis der Danziger Konkingenke gegenüber dem geſamken 
Import Polens 1926 ſoll klar hervorgehen, daß „die nach Danzig 
eingeführten Waren nicht bloß zur Deckung des eigenen Ver- 
brauchs, sondern teilweise für polnische Konsumenten, beson- 
ders der Bevölkerung der pommerellischen und Posener Woie- 
wodschaft .. .. dienen“ (S. 278), Durch dieſe Regelung befindet 
ich „die Danziger Kaufmannschaft gegenüber der polnischen 
in privilegierter Stellung“ (S. 279). Insbeſondere entjteht die 
Gefahr, daß die Danziger Kontingente durch Mikkelsleuke nach 
Polen weiterverkauft werden, — das ſei um ſo gefährlicher, als es 
ſich hierbei vornehmlich um deutſche Waren handle. Dieſe Behaup- 
kung unterſtützt der Verfaſſer durch eine Tabelle über die Einfuhr 
verſchiedener Waren aus Deutſchland nach Danzig, verglichen mit 
dem Danziger Geſamkimport 1926. Demgegenüber ſteht die Feſt⸗ 
ſtellung, daß die polniſche Regierung „mit gewiſſem Erfolge“ die 
Verminderung der Konkingenke angeftrebt habe. Für die Zu- 
kunft wird als Aufgabe bezeichnet: „. . bis zu der völligen 
Beseitigung der . . . Privilegierung der Freien Stadt 
Danzig bezüglich des Warenimports aus dem Auslande muß bei 
der Festsetzung der Danziger Kontingente konsequent 
die Verringerung des Imports derienigen Waren, die 
in Polen produziert werden „ angestrebt werden“ 
(S. 281). ; 

Das Ziel ift auch hier: Vernichtung der (Wirffhafts-)Beziehun- 
gen Danzigs zu Deutſchland: „es ist höchste Zeit, daß Danzig in 
höherem Grade als bisher in Polen sich mit den Artikeln ver- 
Sorgt, die es bisher so hartnäckig aus Deutschland einzuführen 
strebt“ (S. 281). 

Ebenfalls unter dem Geſichtspunkk: Beſeitigung der Sonder- 
ſtellung Danzigs wird auch die Frage: Verbrauchsſteuern 
und Monopole behandelte). Über die Verhandlungen betr. der 
Vereinheitlichung heißt es, „die Art, in der die Diskussion von 
Seiten Danzigs geführt wurde, zeigte, daß Danzig nicht die Ab- 
sicht hat, zu einer wirklichen Einigung zu kommen, sondern 
die Fiktion schaffen will, daß die Verhandlungen mit Polen dau- 
ernd im Gange sind. . .. und daß die Erledigung sich nur aus 


1) Über die verheerenden Folgen dieſer Kontingentpolitik für 
Danzigs Wirtſchaft und Handel vergl. Proeller, Wirtſchafts⸗ 
probleme der Freien Stadt Danzig (1929), S. 18 ff. 

2) Hier wird geſagt, Ark. 17 der Pariſer Konvention beſtimme, 
daß „im Laufe eines Monats. . . Verhandlungen statt- 
finden werden, um in den Grenzen der Möglichkeit die 
Danziger Gesetzgebung bezügl. der Monopole und 
überhaupt aller Abgaben und indirekten Steuern der polnischen 
Gesetzgebung anzupassen . . . (S. 281). Demgegenüber 
beſagt Art. 17, daß die Verhandlungen zum Ziele haben ſollen: 
„die Maßnahmen zu prüfen, die zu kreffen find, um... 
ſoweit möglich, der polniſchen Geſezgebung die Danziger Geſeß⸗ 
gebung anzupaſſen, ſoweit ſie ſich auf die Monopole uſw. bezieht.“ 
(Danziger ſtaats- und völkerrechtliche Schriften, ed. O. Loening, 
Heft 1, S. 18.) 
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technischen Gründen verzögere“. Das ſei ausſchließlich aus poli- 
kiſchen Gründen zu erklären, denn „der damalige nationalistische 
Senat wollte sich nicht mit festeren wirtschaftlichen Beziehun- 
gen an Polen binden, da seine Absichten sich vor allem auf 
enge Zusammenarbeit mit Deutschland richteten“ (S. 288). Vor- 
her hat aber der Verfaſſer ſelbſt erwähnt, daß es ſich dabei um 
wirkſchaftliche Erwägungen handelte, da die Danziger Unterhänd- 
ler eine Anpaſſung der polniſchen Sätze an die Danziger, die 
weſenklich niedriger find, forderken, was der Verfaſſer damit quif- 
fierf, „Danzig mit seiner Bevölkerung von nicht mal 400 000 
Einwohnern wollte einem Dreißig-Millionen-Staat seine Sätze 
aufdrängen Ein solcher Vorschlag mußte von Polen 
selbstverständlich abgewiesen werden“ (S. 282). Dann wird 
weiter angedeutet, als habe die Aus ſichk auf gewinn 
reiche Schmuggelgeſchäfte die Politik des Danziger 
Senats mit beeinflußt, nämlich: „. . . . es ist natürlich, daß die 
Rücksichten auf die Verringerung des Schmuggels von Monopol- 
und verbrauchssteuer pflichtigen Waren von Danzig nach Polen 
nicht ohne Einfluß auf den Standpunkt Danzigs blieb“ (S. 283). 

Der Reſt der Ausführungen zu dieſen Fragen iſt der Vor- 
geſchichte des Danziger Tabakmonopols gewidmet, wobei der Ver- 
faſſer mit Befriedigung feſtſtellt, daß dadurch wenigſtens dem 
Tabakſchmuggel ein Ende bereitet worden iſt. — Die Regelung 
bekr. die übrigen Waren, wie Spiritus, Streichhölzer uſw. iſt der 
Zukunft vorbehalten, „die günstige Lösung dieser Fragen hängt 
von dem guten Willen des Danziger Senats (!) ab“ (S. 285). 

Nunmehr wird der Danziger Hafenausſchuß behan- 
delt. Vach einer kurzen Skizze der Vorgeſchichte dieſer Inſtitukion, 
heißt es bezüglich der Zuſammenarbeit der beiden Parkeien: „die 
polnische Delegation muß dauernd die Opposition der Danziger 
Delegation bekämpfen, die, besonders stark zur Zeit der natio- 
nalistischen Danziger Senate, um die deutschen Interessen im 
Hafen kämpft und dazu bedeutend bessere Arbeitsbedingungen 
als die polnische Delegation hat“ (S. 286). Dieſe „bedeutend 
beſſeren Arbeitsbedingungen“ ſollen wohl darin beſtehen, daß der 
größere Teil der Beamten und Angeſtellten des Hafenausſchuſſes 
(heute noch) Deukſche find. Auch hier heißt es: „Deutſche“, 
nicht etwa „Danziger“! — Im Übrigen vergißt der Verfaſſer aber 
zu erwähnen, wie oft die Danziger Delegation von der polniſchen 
im Verein mit dem Präfidenten überſtimmt wurde. — Darauf iſt 
es auch wohl zurückzuführen, daß „trotz der schwierigen Bedin- 
gungen“ eine Reihe von Fragen für Polen günffig erledigt wur- 
den, u. a. das Vorrecht polniſcher Firmen bei Vermiekung von 
Plätzen und Lägern. Das ſei um fo wichtiger, als „auf den Hafen- 
gebieten des Senats oder privater Eigentümer ausschließlich 
ausländische (vorwiegend deutsche) und Danziger Firmen zu 
sehen seien. Polnische Firmen werden grund- 
sätzlich nicht zugelassen“ (S. 287). Das dürfte wohl 
nicht zutreffen. 

Später ſtellt der Verfaſſer feſt, daß die Plätze, die dem Hafen- 
ausſchuß zur Verfügung ſtehen, ziemlich voll ausgenußt find, daß 
bei der evenkuell notwendig werdenden Erweiterung dem Hafen- 
ausſchuß ein Enkeignungsrecht zuſteht. Bei dieſer Gelegenheit wird 
bekont, daß „der Grad der Einflüsse, die Polen oder 
Danzig im Hafenausschuß erlangen können, von der 
Höhe der finanziellen Leistungen Polens oder Danzigs an den 
Hafenausschuß abhängen“ (S. 288). Aus dieſer Erwägung heraus 
habe Polen auch dem Hafenausſchuß die 20-Millionen-Öulden- 
Anleihe verſchafft. — Das fteht in einigem Widerſpruch zu den 
Äußerungen anderer polniſcher Aukoren über die Abneigung Po- 
lens, ſich in Danzig mit Kapifalien feſtzulegen (vergl. Firſtenberg, 
Der Danziger Hafen vom rechtlichen Standpunkt, ſ. Oftland-Be- 
richte, Jahrg. III, Nr. 4—6, S. 105). Die Wünſche des Verfaſſers 
für die Zukunft gehen dahin, daß, — da nur ungefähr 20 % der 
Hafengelände und »einrichkungen von polniſchen Firmen benutzt 
werden, — „ein entsprechender Druck auf den Hafenausschuß 
ausgeübt werden muß, damit der Grundsatz, freie Stellen im 
Hafenausschuß durch polnische Kräfte zu besetzen, häufiger 
angewandt werde“ (S. 289). Wie die Ereigniſſe zeigen, iſt dieſe 
Forderung des Verfaſſers durchaus nicht wirkungslos geblieben. 
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Schließlich wendet fih der Verfaſſer dem Aufſtieg des 

anziger Hafens zu. D. h. hier wird wieder einmal mit 
Hilfe der verſchiedenſten Tabellen (Hafenverkehr Danzigs 1912 — 
1927, Flaggenbild — prozentual — 1912, 1923-1927, uſw.) der 
glänzende Aufſtieg Danzigs nachgewieſen“). Großes Gewicht 
wird auf die polniſche Abwehr gegenüber der deutſchen Konkur- 
tenzpolifik gelegt, in der „neben den ganz natürlichen Bestrebun- 
Len Deutschlands, die eigenen Häfen zu unterstützen, auch 
der Gedanke verborgen ist, den Anteil Danzigs am polnischen 
Seehandel zu vermindern“ (S. 297). Das ſei um jo wichtiger, als 
„unser Seeumsatz langsam anfing, die künstlichen (!) Wege, 
wie es unzweifelhaft vom Standpunkt der polnischen Wirt- 
Schaftsinteressen unter den Nachkriegsbedingungen die deut- 
schen Häfen sind, zu vermeiden . .. (S. 296). 

Erwähnt werden dann noch die Verhandlungen über die Be- 
ſeitigung des Danziger „Frachkurkundenſtempels“, über die An- 
wendung „durchgerechneter Tarife“ (die bis dahin an dem Wider- 
ſtand des Danziger Senats gegen die Einführung der polniſchen 
Verkehrsvorſchriften feheiterten), um immer wieder die „Schuld“ 
der nationaliſtiſchen Senate feſtzuſtellen. Demgegenüber weiſt der 

erfaſſer auf die Herſtellung einer „gemeinsamen polnisch Dan- 
ziger Front“ (betr. die Forderungen Danzigs auf Wahrung feiner 
Inkereſſen in einem deutſch-polniſchen Handelsverkrage) hin, die 
den Prozeß der wirtſchaftlichen Unifizierung weiter vorwärts- 
bringt. Als Beweis dafür, daß das Verſtändnis für die Vorkeile, 
die Danzig aus der Zuſammenarbeit mit Polen zieht, wächſt, werden 
dann noch die Volkstagswahlen vom November 1927 erwähnt, von 
deren Ergebnis ſich der Verfaſſer die günſtigſten Folgen für ſeine 
Wünſche verſpricht. 

Mit den eben erwähnten Darlegungen deckt ſich ein Aufſatz 
des gleichen Verfaſſers: „Die Freie Stadt Danzig innerhalb der 
polnischen Wirtschaftsgrenzen“ (in dem Sammelband: An der 
Wirtſchaftsfront“ S. 422—428); verſchiedenklich find ganze 
Sätze wörtlich übernommen. Ein weſentlicher Unterfchied iſt 
ledoch dabei: der politiſche Standpunkt des Verfaſſers krikt 
viel augenfälliger hervor. Das hat die Folge, daß dieſe kurzen Zu- 
ſammenfaſſungen voll der bekannken Unrichtigkeiten ſind. Als 
Beiſpiel: „Zur Zeit der größten Blüte Polens, um die Mitte des 
17. Jahrhunderts, zählte Danzig rund 80 000 Einwohner 
Indessen verlor Danzig bei dem Untergang Polens, — mit Ge- 
walt den Grenzen Preußens einverleibt, die Hälfte seiner Ein- 
Wohner, nach dem Verlust der letzten Verbindung mit Polen 
1813 zählte es kaum 16 000 Einwohner. Unter preußi- 
Scher Herrschaft hob sich Danzig nie wieder. Zwei Jahrhun- 
derte beinahe waren notwendig, damit die Zahl der Einwohner 
wieder 80 000 betrug“ (S. 422). 

Die Beſchreibung der Bedingungen, unter denen Danzig bis 
zur Einverleibung in das polniſche Wirtſchaftsgebiet „lebte oder 
besser vegetierte“, iſt durchaus ähnlich, ſei aber hier weiter nicht 
erührk. — 

Wie ſchon betont, bringt die Darſtellung der Zeit ab 1920 
gegenüber dem erſten Artikel ſachlich kaum efwas Neues, immer- 
hin ſei nachgetragen, daß hier der Verfaſſer zugibt, „daß auf pol- 
nischer Seite gewisse politische Faktoren die ungesunde Losung 
ausgaben, daß Danzig wirtschaftlich geschwächt werden 
müßte, um gewisse politische Ziele zu erreichen, und dadurch 
mit dazubeitrugen, daß in Danzig die Vorbedingungen für die 
Bildung solcher und nicht anderer Senate entstanden“ 
(S. 426/427). Erſt der Mai-Umſturz habe „eine gewisse Ent- 
Spannung“ herbeigeführt. (Es folgt eine Aufzählung der Refultate 
der neuen Politik: Verträge zwiſchen Danzig und Polen ſeit 
1926/1927.) 

Ahnlich wie in dem erſterwähnken Aufſatz wird auch hier zum 
Schluß betont, daß in Danzig das „Verſtändnis für die Vorkeile 


*) Unbedingt zuſtimmen kann man dem Verfaſſer, wenn er 
ſagt, daß „jede Anderung der polnischen Wirtschaftslage auto- 
matisch von Danzig verspürt wird“ (S. 289). Allerdings wird er 
dabei ungern an ſolche Beiſpiele, wie die verheerenden Folgen der 
polniſchen Finanz- insbeſondere Zollpolikik 1925/1926 für Danzig 
u. a. m., erinnerk ſein wollen. 


95 


Frakkur Bericht. 
Antigua — wörkliche Überſetzung des polniſchen Textes. 


(Danziger Fragen.) 5 
aus dem Zuſammenleben mit Polen“ im Wachſen begriffen iſt. 
Damit begnügk ſich der Verfaſſer jedoch nicht, ſondern fügt hiſto⸗ 
riſch-politiſche Erwägungen an, die auch hier als Schluß wieder- 
gegeben ſeien: „Die Geschichte der vergangenen Jahrhunderte 
lehrt die Danziger aufs Deutlichste, daß nur (!) durch einträch- 
tige und loyale Wirtschaftskooperation mit Polen der weitere 
Aufschwung von Danzigs Hafen und Handel gesichert ist. — 
Danzig gegenüber war, ist und wird auch weiterhin Polen das 
lebenspendende Land sein, von dem dieser Hafen die zum 
Aufschwung erforderlichen Mittel bezieht. — Natürlich unter 
einer Bedingung. Und diese Bedingung ist: — loyale und ein- 
trächtige Kooperation .. .. (S. 428). 
[Antoni Repeczko: „Sprawy sdafiskie“; in: „Zagadnienia 
gospodarcze Polski wspölczesnej“, S. 266-301. — Ders.: 
„Wolne miasto Gdansk w granicach xospodarczych 
Polski“; in: „Na froncie gospodarczym“, S. 422—428.] 
(39) 


Firstenberg, J. Der Danziger hafen in 
rechtlicher hinſicht. 

Die vorliegende hunderk Druckſeiken umfaſſende Schrift iſt eine 
Diplomarbeit der „Schule politiſcher Wiſſenſchaften“ (Szkola Nauk 
Politycznych) in Warſchau. 

Eingeleitet wird fie durch ein Vorwort des bekannten polniſchen 
Stkaatsrechtslehrers Profeſſor Julſan Makowski-Warſchau, das 
recht offenherzige und bemerkenswerte Außerungen enthält. Sie 
ſeien deshalb in wörklicher Überſetzung wiedergeben: 

„Die klaren und unzweideutigen Bestimmungen des Ver- 
sailler Traktats, durch welche Polen die Herrschaft über den 
Danziger Hafen zugesprochen wurde, wurden durch die späte- 
ren Abmachungen zu unseren Ungunsten abgeändert. 

Wir verdanken dieses unseren damaligen Regierungsstellen, 
welche, da sie keinerlei Verständnis für die praktische Bedeu- 
tung juristischer Konstruktionen hatten, auf ihrer Meinung nach 
überflüssige Subtilitäten verzichteten und es dadurch zur Ver- 
gewaltigung der betreffenden Bestimmungen des Traktats kom- 
men ließen. Unter anderm entstand infolge dieser fehlerhaften 
Politik und Ignoranz die Institution des Rates für den Hafen 
und die Wasserwege Danzigs, die nie durch den Traktat beab- 
sichtigt gewesen war, welche die Rechte Polens entsprechend 
einengte und Verwirrung und unnötige Erschwerungen in die 
Verwaltung des Hafens hineinbrachte. 

Die Untersuchung dieses pathologischen Ge- 
Schöpf sb) ist angebracht sowohl in praktischer wie in theo- 
retischer Hinsicht. 

Polen muß, bevor es diesen ihm in den Weg 
gelegten Stein bei Seite wirft), ihn untersuchen, 
sein Gewicht und seine Lage bestimmen.“ 


Die Arbeit zerfällt in drei Teile (ein vierter iſt als „Anhang“ 
beigefügt), nämlich: — 1. Allgemeinrechtliche Stellung der Freien 
Stadt Danzig (S. 7—35), 2. Der Hafen und die Waſſerwege 
(S. 36—56) und 3. Der Hafenausſchuß (S. 57—92). Der „Anhang“ 
(Teil 4, S. 93—96) erörkerk: Das Verwalkungsſyſtem des Hafens. 


1. Allgemeinrechkliche Stellung der Freien Stadt Danzig. 

§ 1 zeigt die Zeit bis zum 15. November 1920. — Darin werden 
vornehmlich die Artikel 100 —108 des Verſailler Verkrags wieder- 
gegeben. § 2. gibt eine kurze Überſicht der Entſtehung der „Ver- 
faſſung der Freien Stadt Danzig“. Anſchließend ſchilderk 8 3 den 
„Schuß des Völkerbundes“. Wie nicht anders zu erwarken, ſchließt 


1) Von uns geſperrk. Dieſe erſtaunliche Offenheit eines maß- 
gebenden polniſchen Skaatsrechtslehrers über die Stellung Polens 
gegenüber dem Hafen-Ausſchuß dürfte nicht nur in Danzig, fon- 
dern auch beim Völkerbunde intereffieren. 
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der Verfaſſer ſich eng an Profeſſor Makowski an und behauptet, 
der Schutz des Völkerbundes, — zuſammen mit der Garantie der 
Danziger Verfaſſung, ſei „Ausdruck dauernder Einmischung des 
Völkerbundes in innere Angelegenheiten der Freien Stadt; 
dieser Schutz hat ausschließlich persönlichen Charakter, der 
Protektor schützt die Bevölkerung des betreffenden Gebiets. 
... (Makowszki hat bekanntlich Danzig als Gebiet mit lokaler 
Autonomie unter der Souveränität Polens bezeichnet.) Schließlich 
wird (im Anſchluß an Prof. Kutrzeba) feſtgeſtellt, daß das Verhält⸗ 
nis Danzigs zum Völkerbunde „in der Geschichte der Völker 
keine Präzedenz“ habe; eine juriftijche Definition ſei vorerſt 
nicht möglich. 

$ 4 behandelt „Schutzmandat“ (polniſch: „Mandat obrony“). — 
Neben dieſer Frage (für welche die Enkſcheidung des Völker⸗ 
bundsrats vom 22. Juni 1921 uſw. zitiert wird) ſind in dieſem 
Paragraphen noch erwähnt: die „Demilitariſterung“ Danzigs und 
die Polen zuerkannken „unbedeukenden“ () militäriſchen Rechte, 
wie Munikionstransport u. a. Aus alledem zieht der Verfaſſer den 
Schluß: — „So ist also der Schutz der Unabhängigkeit Danzigs 
Ausschließlich von dem Völkerbunde abhängig, und daher stellt 
Professor Kutrzeba mit Recht fest, daß Danzig.. .. eins der 
wichtigsten Rechte eines Staates .... das „droit de conser- 
vation“, fehlt, da sein Schutz anderen Faktoren zusteht.“ — 

8 5 iſt der vielumffrittenen Frage der „Führung der auswärki⸗ 
gen Angelegenheiten Danzigs“ gewidmet. Hier iſt beſonders betont 
die Entſcheidung des Hohen Kommiſſars vom 17. Dezember 1921, 
die Polen das Rechk verleiht, Danziger Ankräge auf auswärtige 
Vertrekung zurückzuweiſen, falls im gegebenen Falle polniſche 
Inkereſſen geſchädigt werden könnten ..., um dann allerdings 
doch zuzugeben, daß in bezug auf die auswärtige Vertretung Polen 
„nicht nur ein Recht, sondern auch eine gewisse Pflicht besitzt“. 
Bekreffend den Abſchluß von Verträgen zwiſchen Danzig und ande- 
ren Staaten durch Polen betont der Verfaſſer die Entſcheidung des 
Hohen Kommiſſars vom 3. November 1922, wonach ſolche Verkräge 
der Ratifikation durch den Danziger Volkskag nicht bedürfen und 
bezeichnet dieſe Entſcheidung als „bedeutenden Erfolg“ (Polens). 

Erwähnt werden die Einſpruchsbefugniſſe Polens bezüglich der 
Aufnahme von Auslandsanleihen, die Führung der auswärtigen 
Korreſpondenz der Freien Stadt, die Frage der konſulariſchen 
Vertretung und des Schuges der Danziger Staatsangehörigen im 
Auslande, ſchließlich die Teilnahme Danzigs an internakionalen 
Kongreſſen. Betont wird, daß die Danziger Verkreker an Dis- 
kuſſionen, ſofern fie Danzig betreffen, „mit Erlaubnis (2) des 
Polnischen Vertreters“ teilnehmen und „durch Vermittlung der 
polnischen Delegation abstimmen“ können, falls Danzig ein be- 
ſonderes Stimmrecht zuerkannt wird. — Es unterbleibt diesmal 
ein Hinweis auf die Bedeutung dieſer Fragen für die Frage des 
ſtaaklichen Charakters der Freien Stadt Danzig. 

§ 6 ſkizzierk die „Zoll- unde Valutafragen“. Bei Behandlung 
der Zollangelegenheiten werden die wichtigſten Beſtimmungen des 

arſchauer Vertrages und der Genfer Konvention (1923) wieder- 
gegeben. Nach der Feſtſtellung, daß die Entſcheidung über ſämtliche 
Zollangelegenheiten allein bei Polen liege, wird jedoch betont: — 
„Das komplizierte Polnisch- Danziger Zollproblem charakteri- 
siert Dr. Hilchen (Vertreter Polens im Danziger Hafenausschuß) 
treffend folgendermaßen: „Wir müssen mit Verdruß feststellen, 
daß... . der „Zolleinschluß“ nur als Grundsatz verblieben ist; 
wo es sich um die Ausführung handelt, triumphiert die Idee der 
Zoll-,‚Union“ (zitiert nach der Zeikſchrift „Ekonomiſta“, Ihrg. 1924, 
Heſt III, S. 45). 

Zu den Währungsfragen werden weniger juriſtiſche als politi- 
Ihe Ausführungen gemacht. Die Frage der Währungsvereinheit— 
lichung ſei bisher, — „trotz ihrer erstrangigen Be- 
deutung für die wirtschaftliche und damit 
Politische Annäherung zwischen Danzig und 
Polen“), bisher nicht gelöft. Danzig habe feinerzeit die Zuffim- 
mung Polens zur Einführung der Danziger Währung erlangt, in 


1) Die Entſcheidung ſei falſch! (Höb, d. Völkerrechts S. 141.) 
2) Von uns geſperrt. (Red.) 
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dem Verkrage ſei die Möglichkeit einer künftigen Währungs- 
vereinheitlichung „plakoniſch“ gewahrt worden. Prakkiſch lägen die 
Dinge ſo, daß durch dieſe beſondere Währung in Danzig „große 
Teuerung“ herrſche, vor allem aber ſchaffe ſie im Hafen Schwierig- 
keiten. — Wenn hier hinzugefügt wird, daß die Freie Stadt im 
Jahre 1926 in Finanzſchwierigkeiken geriet, ohne daß der wirkliche 
Grund, — die verringerken Zolleingänge — erwähnk wird, ſo liegt 
der Gedanke nahe, als ſoll beim Leſer der Eindruck hervorgerufen 
werden, dieſe beſondere Währung habe die Schwierigkeiten hervor- 
gerufen. 

8 7 behandelt „die Rechte Polens in Danzig“. (Die militäri- 
ſchen Rechte Polens werden jpäter beſonders erörtert.) Für die 
Rechte Polens in Danzig werden als charakteriſtiſch angegeben: — 
1. ihre Einſeitigkeit, 2. der unmittelbare Charakter, 3. ihre Dauer. 

Zu Punkt 1 bemerkt der Verfaſſer, daß den polniſchen Rechten 
in Danzig nur zweikrangige Verpflichtungen Polens gegenüber 
ſtünden (Schutz der Danziger Skaatsangehörigen im Ausland, unter- 
ſchiedloſe Behandlung Danziger Staatsbürger in Polen, Verzicht 
Polens auf die Liquidation Danziger Eigentums). Den „unmittel- 
baren Charakter“ der Rechte Polens in Danzig ſieht der Verfaſſer 
in dem Umſtande, daß die Rechte nicht auf Grund gegenjeitiger 
Verkräge entſtanden ſeien, ſondern durch die Signakarmächte des 
Verſailler Vertrages Polen zuerkannt wurden: „Danzig, das 
nicht Subjekt des Völkerrechts ist, kann weder internationale 
Rechte noch Pflichten haben“. — Allerdings ſei der unmittelbare 
Charakter der polniſchen Rechte durch die jpäteren Verkräge (3. 
B. für den Hafenausſchuß) erheblich abgeſchwächt worden. Über 
die Dauer der Rechte Polens behauptet der Verfaſſer, fie ſeien 
gewiſſermaßen ewig und hingen nicht von der Zuſtimmung Danzigs 
ab. Insbeſondere wird die Frage nach dem juriſtiſchen Charakker 
als „rein kheoretiſch“ abgelehnt. Als „Staatsſervitute“ könnten fie 
ſchon deswegen nicht bezeichnet werden, weil „die Beziehungen 
zwischen Polen und Danzig nicht zwischenstaatliche Beziehun- 
gen seien“ (fiehe dagegen Höb. des Völkerrechts!) 

Schließlich verweilt der Verfaſſer noch bei der polniſchen Theſe, 
daß Danzig als Freie Stadt konſtituiert worden ſei, einzig und 
allein um Polen den freien Zugang zum Meere zu ſichern. Im An- 
ſchluß an das von Polen am 7. April 1925 dem Haager Gerichtshof 
eingereichte Memorial wird feſtgeſtellt, daß „das Danziger Re- 
gime ein „Kompromiß zwischen dem wirtschaftlichen und politi- 
schen Bedürfnis Polens und den nationalen Rechten der Be- 
völkerung der Freien Stadt Danzig“ ist.“ 

§ 8 ſkizziert die Stellung des diplomakiſchen Verfrefers der 
Republik Polen in Danzig, den die Polen „Generalkommiſſar“ 
nennen. Neben einer Beſchreibung ſeiner Befugniſſe gegenüber den 
polniſchen Behörden auf dem Gebiet der Freien Stadt, gegenüber 
dem Hafenausſchuß, bekr. die Verkrekung Polens gegenüber dem 
Hohen Kommiſſar des Völkerbundes wird der Anſpruch des Kom- 
miſſars, fremde Kriegsſchiffe im Danziger Hafen zu begrüßen, aus- 
führlicher behandelt. Über die Rechtsſtellung führt der Verfaſſer im 
Anſchluß an Makowski aus, daß wenn der Generalkommiſſar in 
der Pariſer Konvention als „diplomatiſcher Vertreter“ bezeichnef 
werde, „so stellt diese Bezeichnung nur den Umkreis der Privi- 
legien fest, die ihm zustehen und charakterisiert seine persönliche 
Stellung; bestimmt aber in keiner Weise den rechtlichen Cha- 
rakter des Verhältnisses Polens zur Freien Stadt Danzig; es 
kann in diesem Falle von einer Analogie zu einer normalen 
diplomatischen Vertretung schon allein im Hinblick auf die Art 
der Ernennung des Generalkommissars keine Rede sein, dessen 
Ernennung lediglich die polnische Regierung dem Senat der 
Freien Stadt notifiziert, ihn aber gar nicht nach seiner Zustim- 
mung fragt.“ 

In 89 wird die „Frage der Skaaklichkeit Danzigs“ berührt, — 
nur kurz, wie der Verfaſſer bekonk, da es mit dem Haupt- 
thema der Arbeit nur loſe zuſammenhänge. Nach einer, im übrigen 
unvollkommenen Aufzählung der wichkigſten Definitionen kommt 
der Verfaſſer zu folgendem Ergebnis: — „Unserer Meinung nach 
muß man in Ubereinstimmung mit der Meinung des Völker- 
bundsrates das Statut Danzigs als Institution sui generis an- 
sehen, denn es mechanisch unter eine der bisherigen abgegrenz- 
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ten öffentlich-rechtlichen Kategorien einzureihen, klärt die Lage 
nicht genügend. Die Tatsachen: Existenz einer besonderen 
Staatsangehörigkeit, einer Danziger Flagge .. sind nicht ent- 
scheidende Argumente für die Staatlichkeit der Freien Stadt. 
Aber auch nicht dagegen sprechen die konstitutionellen Vor- 
behalte zu Gunsten des Völkerbundes, die Führung der aus- 
ländischen Angelegenheiten durch Polen, die Nicht-Integrität 
des Gebietes der Freien Stadt, die wirtschaftlichen Rechte 
Polens u. ä. Über die Rechtsstellung Danzigs sollen vor allem 
die geltenden positiven Bestimmungen, nicht die Rücksichten 
Streng wissenschaftlicher Klassifikation entscheiden“ (S. 28/29). 
Das Schreiben der Befigverteilungskommiffion vom 3. Mai 1923 
habe die Sachlage unklar geſtalket, da darin das Eigenkum an 
den Waſſerſtraßen auf Danziger Gebiet nicht dem Hafenausſchuß, 
ſondern der Freien Stadt, — als „aus dem Recht der Souveräni- 
tät fließend“ — zugeſprochen worden ſei. Dieſe Anerkennung ſoll 
aber nach dem Verfaſſer, „ähnlich wie eine ganze Reihe anderer 
Danziger Kuriositäten“ die Bedeukung eines „enkſcheidenden 
juriſtiſchen Arguments“ keineswegs haben. Vielmehr beharrt der 
Verfaſſer bei der Anſicht Prof. Ehrlichs („Gdansk“, — Lemberg 
1926, S. 29, 91), daß Danzig überhaupt kein Subjekt des Völker- 
rechts, ſondern ein Gebiet ſei, „das organisiert wurde, um Polen 
. den Zugang zum Meere zu sichern, nach außen hin durch 
Polen vertreten wird, d. h. in internationalen Beziehungen 
Srundsätzlich polnisches Gebiet, jedoch unter Wahrung der 
Kompetenzen des Völkerbundes, darstellt:)“. 

8 10 behandelt die Stellung des Hohen Kommiſſars des 
Völkerbundes. Hier wird vor allem betont, daß die Ent- 
ſcheidungen des Hohen Kommiſſars wohl für Danzig, das unter 
dem Schuß des Völkerbundes ſteht, verbindlich ſeien, nicht dagegen 
für Polen. Fernerhin beſchäftigen ſich die Ausführungen vor allem 
mit der Frage, inwieweit ſich die Enkſcheidungen auf Auslegung 
ſtrittiger geltender Beſtimmungen und Verkräge beſchränken ſollen, 
bezw. ob der Hohe Kommiſſar von ſich aus Enkſcheldungen über An- 
gelegenheiten, die bisher nicht geregelt waren, fällen kann. Solch 
eine geſetzgeberiſche Kompetenz des Hohen Kommiſſars wird von 
Polen abgelehnt. 

§ 11 geht noch auf das Verhältnis des Verſailler Verkrages zu 
der Pariſer Konvenkion ein. — Dabei wird feſtgeſtellt, daß nach 
Meinung der polniſchen Regierung grundſätzlich „der Versailler 
Vertrag die Quelle aller späteren Verträge und die eigentliche 
Rechtsgrundlage sämtlicher polnisch-Danziger Beziehungen ist, 
und daß man bei der Auslegung der Bestimmungen der Kon- 
vention auf ihn zurückgreifen muß“ (S. 34). Das gilt beſonders 
betr. Art. 104 des Vertrages (Rechte Polens in Danzig), der 
gewiſſermaßen als „pactum de contrahendo“ anzuſehen ſei, nach 
Abſchluß der Ausführungsverfräge feine Rechkskrafk verloren, 
feine Bedeukung als „hauptjählihe Inkerprekationsgrundlage“ 
aber bewahrt habe. 


2. Der Hafen und die Waſſerwege. 

8 1. Neben einer kurzen Beſchreibung der Danziger Hafen- 
verhältniſſe bringt dieſer Abſchnitt Ausführungen über die Be- 
griffe: — „Hafen“ im kechniſchen Sinne und „Hafen“ im ökonomi- 
ſchen Sinne. Im erſten Falle müſſe man vom „Danziger Hafen“ 
reden, im anderen Falle vom „Hafen Danzig“. — Daran an- 
ſchließend werden dann die Entſcheidungen über den „Hafen im 
ökonomiſchen Sinne“ gegeben, der ſich ungefähr mit dem Gebiete 
der Stadt decke (Entſcheidung des Hohen Kommiſſars von 1921 
betr. der Hafeneiſenbahnen, — Bericht der Experken-Kommiſſion 
im Poſt. Streit von 1925 bekr. den polniſchen Poſtdienſt). 

§ 2. Der Hauptteil der Ausführungen dieſes Kapitels, das über 
die Waſſerwege handell, iſt dem Streit um die Verwaltung der 
Stromweichfel gewidmet. — Ausführlich wird eingegangen auf die 
Verſchiedenheik des engliſchen und franzöſiſchen Texkes von 


1) Vgl. demgegenüber die von Cruſen im Handbuch des Völker- 
rechts, S. 141, angeführte Tatſache, daß rechtswidrige Handlungen 
gegen Danzig nicht innerſtaakliches Unrecht, ſondern völkerrecht- 
5 Delikte, die den Völkerbund zum Einſchreiken veranlaſſen, 
ind u. a. m. 
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Ark. 104 des Verſailler Vertrages („la Vistule polonaise“ und 
„the Vistula in Poland“). Verfaſſer erwähnt dann unter Berufung 
auf einen Aufſatz von Profeſſor Winiarski („Rzeki polskie... ., 
Poſen 1922, S. 172—180) die Bemühungen Englands vor Ab- 
ſchluß der Danzig-polniſchen Konvention von 1920 und meink: 
„England lag damals sehr viel daran, Polen von der Verwal- 
tung der Danziger Weichsel auszuschließen und zwar aus dem 
Grunde, um für später nötigenfalls eine Grundlage zu schaffen, 
wenn es verlangte, daß die Weichsel als Fluß „von internatio- 
naler Bedeutung“ im Sinne der späteren Konvention von Bar- 
celona von 1921 anerkannt würde. Trotz einem starken Drän- 
gen von seiten Großbritanniens einigte sich die Botschafter- 
konferenz infolge des polnischen Einspruchs dahin, diese Frage 
Vorläufig offen zu lassen, und obwohl dies nicht ausdrücklich 
in der Konvention vermerkt wurde, wurde doch bestimmt, den 
Hafenausschuß zu der Feststellung zu ermächtigen, welcher 
Teil der Weichsel entsprechend dem Artikel 20 seiner Verwal- 
tung unterstehen soll. Daher muß man auch die Verwendung 
dieses unglücklichen Ausdrucks im englischen Text, der übri- 
gens im letzten Augenblick vor der Unterzeichnung zustande 
gekommen sein soll, lediglich als ein Versehen erachten, dieses 
Ausdrucks, der einer der Hauptgründe für die für Polen un- 
günstige und dem Traktat widersprechende Interpretation ge- 
worden ist“ (S. 40). 

Nach einer kurzen Darſtellung des jeit 1921 währenden Streits 
heißt es, der polniſche Standpunkt ſei ſowohl vom Präfidenten 
des Hafenausſchuſſes als auch von dem Hohen Kommiſſar als 
„ſachlich vollkommen berechtigt“ anerkannt worden, und nur „for- 
male Gründe“ hätten eine Erledigung des Streits bisher ge- 
hindert (S. 41/42). 

8 3 behandelt den Freibezir k. Hier wird eine kurze fech- 
niſche Beſchreibung, ſowie eine Darſtellung der rechtlichen Grund- 
lagen des Freibezirks gegeben. Betont wird der günſtige Einfluß 
des Freibezirks auf den Danziger Hafenverkehr, gleichzeitig aber 
auch darauf hingewieſen, daß die polniſche Regierung 1922 das 
Projekt der Danziger Handelskammer, in Danzig einen „Frei- 
hafen“ (in dem, zum Unterſchied von dem „Freibezirk“, auch in- 
duſtrielle Anlagen errichtet werden jollien) zu errichten, abgelehnt 
habe, da dadurch die Beſtimmungen der Pariſer Konvenkion über 
die Zolleinheit berührt würden, zu einem ſolchen Projekt alſo die 
Zuſtimmung beider Teile notwendig ſei. 

§ 4 trägt die Überſchrift: „Der Charakter der Berechti- 
gungen Polens im Hafen“. — Unterſchieden werden zwei 
Arten von Berechtigungen: — 1. als Mitverwalter!) und 2. als be- 
vorrechtigfer Hafenbenutzer. 

Unter den Rechten Polens als „Mitverwalker“ des Danziger 
Hafens werden u. a. angeführt: — das Recht zur Unterhaltung des 
eigenen Poſtdienſtes, das Recht (ö) zur offiziellen Begrüßung 
fremder Kriegsſchiffe, ferner die „wenigstens theoretische 
Gleichberechtigung der polnischen Sprache . .. Dem gegen- 
wärtigen Stand werden die weitergehenden Rechte auf Grund 
des Ark. 104 des Verſailler Vertrages gegenübergeſtellt. Hinſicht . 
lich der heutigen Lage wird die Anfiht der polniſchen Regierung 
hervorgehoben, daß „Polen in gewisser Hinsicht in 
Danzig ähnliche Rechte wie auf eigenem 
Gebiet besitzt?)“, daß die polniſchen Schiffe in Danzig ſo 
behandelt werden ſollten, als ob ſie in einem polniſchen Hafen ſich 
befänden. Allerdings muß der Verfaſſer zugeben, daß der Hohe 
Kommiſſar, — zur Wahrung der „ſtaatlichen Rechte“ Danzigs —, in 
feiner Enkſcheidung von 1921 Polen hierbei nur eine beſonders 
privilegierte Stellung eingeräumt hat. — 

Bei dieſer Gelegenheit weiſt der Verfaſſer mik aller Ent- 
ihiedenheit die Enkſcheidung des Hohen Kommiſſars vom 
15. Auguſt 1921 zurück, wonach Polen die Verpflichtung habe, den 
Danziger Hafen voll auszunutzen, „und zwar selbst dann, wenn 
es andere eigene Häfen an der Ostsee haben wird“, — er be- 


3) Entgegen den Ausführungen von Dr. Stawski, der von Polen 
als „Miteigentümer“ des Danziger Hafens ſpricht. 
2) Von uns geſperrk (Red). 
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zeichnet dieſe Enkſcheidung als „vollkommen unerhört, selbst im 
Lichte des Völkerrechts der Nachkriegszeit“ und ſagt, „wenn 
auch diese Entscheidung vom 15. August 1921 
Rechtskraft gewonnen hat, so muß dieser Punkt als 
rechtlich nie vorhanden gewesen erachtet werden, — und zwar 
mit Rücksicht auf die offensichtliche, krasse Überschreitung der 
ompetenz durch den Hohen Kommissar. .. (S. 46). 

§ 5 erörtert „Eifenbahnen und Poſt“. Hier begnügk 
ſich der Verfaſſer mik einer kurzen Skizze der Rechtslage der 
polniſchen Eifenbahnverwaltung auf dem Gebiet des Hafens; bei 
Berührung der Streitfrage befr. die „Eifenbahndirekfion Danzig“ 
betont er, daß der polniſche Standpunkt von dem Völkerbundsrat 
und dem Hohen Kommiſſar als „ſachlich“ berechtigt anerkannt 
worden ſei, allerdings muß er zugeben, daß dieſe beiden Stellen 
den Mangel rechklicher Grundlagen für das polniſche Vorgehen 
feſtgeſtellt haben. 

Die Ausführungen über den polniſchen Poſtdienſt find begreif- 
licherweiſe ſehr kurz; die Frage ſei „im allgemeinen ebenfalls 
Lünstig für Polen geregelt“ worden. 

§ 6 behandelt „polen als Kunden des Hafens“. — 
Darunker verſteht Verfaſſer alle die Fälle, in denen Polen ſeine 
Rechte nicht felbftändig, ſondern nur durch Vermittlung des Hafen- 
ausſchuſſes ausüben kann. Bekreffend den Ark. 26 der Pariſer 
Konvenkion, der Polens Rechte näher definierk, zitiert der Ver⸗ 
faſſer aus einer Denkſchrift des früheren polniſchen Mitglieds des 
Hafenausſchuſſes, des Admirals Borowski: — „Art. 26 der Konven- 
tion ist etwas, was gar nicht der Mühe wert war, zu schreiben, 
denn jeder Staat hat die gleichen Rechte in jedem anderen 
Handelshafen der Welt; es gab noch keinen Hafen, der sich 
gegen den Warenverkehr gewehrt hätte, im Gegenteil sie (die 
Häfen) konkurrieren untereinander um die Kunden“. Aber er 
fügt hinzu: — „Aber aus diesen Worten geht keineswegs hervor, 
daß es für Polen unvorteilhaft ist, sich des Danziger Hafens zu 
bedienen, dagegen sprechen — nach Meinung des Direktors 
Nagörski — finanzielle Rücksichten, — in Hinsicht auf die polni- 
sche Zahlungsbilanz, . . weiter wirtschaftliche Bedenken, 
direkte Vorteile aus der Hafenentwicklung, Zusammenarbeit 
mit Gdingen . . . schließlich politische Erwägungen 
— Stärkung des polnischen Besitzstandes in Danzig, Heran- 
ziehung des Danziger Handels zur Zusammenarbeit mit Polen 
und Vernichtung der Ansicht, das Danzig für Polen entbehrlich 
sei“ (S. 49). 

Weiter wird u. a. behandelt die Frage der Vermietung von 
Hafenplätzen und Speichern, welche Eigenkum des Hafenausſchuſſes 
ſind. Beſonderer Nachdruck wird gelegt auf die ausführlich wie⸗ 
dergegebene Enkſcheidung des Hohen Kommiſſars vom 27. 10. 1922, 
wonach bei der Neuvermiekung polniſchen Firmen der Vorzug zu 
geben ſei. 

Im 8 7, der die Überſchrift: „Polens militäriſche 
Rechke“ trägt, werden erörtert: — die Frage des, port d’attache“ 
und die Frage der Munitionskransporte. Hier gibt der Verfaſſer 
eine knappe Überſicht über die einzelnen Enkſcheidungen der 
Hohen Kommiſſare und des Völkerbundes; die Danziger Argu- 
mente werden dagegen nur ſehr dürftig dargeſtellt. Unbedingt 
falſch iſt es, wenn Verfaſſer von „einer gewissen Exterritoriali- 
tät“ des Munitionsbeckens ſpricht. 

Geſchildert wird auch noch die Frage der militäriſchen Be⸗ 
wachung der Munitionstransporte (ſeit 1921) und neuerdings des 
Geländes an dem „Munikionsbecken“. 

Der dritte Teil der Schrift behandelt den 

Hafenausſchuß (S. 57 ff.). 

Zunächſt wird die Enkſtehungsgeſchichte (in $ 1) ge- 
ſchildert. Bei der Erörterung der von Polen auf der Konferenz 
von Spa im Jahre 1920 gemachten Konzeſſionen wird mit bejonde- 
rem Mißfallen bemerkt, daß in der Entſcheidung des Oberſten 
Rates gefagt wird, — der zu konffifuierende Hafenausſchuß ſolle 
die Intereſſen Polens und Danzigs vertreten. Nach der Ab- 
weiſung des bolſchewiſtiſchen Angriffs habe Polen erklärt, daß 
es ſich an die Verpflichtungen von Spa nicht gebunden erachte, da 
nur ein Teil der Alliierten die zugefagte Hilfe gewährk habe. Die- 
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fer Standpunkt war nach Meinung des Verfaſſers wohl ekhiſch 
berechtigt, juriſtiſch aber wohl unhaltbar: „Jedenfalls zwang Eng- 
land, — trotz der vorgebrachten juristischen Bedenken —, 
durch sein wirtschaftliches und politisches Ubergewicht, Polen 
zur Ausführung der Bestimmungen des Juli-Abkommens“. — 
Dann folgt eine kurze Skizze der Verhandlungen, welche im Ok- 
kober / November 1920 in Paris dem Abſchluß der Konvention vor- 
ausgingen. 

8 2 behandelt den Wirkungsbereich des Hafenaus- 
ſchuſſes. — Über das Verhälknis der Pariſer Konvention zum 
Verſailler Verkrag werden verſchiedene polniſche Autoren zitiert, 
fo Prof. Winiarski, der zwiſchen beiden keinen offenen Wider- 
ſpruch ſieht, während Siebeneichen gemeint habe, daß „der Hafen- 
ausschuß faktisch die Rechte erhielt, die Polen zuerkannt wer- 
den sollten“. Schließlich wird auf Profeſſor Ehrlich verwieſen, der 
zumindeſt die Verwaltung der Stromweichſel und das Recht zum 
Hafenausbau als dem Hafenausſchuß zu Unrecht überkragen an- 
ſieht, da es Polen zuſtehe. Dieſer Meinung ſcheint auch der Ver⸗ 
faſſer zu ſein, der feſtſtellt, daß Art. 104 des Verſailler Verkrages 
darüber ſchweige, die Rechtsgrundlage aber in der Mantelnote 
ſieht, wonach Polen mit Recht fordere, daß Leitung und Enkwick⸗ 
lung des Hafens ſich in ſeinen Händen befinden ſollen. — Danach 
ſei Ark. 104 auszulegen. Wenn dem gegenüber die Anſicht der 
Danziger Vertreter, daß die Verwalkung des Hafens und der 
Waſſerſtraßen bei Danzig verbleiben müßten, zu der Kompromiß 
löſung geführt habe, jo ſtellt der Verfaſſer feſt, daß die Überfragung 
der Hafenverwalkung an den Hafenausſchuß zwar „die Buch- 
staben“ des Verſailler Verkrages nicht verletze, daß aber dieſe 
Löſung „nicht übereinstimmt mit der unzweifelhaften Absicht 
des Versailler Vertrages“. Das Gleiche gelte auch für die Frage 
des Hafenausbaus, die auch nur mit formaler Zuſtimmung Polens 
an den Hafenausſchuß übergegangen ſei. 

Die Frage der Verwaltung der Stromweichſel enkſpricht nach 
Meinung unſeres Verfaſſers, obwohl die Entſcheidungen des Hohen 
Kommiſſars und des Völkerbundsrakes Rechtskraft erlangt haben, 
ebenfalls nicht den Beſtimmungen des Verſailler Verkrages. Hier 
heißt es ſchon, daß die Danziger Vorſchläge, dieſes Recht dem 
Hafenausſchuß einzuräumen, „dem ausdrücklichen Wortlaut des 
Vertrages zuwider“ geweſen jeient). 

Auch das Eigenkum an den Eiſenbahnen im Hafen iſt nach der 
Behaupkung Firſtenbergs zu Unrecht an den Hafenausſchuß über- 
fragen worden; dieſe Regelung ſei allerdings ohne praktiſche Fol. 
gen geblieben, da die Verwaltung der Eiſenbahnen im Hafen ſeit 
1921 wieder in polniſchen Händen ſei. 

Schließlich polemiſierk der Verfaſſer noch mit der Danziger 
Auffaſſung, wonach der Hafenausſchuß „eine Kompromißlösung, 
zu deren Gunsten Polen und die Freie Stadt auf einen Teil 
ihrer Rechte verzichtet haben“, ſei. Demgegenüber verkritt er 
die Anſicht der polniſchen Regierung, daß „die Konvention dem 
Hafenausschuß keinerlei Verpflichtungen gegenüber Danzig auf- 
erlegt habe, daß die einzige Aufgabe (des Hafenausschusses) 
ist,. . .. den polnischen Interessen zu dienen... und Polen 
die unbegrenzte Benutzung des Danziger Hafens zu sichern, 
sowie daß der Hafenausschuß in seinen Handlungen weder 
durch Bestimmungen der Danziger Verfassung, noch auch 
durch andere politisch-rechtliche Rücksichtnahmen beschränkt 
werden kann (z. B. durch das Argument von dem „Staat im 
Staate“ (S. 64). Eine juriſtiſche Konſtruktion der Befugniſſe des 
Hafenausſchuſſes wird allerdings abgelehnt, die ganze Angelegen- 
heit ſei Frage der Interprefation, die im Zweifelsfall auf den Ver- 
ſailler Verkrag (bzw. das, was Polen als „authenkiſche Interpre- 
kation“ des V. V. nennh zurückgreifen ſoll. 

8 3 behandelt die „Innere Organiſaktion des 
Hafenausſchuſſes“ (S. 64 ff.). Nach kurzen Mitteilungen 
über die Beſetzung des Ausſchuſſes durch Danzig und Polen folgt 


1) Vorher (S. 39) hakte der Verfaſſer auf die mangelnde Über- 
einſtimmung zwiſchen dem franzöſiſchen und dem engliſchen Text 
hingewieſen (wobei der engliſche Text ausdrücklich von der mög- 
lichſten Angleichung der Weichſelverwaltung an die Verwaltung 
der „Weichſel in Polen“ redet.) 
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eine Darſtellung der Dienſtanweiſung für die polniſche Dele- 
gationt). Hier wird noch mitgeteilt, daß der Verſuch des Hohen 
Kommiſſars (1922), den Hafenausſchuß zahlenmäßig zu verkleinern, 
um größere Leiftungsfähigkeit zu erreichen, von der polniſchen 
Delegation abgewieſen worden ſei (mit Hinweis darauf, daß 3. B. 
der Liverpooler Hafenausſchuß noch mehr Mitglieder zähle!). Von 
Intereſſe könnten folgende Mitteilungen fein: — In der erſten Hälfte 
1922 wurde beim Handelsminiſterium (Departement für die Han- 
delsmarine) eine „Ständige Kommiſſion für Fragen des Danziger 
Hafenbetriebs“ aus Verkrekern der verſchiedenen Miniſterien und 
der Intereſſentenkreiſe errichtet. Dieſe Kommiſſion, die nach ihrer 
Geſchäftsordnung in engem Kontakt mit der polniſchen Delegation 
beim Hafenausſchuß ſtehen und mindeſtens zweimal monatlich Be- 
ratungen abhalten ſollte, ſei bis zum 12. Mai 1924 (dem Tage ihrer 
letzten Sitzung) im ganzen nur dreimal zuſammengetreken; formal 
beſtehe fie zwar heuke noch. Ahnlich wurde 1926 bei dem polni- 
chen Außenminiſterium ein „Komitee für Danziger Fragen“ er- 
richtet, in welchem neben allgemeinen Danziger Fragen auch Fra- 
gen des Danziger Hafens, beſonders ſolche mit politiſchem Ein- 
ſchlag, gutachklich erörtert worden ſeien. In rein wirkſchaftlichen 
Fragen unterhandle die polniſche Delegation direkt mik der Hafen- 
abteilung des Handelsminiſteriums. 

Im folgenden behandelk dann der Verfaſſer: — die Stellung des 
Präfidenten des Hafenausſchuſſes und feine Befugniſſe, das Be. 
ſchwerderecht an den Hohen Kommiſſar, die Einkeilung der inneren 
Verwaltung, die Gliederung der kakſächlichen Leitung. Hier kann 
ſich der Verfaſſer nicht enthalten, anzuführen (ohne allerdings „die 
rechtliche Grundlage“ für eine paritätiſche Beſetzung anführen zu 
können), daß von 250 Angeſtellten des Ausſchuſſes nur 9 polniſche 
Staatsbürger und 9 Danziger Staatsbürger polniſcher Nationalität 
ſeien. Er zitiert das Übereinkommen von 1923, wonach polnischen 
Staatsbürgern bei Neueinſtellungen der Vorrang zu gewähren fei, 
fügt aber hinzu, daß die praktifhe Durchführung auf Schwierig- 
keiten ſtoße, da z. B. die Lotſen⸗Kandidaten das Schiffer. Patent 
im Große Fahrk aufweifen müßten, was in Polen eine Selten- 

eit ſei. 

Die Frage der Amksſprache ſei Gegenſtand lebhafter Streitig- 
keiten geweſen, ſchließlich durch Schiedsrichterſpruch entſchieden, 
wonach im Einzelfall der Präſident des Hafenausſchuſſes entjchei- 
den ſolle, welche Sprache zur Anwendung komme. Schließlich wird 
noch die Flaggenfrage erwähnt, die kroß mehrfacher Rekurſe 
Danzigs zu deſſen Ungunſten enkſchieden worden ſei, da Danzig 
ſchließlich ſeinen Einſpruch habe zurückziehen müſſen. Eingehend 
berührk wird noch der langwierige Streit um die Frage der 
Hafenpolizei, (hier iſt die Darſtellung rein juriſtiſch und enthält ſich 
jeglicher politiſchen Außerungen). 

Im § 4 wird das Budjek-Recht recht kurz erörtert 
(S. 77 ff.). Neben der inneren Haushaltsgebahrung iſt es beſonders 
die Frage der eventuellen Zuſchüſſe von ſeiten Danzigs und Po- 
lens, die vom Verfaſſer berührt wird, wobei er mik offenem Miß- 
vergnügen feſtſtellt, daß die Bemühungen der polniſchen Dele- 
gation, daß Polen in jedem Einzelfalle fein Einverſtändnis er- 
klären müſſe, geſcheiterk ſeien. Er befont aber, daß wenn auch die 
Enkſcheidung des Hohen Kommiſſars Rechtskraft erlangt habe und 
Polen die Hälfte des Haushaltdefizits zu fragen habe, es auch 


jetzt noch bezüglich einzelner Ausgaben das Recht habe, Einſpruch 


(swecks Unterſuchung der Notwendigkeit) bei dem Hohen Kom- 
miſſar zu erheben. 

§ 5 (S. 79 ff.) erörtert eingehend die Frage der igen kums- 
rechte am Hafen. Hier werden dargelegt: — die Verkeilung 
des ehemals deuffchen und preußiſchen Eigentums auf Danziger 
Gebiet an die drei Parteien (Polen, Freie Stadt und Hafen. 
ausſchuß). Hierbei bekonk der Verfaſſer, daß es für Polen befon- 
ders günſtig ſei, wenn das Eigentum des Hafenausſchuſſes, befon- 
ders Lagerräume, möglichſt vergrößerk werde, „da die polnischen 
Kaufleute den Danziger Hafen am besten durch Vermittlung des 
Hafenausschusses benutzen können“, Ferner behandelt der Ver- 
faſſer die Frage des Eigenkums an den Eiſenbahnen; — dieſes ſei 


1) Vgl. Oftland-Berichte, Jahrg. 2, Nr. 9, S. 180. 
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dem Hafenausſchuß als „jus nudum“ verblieben — und die Frage 
des Eigentums an den Waſſerſtraßen. — Hier fei die Enkſcheidung 
„ganz anders“ (d. h. für Polen ungünſtig) ausgefallen, da dem 
Hafenausſchuß nur die Verwaltung der Gewäſſer übertragen 
wurde, das Eigenkum dagegen bei Danzig verblieb. 

Es werden ferner erwähnt: die Aufteilung des Schiffsparks der 
Skromverwalkung, die Frage der Rechksnachfolge Danzigs (in 
bezug auf Mokklau und Kaiſerhafen, — hier ſei der ſonſt über- 
mächtige Grundſatz, daß vornehmlich Polen und der Hafenaus- 
ſchuß als Rechtsnachfolger Deutſchland-Preußens auftreten follten, 
zu Gunſten Danzigs durchbrochen worden — dann neben der Frage 
nach der Rechksnakur des Eigenkums des Hafenausſchuſſes das 
Problem der Anleihen. Dargelegt wird die formale Seite (Ent- 
ſcheidungen des Hohen Kommiſſars und des Völkerbundes), wonach 
kro allem ein Rechk Polens, die Notwendigkeit des Anleihe 
grundes in Frage zu ſtellen, gewahrt bleiben ſolle. Das gelte eben. 
falls für die Frage eines eventuellen Verkaufs von Hafeneigenkum, 
und in beſonderer Schwere gerade für die Aufnahme von Aus- 
landsanleihen. Dabei wird bekonk, daß hier neben der Befugnis 
der polniſchen Delegation zum Einſpruch auch Artikel 7 der Pa- 
riſer Konvenkion (auf Grund deſſen Danzig vor Aufnahme von 
Auslandsanleihen Polen zu konfulfieren habe) zur Anwendung 
gelange. 

8 6 (S. 90 ff.) behandelt dann noch „die öffenklich- 
rechtliche Stellung“ des Hafenausſchuſſes. Mit Nachdruck 
weiſt der Verfaſſer darauf hin, daß das Bemühen der polniſchen 
Regierung, den Hafenausſchuß der ausſchließlichen Zuſtändigkeit 
der Danziger Gerichte zu entziehen, aus dem Grunde erfolgte, 
„um die besondere Rechtsstellung und die gleichrangige Lage 
beider Parteien ihm gegenüber zu dokumentieren“, gleichzeitig 
aber auch aus praktiſchen Gründen, „um den polnischen Kauf- 
mann von der nicht immer genügend unpar- 
teiischen Rechtssprechung der Freien Stadt Danzig 
unabhängig zu machent).“ 

Allerdings muß der Verfaſſer ſelbſt zugeben, daß die Anwen- 
dung Danziger Rechts durch polniſche Gerichte zu erheblichen 
Schwierigkeiten führen würde; das dürfte mit ein Grund ſein, 
weshalb dieſe Löſung bisher nicht prakkiſch geworden iſt. 

Ferner unkerſuchk der Verfaſſer noch die Frage, ob und unfer 
welchen Bedingungen der Hafenausſchuß internationale Verkräge 
abſchließen könne. Die Frage ſei 1921 angeſchnikken, aber iſt bis 
heute noch nicht entſchieden worden. Hier wird der polniſche Stand- 
punkt aufrechterhalten, nämlich, daß in dieſer Frage der Hafen- 
ausſchuß keine größere Selbſtändigkeit als Danzig genießen könne, 
daß alſo im Verkehr mit anderen Staaken Polen vermitteln müſſe, 
daß ferner nicht Danzig, ſondern allein Polen konſulkierk werden 
müſſe (S. 91). 

Der Verfaſſer betont nochmals, daß der Danziger Hafen- 
ausſchuß kein Subjekt des Völkerrechts und noch weniger befugk 
fei, im internationalen Verkehr ſelbſtändig aufzukreken, als die 
Stadt Danzig! 

Unter Hinweis auf die Ausführungen von Prof. Winiarski, 
daß der Hafenausſchuß, obwohl er einen Teil des Weichſelſtrom- 
laufs verwaltet, nicht als Inkernakionale Flußkommiſſion im Sinne 
der Konvention von Barcelona zu betrachten ſei, gibt der Ver- 
faſſer ſchließlich ſeine Definition: — Der Hafenausſchuß iſt „eine 
autonome Wirtschaftsinstitution mit dem Charakter eines 
Zweckverbandes, geschaffen durch die Polnisch Danziger Kon- 
vention, und zur Erfüllung seiner durch die Konvention fest- 
gelegten Aufgaben mit öffentlich- rechtlichen Attributen aus- 
gestattet“ (S. 9). 

In dem „Anhang“ (Teil 4) geht der Verfaſſer dann noch 
kurz ein auf die Tätigkeit des Hafenausſchuſſes, wobei die juriffi- 
5 Argumenkakion zu Gunſten politiſcher Ausführungen weg- 
fällt. — 

Hier wird behauptet, daß, wenn die Verwaltung des Danziger 
Hafens bisher auf gewiſſe Schwierigkeiten geſtoßen ſei, dies nicht 
daher rühre, daß etwa die Löſung: „gemifchte Verwaltung“ durch 


1) Von uns geſperrk. (Red.) 
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Verkreker des Hafens und Vertreter des „Hinterlandes“ fehlerhaft 
ſei, ſondern „nur deswegen, weil sehr häufig politische Streitig- 
keiten zwischen Polen und der Freien Stadt auf den Ausschuß 
zurückwirkten“, Weiterhin wird die Stellungnahme der polniſchen 
Delegation, daß die Danziger Hafenverwaltung keine Defizitwirt- 
ſchaft betreiben dürfe, verkeidigt, und zwar mit dem Argument, 
daß die Hafenabgaben ja nur einen geringen Teil der Frachten 
ausmachten. Das zweite Argument lautet: „die Defizitwirtschaft 
ist nur dann zulässig, wenn sie besondere handelspolitische 
Bedeutung hat, z. B. im Falle eines Konkurrenzkampfesi) . 
einer Wirtschaftskrise und schließlich während der Anfangs- 
zeit der Hafenentwicklung („Entwicklungsdefizit“).“ — 

8 2 dieſes Anhangs geht dann beſonders auf die Finanzgeftal- 
kung der Hafenverwaltung ein. Hier betont der Verfaſſer, daß die 
unſprüngliche Löſung, wonach beide Teile das Defizit zur Hälfte 
decken follfen, „unzweifelhaft günſtig“ war:). Die Hal- 
kung der polniſchen Regierung habe ſich nach der Währungsreform, 
„vor allem mit Rücksicht auf die schwierige Finanzlage beider 
Parteien“ geändert. Der wahre Grund für diefe Wandlung wird 
aber ſchon ſtärker erſichtlich, wenn es weiter heißt: — „Was die an- 
geblichen Vorteile des Zuschuß-Systems für den polnischen 
Handel anbetrifft, so zeigte sich, daß tatsächlich der ganze Ge- 
winn aus dieser Sachlage hauptsächlich den Speditionsfirmen, 
die vornehmlich Danziger Eigentum waren, zufiel. Zwar spra- 
chen auch andere politische Erwägungen (die 
Möglichkeit, auf die Freie Stadt Danzig und 
den Hafenausschuß einen Druck .... auszuüben’) 
Segen den Grundsatz der finanziellen Selbstgenügsamkeit des 

afenausschusses, — sie müssen aber gegenüber der Finanz- 
lage Polens zurücktreten“ (S. %). 

Weiterhin wird betont, daß dabei nur der Haushalt des Hafen- 
ausſchuſſes, — joweit er den Hafen im engen Wortſinne betrifft —, 
ausgeglichen wurde, die Verwaltung der Flußläufe ergebe weiter- 
hin ein Defizit 9). 

Später finden wir die wichlige Bemerkung, daß bezüglich der 
Aufnahme von Auslandsanleihen „von seiten Polens längere Zeit 
bedeutende Abneigung dagegen bestand, sich finanziell in Dan- 
zig festzulegen, solange die politischen Verhältnisse mit der 
Freien Stadt nicht endgültig geklärt waren“. 

Im Schlußwort bemerkt der Verfaſſer: „So also stellt sich in 
den Hauptumrissen die rechtliche Seite des „freien und sicheren 
Zugangs Polens zum Meere“ dar, den die siegreichen Alliierten 
und Assoziierten Mächte ihm sicherzustellen beschlossen, und 
womit Deutschland sein formelles Einverständnis erklärt hat. 
Auf die Frage, ob dieses Recht bisher wahrhaft und in vollem 
Umfange verwirklicht worden ist, antworten alle polnischen 
Autoren ohne Ausnahme verneinend; trotzdem aber erfährt die 
Stellung Polens in Danzig eine langsame aber dauernde Ver- 
besserung, und eine ganze Reihe von Streitfragen ist zu Gunsten 
der polnischen Rechtsansprüche entschieden worden.“ 


„Port Gdafski ze stanowiska prawnego“, Warschau 
1927, 100 S.] (40) 


1) Bei Gdingen iſt fie augenſcheinlich erlaubt, da deſſen Anlage 
dem Konkurrenzkampf dienk. 

2) Die Bemerkung, daß dieſe Löſung „von dem kleinen Dan- 
zig bedeutend schwerer empfunden wurde als von Polen“ 
ſteht alſo in kraſſem Gegenſatz zu der Behaupkung von dem man- 
gelnden Opferwillen, den Danzig nach Anfiht anderer polniſcher 
Aukoren gezeigt haben ſoll. 

3) Von uns geſperrk. (Red.) 

) Wenn der Verfaſſer behauptet, daß ſich hier für den Aus- 
ſchuß, — mittelbar für Polen — eine ſchwere finanzielle Laſt er- 
gebe, ſo müßke man ihn daran erinnern, daß es zum Teil Polen ja 
ſelbſt geweſen iſt, das durch ſeine Forderung auf Verkiefung des 
Laufs der Stromweichſel dieſe Koſten veranlaßt hat. 
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Die Bedeutung des Danziger Hafens für den Handel 
mit dem Nahen Oſten. 


Der relativ umfangreiche Artikel der offiziöſen „Epoka“ er- 
ſchöpft ſich (im Widerſpruch zu dem Titel) hauptkſächlich in einer 
eingehenden Beſchreibung der Danziger Hafeneinrichtungen und 
einer kurzen Analyſe des Hafenverkehrs im Jahre 1928. Immerhin 
erfährt man daraus Einiges über Pläne, die man polniſcherſeits 
hegt, deren Verwirklichung jedoch wohl noch kaum ernſthaft in 
Angriff genommen iſt. 

Denn von der Verbindung Danzigs mit den Balkan- und klein- 
aſialiſchen Häfen durch die Schiffe der Danziger „Scandinavian- 
Levant Linie“ heißt es, daß in beiden Richkungen vorwiegend 
Stückgüter befördert worden ſeien, größere Maſſenladungen feien 
bisher relativ felten aufgeliefert worden. 

Der Verfaſſer verſpricht ſich eine weſenkliche Belebung des 
Verkehrs bei einem ſtärkeren Kontakt des polniſchen Handels mit 
den Ländern des Nahen Oſtens. Und zwar ſcheink es ſich hier vor 
allem um neue Kohlenexporkpläne zu handeln, denn es heißt, 
„wenn sich der Kohlentransport von Danzig nach Italien, wohin 
von Danzig im Jahre 1928 289116 to exportiert wurden, auf 
dem Wasserwege bezahlt macht, so könnte auf diesem Wege 
ebenso die polnische Kohle auf dem benachbarten Balkanmarkt 
und in anderen Mittelmeer- und Schwarzmeerländern Absatz 
finden. Aequivalent für den Seeimport würden griechisches 
oder nordafrikanisches Erz sowie Phosphorite sein.“ Nach der 
Behaupkung des Verfaſſers follen die erſten Schritte zur Realifie- 
rung dieſer Pläne ſchon gemacht worden jein, und zwar durch 
Schaffung einer enkſprechenden Handelsorganiſakion. 


[,Znaczenie Portu Gdafnskiego dla Handlu 2 Bliskim 
Wschodem“; in: „Epoka“, Nr. 31 (31. I. 1929), S. 9.] 
0 


Danzig und Goͤingen. 


Die offiziöſe „Epoka“ bringt einen ſehr bezeichnenden Arkikel 
des polniſchen Mitglieds beim Danziger Hafenausſchuß, Dr. F. 
Hilchen, deſſen Aufgabe es iſt, der polniſchen Öffentlichkeit klar- 
zumachen, „weshalb wir gleichzeitig sowohl den Gdingener 
Hafen bauen als auch den Hafen von Danzig modernisieren“. 
Wie nicht anders zu erwarken, ſtellt der Verfaſſer die Verſuche, 
den Gdingener Hafen gegen Danzig auszuſpielen, ausdrücklich als 
„irrig“ hin, und unkerſucht dafür die Frage der Notwendigkeit 
beider Häfen. 

Ausgangspunkt für die folgenden Ausführungen iſt der Grund- 
ſatz, daß ſoviel als möglich über polniſche Häfen (— mik Kück⸗ 
ſicht auf die Geſtaltung der polniſchen Zahlungsbilanz!) —) zu im 
und exportieren ſei. Verfaſſer meint, daß „wenn wir zu den 
Mengen, die unsere Häfen 1926 und 1927 umschlugen, nur die 
Hälfte dessen, was nach überseeischen Gebieten über fremde 
Häfen ging (2) hinzufügen. Danzig und Gdingen für 
einen jährlichen Umschlag von 15 000 000 to hinreichen 
müssen?).“ 

Dieſem Ziel ſtellt Hilchen ſodann den gegenwärtigen Zuſtand 
gegenüber, wonach Gdingen und Danzig — bei 24 ſtündiger Ar- 
beitszeit — mit großen Schwierigkeiten jährlich 


1) Auf das neueſte Werk des Verfaſſers: „Wplyw organizaji 
handlu zagranicznego na bilans platniczy“ werden wir in den 
„Oſtland- Schriften“ berichten. (Red.) 

2) Ohne dieſe Rechnung weiter zu unkerſuchen, ſei erwähnt, daß 
der Verfaſſer weiter hinzurechnek: die Hälfte des Tranſiks nach 
Rumänien, Rußland und der Tſchechoſlowakei (ebenfalls von frem- 
den, d. h. deukſchen Häfen abzulenken!) mit 1000000 to, ferner 
einen jährlichen Normalzuwachs des Außenhandelsvolumens mit 
5 % — 800 000 to. Insgeſamk müßten die polniſchen Häfen alſo 
eine Umſchlagsfähigkeit von 16 800 000 to pro Jahr erreichen. 
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(Danzig und Gdingen.) 


10 Will. ko umſchlagen. Die Meinung, daß die im Bau befind- 
lichen Umſchlageeinrichtungen Danzigs und Gdingens genügende 
Abhilfe ſchaffen könnten, bezeichnet H. als „auf einem großen 
Irrtum beruhend“, und zwar wegen der Drei-Schichken-Arbeit in 
beiden Häfen, die neben ſchädlichen Wirkungen für die Verlade- 
einrichtungen große Koſten für Im- und Export mit ſich bringe, jo 
daß es mit arger Übertreibung ſchließlich heißt: „Für das Geld, 
daß unsere Kaufleute, vollkommen unerfahren, für Waggon- 
Standgelder und Schiffsliegegeld, für verteuerte Nacht- und 
Sonntagsverladung .. .. ausgegeben haben, hätte man einen 
dritten neuen Hafen bauen können.“ 

Um möglicherweiſe einkrekende ungünſtige Folgen für die Zah- 
lungsbilanz zu vermeiden bzw. um den fremden (d. h. deulſchen) 
Vermittler auszufhalten, bleibt nach Meinung Hilchens nichts 
anderes übrig, als „sofort mit ganzer Kraft an den weiteren 
Ausbau beider Häfen heranzugehen“. Die Frage, „bis zu 
welchen Grenzen die Häfen (und welcher von ihnen 
mehr) auszubauen seien“, wird folgendermaßen beantwortet: 
15—16 Millionen to ſeien jährlich — bei einer käglichen Arbeits- 
zeit von 8 Stunden — umzuſchlagen; die Möglichkeit von zwei 
bzw. drei Schichten ſolle als Reſerve für Fälle befonderer Konjunk- 
kurnotwendigkeit verbleiben. . ... Die gegenwärtigen Einrich- 
tungen, sowohl in Gdingen als auch in Danzig, sind mindestens 
zu verdreifachen, damit wir die Waren . .. unter den 
Bedingungen, unter denen die Konkurrenzhäfen arbeiten, um- 
schlagen könnent).‘“ 

sen. Alles, was WIT auf diesem Gebiet 
auch bisher getan haben, ist wenig, denn be- 
züglich unserer Hafenpolitik sind wir sehr, 
und zwar um viele Jahre zurück).“ 

Zu den ganzen Ausführungen fei infofern noch Stellung ge- 
nommen, als die Notwendigkeit eines weiteren Ausbaus der polni- 
ſchen Häfen, um Raubwirkſchaft zu vermeiden und Reſerven für 
plötzliche Konjunkkurnokwendigkeiken zu ſchaffen, ſelbſtverſtändlich 
nicht abzuleugnen iſt. Immerhin erweiſen ſich die Berechnungen 
doch als in vieler Hinſicht der Korrektur bedürftig, — ganz abge- 
ſehen davon, inwieweit das Pragramm der polniſchen Hafenpolitik: 
„Waren von und nach Polen nur über polniſche Häfen“ verwirk- 


1) Wenn bei den früheren Berechnungen des Verfaſſers über 
die Höhe des Windeſtumſchlags der polniſchen Häfen (15 —16,8 
Millionen to jährlich) von unſerer Seite eine Prüfung unkerblieben 
iſt, obwohl deren Refultat einige Abweichungen ergeben hätte, 
kann eine Prüfung dieſer letzten Äußerung nichk unter- 
bleiben. Hilchen jagt nämlich, nach Fertigſtellung der gegenwärkig 
im Bau befindlichen Hafeneinrichkungen in Gdingen und Danzig 
würde die Umſchlagsleiſtung beider Häfen zuſammen 14 Willio- 
nen to (bei drei Schichten täglich) befragen. Demgegenüber iſt zu 
ſagen: die Umſchlagsleiſtung beider Häfen betrug 1928 zuſammen 
rund 10% Millionen to; davon rund 2 Millionen to in Gdingen. 
Bekanntlich ſoll der Gvingener Hafen nach Ferkigſtellung der 
1. Bauſerie, die in dieſem Jahr erfolgen ſoll, rund 8 Millionen to 
Umſchlagsleiſtung aufweiſen. Ferner ſoll das im Bau befindliche 
Hafenbecken in Danzig⸗Weichſelmünde mindeſtens 6 Millionen to 
(wenn nicht gar 8 Millionen to) leiſten, es ergibt ſich alſo minde- 
ſtens ein Plus von 12 Millionen to Umſchlagsleiſtung. Die von 
Hilchen genannke Zahl von 14 Willionen to wäre alſo in jedem 
Falle auf 22—23 Millionen to zu korrigieren. Wenn alſo eine 
weitere Vermehrung in Frage kommt, jo kann es ſich nur um eine 
Verdoppelung, nicht aber um Verdreifachung handeln. Wenn Hil- 
chen neue Kohlenmagiſtrale ins Feld führt, jo ſei betont, daß deren 
Leiſtungsfähigkeit 15 Millionen to betragen ſoll, daß alſo unfer 
Hinzurechnung der bisherigen Leiſtung der immer wieder als be- 
laftet bezeichneten, vorhandenen Bahnen (rund 104 Millionen to) 
ſich eine Zufuhr von rund 26 Millionen to ergibt. Demgegenüber 
wiederholen wir das oben Geſagke: die Hafeneinrichkungen Danzigs 
und Gdingens zuzüglich der im Bau befindlichen können rund 
22— 23 Millionen to bewältigen. Wo bleibt da die Notwendigkeit 
der Verdreifachung? — 


2) Von uns geſperrk. (Red.) 
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(Danzig und Gdingen.) e 
lichk werden kann. Um jo mehr als die Regelung der deuffch- 
polniſchen Wirtſchaftsbeziehungen hier gerade grundlegende 
Anderungen ſchaffen könnte. 

In den Schlußbemerkungen des Verfaſſers findet ſich die Frage, 
deren Beankworkung er ſelbſt bezeichnenderweiſe vermeidet: 
„Kann man unter solchen Bedingungen streiten und fragen, ob 
dingen weiter auszubauen und Danzig weiter zu modernisie- 
ren ist, und bis zu welchen Grenzen, und welcher von 
den Häfen zuerst)?“ 

[Dr. Feliks Hilchen: „Gdansk i Gdynia“; in: „Epoka“, 
Nr. 29 (20. I. 1929), S. 2.] (32) 


Organiſationsfragen der Soͤingener 
Hafen verwaltung. 


Dieſe Ausführungen von Dr. F. Hilchen (poln. Mitglied 
des Danziger Hafenausſchuſſes) über „die Organiſakion des aufo- 
nomen Hafens Gdingen“ ſind von Inkereſſe in Hinſicht auf die 
Konkurrenz Gdingens gegenüber Danzig. Denn der Grundzug die- 
ſer Ausführungen iſt immer wieder: — Vermeidung aller Schwer- 
fälligkeit, welche die Konkurrenzfähigkeit Gdingens hemmen 
könnte! — Alſo gerade das ſoll vermieden werden, wodurch der 
Danziger Hafen in Anbekracht der eigenartigen Konſtrukkion des 
„Hafenausſchuſſes“ ſo bedenklich belaſtet wird. 

Jedenfalls lehnt Hilchen es vollkommen ab, daß die Hafen- 
verwalkung Gdingens als unkergeordneke Behörde des Handels- 
miniſteriums konſtituiert werde, denn „dingen als Behörde ver- 
waltet auf Grund bürokratischer Vorschriften aus einer Ent- 
fernung von 400 km, wird sehr leicht durch die Konkurrenz ge- 
schlagen werden“. Im Anſchluß an ausländiſche Muſter (Hafen- 
Organiſation in Genua 1903, Bordeaux 1926) iſt er der Meinung: 
„nur die Form voller Autonomie der Hafen ver- 
waltung kann gute Resultate liefern“. Eine autonome Hafen- 
organiſation könne ſich den jeweiligen Zufällen beſſer anpaſſen, 
ſie vermeide den komplizierken Inſtanzenzug zu den verſchiedenſten 
Miniſterien, fie könne die Interejjentenkreije, — des In- und Aus- 
landes —, beſſer zur Mitarbeit heranziehen. Unter den gegebenen 
Bedingungen, „wo wir mit der Konkurrenz anderer Häfen um 
unsere Häfen und um den Transport dieser Ware über polni- 
sche Häfen und Bahnen werden kämpfen müssen.. 
komme nur der aufonome Hafen („eine unabhängige wirtschaft. 
Iıch-rechtliche Einheit, die eigenes Vermögen und das aus- 
schließliche Recht, Hafenabgaben zu erheben, besitzt.) 
in Frage. Dieſe aufonome Hafenorganiſakion folle keine dauernde 
fein, ſondern nur für die nächſten Jahrzehnte geſchaffen werden; 
die Frage einer ſpäteren Erneuerung bleibe offen. Über die Zu- 
ſammenſetzung dieſes „Hafenausſchuſſes“ wird erſichklich, daß die 
Regierung die eine Hälfte der Mitglieder (Delegierte der einzel- 
nen Minifterien) ſtellt, während Selbſtverwalkung und Wirkſchafts⸗ 
kreiſe die andere Hälfte abordnen. So wie die Regierung für die 
vorausſichtliche Dauer der Hafenverwalkung das geſamke Regie- 
tungseigenfum im Hafen dem „Hafenausſchuß“ zu Eigentum über- 
trägt, ſollen auch die übrigen Mitglieder Kapital einbringen, das 
als Grundlage der Hafenfinanzen verwandt werden ſoll. Der 
Hafenausſchuß ſoll vollkommen freie Verfügungsgewalt über den 
Hafen, feine Verwaltung und feinen Ausbau haben; der Regie- 
rung bleibt das Veko-Recht in folgenden Fällen gewahrt: 1. Auf- 
nahme von Anleihen, 2. Höhe der Hafengebühren, 3. größere 
Inveſtierungen. Desgleichen bedarf der Generaldirektor der Hafen. 
verwaltung der Genehmigung ſeitens der Regierung. 

Jede andere Organiſationsform wird vom Verfaſſer ſtrikt ab- 
gelehnt, die Errichtung berafender Organe bei den Hafenämkern 
(wie kürzlich die Einberufung des „Proviſoriſchen Hafen- 


) Vom Verfaſſer gesperrt. (Red.) 
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Drgantfationsfragen der Gdinger Hafenverwaltung.) 


ausſchuſſes“) könne nur Vorbereitung für die jo ſkizzierke end- 
gültige Organiſakion fein. 

Über die Einzelheiten der Hafenverwalkung wird noch mitge- 
teilt: — Aufficht (Hafenausſchuß) und Verwaltung (Generaldirektor) 
ſollen aufs Strengſte geſchieden werden. Ferner ſollen der Hafen- 
verwaltung ſämtliche Funktionen der Behörden, die irgendwie den 
Hafen betreffen, überkragen werden, 3. B. Hafenpolizei. Insbeſon⸗ 
dere aber ſollen mit Eiſenbahn- und Zollverwaltung befondere Ver⸗ 
kräge abgeſchloſſen werden, wonach die Erhebung jeglicher Mani- 
pulationsgebühren gegen Zahlung einer Pauſchalſumme an die 
Hafenverwaltung übergeht. Über die Finanzgebahrung wird geſagt: 
„der Hafen wird keine Gewinne ausschütten, Haushaltsreste 
werden den Reserven zugeschlagen“. 

Beſonders eingehend wird das Verhälknis zwiſchen 
Hafenverwalkung und Eiſenbahn erörterk. Hier 
fordert Hilchen kategoriſch: „Hinsichtlich der Eisenbahn-Anlagen, 
die zur Aufrechterhaltung des normalen Verkehrs bzw. zur Er- 
weiterung des Hafens notwendig sind, muß der Hafenausschuß 
das Recht haben, sie selbst auszuführen, falls das Eisenbahn- 
ministerium sie nicht ausführen sollte).“ Die Frage der Koſten 
ſei ja nebenſächlich, da bei der künftigen Liquidation des Hafen- 
ausſchuſſes dieſe Neueinrichkungen in den unmikkelbaren Staaks- 
beſitz zurückfielen. Weiterhin ſei es wichtig, daß die Eiſenbahn 
zugunſten der autonomen Hafenverwalkung auf die Erhebung jämt- 
licher Gebühren für den Hafeneiſenbahnverkehr (3. B. Verſchiebe⸗ 
gebühren) verzichte; als Gegenwert dafür ſolle die Eiſenbahn die 
Hälfte der Eigenkoſten von der Hafenverwalkung zurückerftattet 
erhalten. Der Grund für die Ausführungen des Verfaſſers iſt 
auch hier: Vermeidung jeder Erſchwerung einer unabhängigen 
Tarifpolitik des Hafens. 

Allerdings weiſt der Verfaſſer darauf hin, daß wohl manchem 
Beamten eine ſolche Organiſakion recht neu und ſchwierig vorkom- 
men werder), daß aber auch die polniſchen Juriſten keine Nevo- 
lution der Geſetzgebung zu fürchten brauchten, nachdem in anderen 
Ländern genügend Muſter für ſeine Vorſchläge realiſierk worden 
ſeien. Zum Schluß empfiehlt Hilchen ſein Projekt noch einmal mit 
dem Hinweis darauf, daß ein derartig organiſierter Hafen „die 
Konkurrenz anderer Häfen nicht zu fürchten braucht“. 


L, Organizacia portu autonomicznego Gdyni“; in „Epoka“, 
Nr. 104/105 (17. und 18.1 V. 1929). (38) 


Stopezyk, W. Der internationale Handel in der Oſtſee. 


Als erſtes Heft der von dem „Balkiſchen Inſtikut“ in Thorn 
(ſiehe „Oſtland-Berichke“, Jahrg. 3 (1929), S. 31) herausgegebe- 
nen Schriftenreihe „Dominium Maris“ iſt die vorliegende Arbeit 
erſchienen, deren Aufgabe es fein ſoll, „auf Grund des inter- 
nationalen Handels in der Ostsee (vorwiegend in den Jahren 
1923 bis 1927) die Bedeutung Polens im Wirtschaftsleben der 
Staaten, die an dem Seehandel mit Polen größeren Anteil haben, 
zu zeigen“ (S. 2). — Es ſollen vornehmlich behandelt werden: 
die ſkandinaviſchen Staaten, Rußland, die Randſtaaken, Deutich- 
land und die weſteuropäiſchen Staaten. Die Mittelmeerffaaten und 
Überſee ſollen nur kurz geſtreift werden. Ferner ſoll gezeigt 


1) In Danzig bedurfte es vieler Mühen, um z. B. die Ein- 
kellung von Haushaltsmitteln für die Holmfähre durchzuſetzen, ja 
wgar eines Appells an den Völkerbundsrat, um die polniſche 
Eiſenbahnverwaltung zur Erfüllung auch nur geringer Wünſche der 
Danziger Wirtſchaft zu bewegen. 

2) Auch aus anderen Äußerungen Hilchens geht hervor, daß 
eine gewiſſe Spannung zwiſchen den Vertretern Polens in Danzig 
und den übrigen polniſchen Amtsſtellen zu herrſchen ſcheint. 
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werden, „in welchem Maße Polen den freien Zugang zum Meer 
realisiert und seine Seehäfen: Gdingen und Danzig ausgenützt 
hat“ (©. 2). 

Das Werk iſt außerordenklich reich mit Tabellen (deren Texk 
polniſch und franzöſiſch iſt) ausgeſtaktet und macht daher äußer⸗ 
lich einen guten Eindruck. — Gewiſſe Zweifel erheben ſich aller. 
dings ſchon bei einem Blick auf das wenig korrekte Schriften 
verzeichnis. Dieſes enthält nämlich neben polniſchen Quellen nur 
drei deutfhe Werke, darunter bezeichnenderweiſe „Löſchin, Ge- 
ſchichte Danzigs“ (überdies anſcheinend nur nach Zitaten bei 
Askenazy benutzt). 

Die Zweifel an der Gründlichkeit der Arbeit werden durch eine 
genauere Durchſicht nur beſtätigt; vielfältig find die großen Ta⸗ 
bellen nicht ausgenutzt, dafür Bemerkungen eingeſtreut, die ohne 
Schaden für die Darſtellung unterbleiben könnten; — es ſteht aber 
gar nicht anders zu erwarten, nachdem aus den einleikenden Wor- 
ten: „das wiedererstandene Polen muß den freien Zugang zum 
Meere als die grundlegende Bedingung seiner wirtschaftlichen 
und politischen Unabhängigkeit ansehen“ (S. 1), hervorgeht, 
daß auch dieſes Werk nur wiederum „Beweiſe“ für diefe Theſe 
erbringen ſoll. 

Vielfach erſcheint es geradezu fo, als ob der Verfaſſer, ſtatt 
einer „Darſtellung des Oſtſeehandels“, die man doch erwarken 
müßte, eine Zufammenffellung von (an ſich durchaus guken und in- 
ſtruktiven) Tabellen, die mehr oder minder den Welthandel, und 
feine Gliederung nach den verſchiedenſten Geſichkspunkken zum 
Gegenſtand haben, hat liefern wollen. 

Abſchnikt 1 foll den inkernakionalen Handel vor den Tei— 
lungen Polens behandeln, bringt aber mehr hiſtoriſche Vorbemer- 
kungen. — Es wird zunächſt hingewieſen auf die überragende Be- 
deutung Hollands für den Oſtſeehandel im 17. Jahrhundert, ferner 
auf die Rolle Polens, insbeſondere wegen des Gekreide-Exports. 
Hierbei unkerbleibt nicht die Erwähnung der „kostspieligen und 
manchmal schädlichen Vermittlung der Danziger Kaufleute“. 
Dafür zitiert der Verfaſſer eine ganze Reihe polniſcher Stimmen 
des 16. und 17. Jahrhunderts, die durch den deukſchen Forſcher 
Nauds bejtätigt würden. — 

Zwiſchenein verbreitet ſich der Verfaſſer über die „Oſtſee⸗ 
politik“ und Polens Ankeil von den Jagiellonen an. In dieſem 
Zuſammenhang finden ſich zwei charakkeriſtiſche Bemerkungen 
über Danzig: 1. „das von den Kreuzrittern (1308) nach der Er- 
mordung eines bedeutenden Teils der polnisch-kaschubischen 
Bevölkerung (10000 Einwohner) eroberte Danzigt)“ ſei 1454 in 
Polens Hand gekommen, und 2.: „Der Politik der polnischen 
Könige (Sigismund J., Sigismund August, Stephan Bathory, 
schließlich Johann Sobieski) gelang es, gegen die Danziger 
Patrizier, in den breiten Schichten der städtischen, Handel und 
Gewerbe treibenden Bevölkerung, sowie bei den Zünften und 
bei den Leuten, die vom Hafen lebten, unter denen das pol- 
nisch-kaschubische Element am Größten war, Unterstützung zu 
finden“ (©. 7). 

Anſchließend erörterk der Verfaſſer das Projekt Johann So- 
bieskis, „im Einverständnis mit Schweden und bei Mithilfe 
Frankreichs Ostpreußen dem Kurfürsten zu entreißen“. Als der 
polniſche König im Jahre 1677 in Danzig weilte, ſei der Haupt- 
zweck ſeines Aufenthalts (bei dem er den Zünften durch das De- 
kref von 1678 größeren Anteil am Nat, in der ſog. „Dritken 
Ordnung“ verſchaffke) der Verkragsſchluß mit Schweden bekr. die 
Beſitzergreifung Oſtpreußens geweſen, wo „der größte Teil der Be- 
völkerung Polen gewogen“ war. — Dieſes Abkommen war (nach 
W. Konopczyüski: „Polska a Szwecja“ 1924) „für beide Völker 
wie ein Wegweiser in die Zukunft: es bestätigt das natürliche 
Recht Polens auf eine ausgedehnte Küste: — lenkt die Schwer- 
kraft Polens von der Düna-Mündung nach den Mündungen von 
Niemen, Pregel und Weichsel ab... der Plan von Johann III. 


1) Als Quelle wird angegeben: Askenazy, S., „Gdansk a 
Polska“, wie überhaupt dieſes gegen Danzigs GSelbftändigkeit ge⸗ 
richtete Tendenzwerk die wichkligſte hiſtoriſche Quelle des Ver- 
faſſers iſt. 


110 


Fraktur — Bericht. 
Antiqua — wörtliche Überſetzung des polniſchen Textes. 


Der internationale Handel in der Oſtſee.) 


(Sobieski), der auf der Einverleibung Ostpreußens in Polen 
fußte, (würde) die logische Krönung der klugen Seepolitik 
Seiner Vorgänger gewesen sein.“ 

Aber diefer Plan Johann Sobieskis ſei nur ein Plan geblieben 
wegen der Unwilligkeit des Adels. Außerdem ſeien die Kräfte des 
polniſchen Volkes nach Süden (Türkenkriege) abgelenkt worden. 
Der Tod Johann (III.) Sobieskis habe die Epoche ſelbſtändiger 
polniſcher Seepolitik abgeſchloſſen. 

Der Reſt dieſes Abſchnikts iſt Friedrich dem Großen und den 
Teilungen Polens gewidmet. Dabei wird die Zollpolitik Friedrichs 
ſeit 1764 ausführlich erörtert, deren Folgen für den polniſchen 
Gekreide-Export über Danzig an Hand einer Tabelle (nach Korzon, 
„Wewnetrzne dzieje Polski“) gezeigt werden. — Schließlich kommt 
der Verfaſſer noch auf die Frage des preußiſch-polniſchen Bünd- 
niſſes von 1790 (wieder unker Verweis auf Askenazy) zu ſprechen 
und bekont den Abbruch der Verhandlung, weil „Danzig als Preis 
unannehmbart)” geweſen ſei. Über Danzig heißt es noch: „Die zweite 
Teilung setzte auch der Freiheit Danzigs ein Ende. Vor den 
Mauern zeigten sich die preußischen Truppen. Nach mehrtägi- 
Len, erregten Beratungen erfolgte die Ubergabe der Stadt, 
deren Senat an den König.. .. ein Schreiben sandte, um sich 
wegen dieser Handlung zu rechtfertigen Für Danzig 
begann die schwere Zeit unter der preußischen Herrschaft, 
die mit geringer Unterbrechung — (1807—14) als von Frank- 
reich nach der Niederlage Preußens bei Jena befreite „Freie 
Stadt“ — sich bis zu der erneuten Niederlage Deutschlands 
2 hinzog“ (©. 11). 

Abſchnitt 2 (S. 12-29) foll den „Gegenwärtigen 
inker nationalen Handel in der Oſtſee“ behandeln. 
Nach kurzen Hinweiſen auf die Wandlung des Welthandels gegen- 
über der Vorkriegszeit, insbeſondere Sinken des europäiſchen An- 
teils (ausführliche Tabelle Nr. 3) geht der Verfaſſer zur Analyſe 
der polniſchen Handelsbeziehungen über (an Hand von drei Ta- 
bellen: Nr. 4. Außenhandel Polens und Prozentanteil der einzel- 
nen Staaten, Nr. 5 und 6. Import bzw. Expork Polens 1923—1927; 
abſolute Zahlen der einzelnen Staaten). Hingewieſen fei dabei dar- 
auf, daß einmal Deutſchland als „Oſtſeeſtaat“ aufgezählt und daß 
Oſtpreußen ſtets beſonders aufgeführt wird. 

Die Umſätze Polens mit Oſtpreußen erſcheinen dem Verfaſſer 
ſo wichtig, daß er ihnen folgende Ausführungen widmete: „Sie 
werden, ebenso wie der allgemeine Import aus Deutschland, 
beim Import geringer, steigen aber beim Export von Polen 
dauernd. . .. wegen des Strebens, den Königsberger Hafen 
als Hilfshafen für die Polen nicht genügenden polnischen Häfen 
auszunutzen“ (S. 16). Aus folgenden Zahlen: 


1924 1925 1926 1927 


Import 8,7 6,2 1,6 9,6 Goldfranken 
Erport 10,5 12,7 20,6 52,1 2 


Saldo +68 +65 + 19,0 + 45,5 Goldfranken 


will der Verfaſſer folgenden Schluß ableiten können: „Diese Um- 
Sätze sind das sprechende Zeugnis für das Hinstreben des 
ostpreußischen Wirtschaftslebens zu Polen, 
— trotz der Hindernisse und Erschwerungen von Seiten der 
feindlichen politischen Faktoren, denen diese Annäherung zu- 
wider ist“ (S. 17). 

Im übrigen habe der Zollkrieg (bei dem diesmal zugegeben 
wird, daß auch Polen Verluſte dadurch erlitten hat!) eine Be- 
bung der Handelsbeziehungen zu den weſteuropäiſchen Ländern 
herbeigeführk. — Bei den angeführten Prozentzahlen wird auch 
diesmal auf die Steigerung von 1925 zu 1926 hingewieſen; daß 
ſich die Zahlen für 1927 ſchon wieder rückläufig bewegen, wird 
ſchnell übergangen. Dafür wird betont, dadurch habe Polen „einen 
überflüssigen und kostspieligen Vermittler umgangen und un- 


1) Vergl. dagegen Luckwaldt, Fr.: „Deukſchland, Rußland, 
Polen“, 1929, S. 9. „. . .. wenigſtens zur Abkrekung von Danzig 
nn ſich der polniſche Reichstag allenfalls ſchließlich verſtanden 

a 
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mittelbare Handelsbeziehungen mit den Polen freundlich ge- 
sonnenen Staaten angeknüpft!)“* (S. 17). 

Nunmehr unterſuchk der Verfaſſer den Saldo der polnischen 
Handelsbilanz, — mit Bezug auf die einzelnen Staaken. (Tabelle 7. 
Die Handelsbilanz Polens 1923—1927 — Geordnek nach einzel- 
nen Ländern. — S. 28.) Die allgemeine Geſtaltung der polniſchen 
Handelsbilanz (grundſätzlich paſſiv mit Ausnahme des Ausnahme- 
jahres 1926: Kohlenſtreik in England!) wird nur kurz geſtreift, da- 
für ſofort bezüglich des Umfages mit Skandinavien der akfive 
Charakter (Überſchuß der Kohlen- und Zuckerausfuhr) und die 
Enkwicklungsmöglichkeit feſtgeſtellte). Die Umſätze mit Rußland 
ſeien wegen der beſonderen Verhälkniſſe minimal geblieben. Bei 
den Randffaaten fei ein ftefiges Wachſen der Beziehungen und 
Dauer des polniſchen Aktivfaldos zu verzeichnen, das hänge mit 
der Rolle Lettlands, in gewiſſem Grade auch Eſtlands, als Tranfit- 
land für den Handel mit Rußland zuſammen. — Bei Litauen ſei 
ebenfalls ein dauerndes Wachſen des Akkivpſaldos krotz der politi- 
ſchen Schwierigkeiten feſtzuſtellen. Dieſe häkken zweifellos un- 
günſtig auf die Wirkſchaftsentwicklung Litauens und des nord- 
öſtlichen Polens, das von dem nächſten Hafen (Memel abge- 
ſchnitten ſei, gewirkt, dagegen geradezu ein Monopol für Deukſch- 
land geſchaffen. — Bei den Umſäßen mit Deukſchland wird 
der ſtetige Aktivfaldo bekont, ferner gejagt: „Besondere Erwägun- 
gen zwangen Polen, — nachdem am 10. Januar 1925 die nach Art. 
264—267 des Versailler Vertrages... Deutschland auferlegte 
Verpflichtung, den 27 alliierten Staaten, darunter auch Polen, 
auf Grund der Meistbegünstigungsklausel zu behandeln, erlosch, 
— seine Handelsbeziehungen zu Deutschland mit großer Vor- 
sicht zu regeln. Im Interesse Deutschlands kann Polen nur den 
Charakter des Lieferanten billiger Rohstoffe und Halbfabrikate, 
die für die deutsche Industrie benötigt werden, sowie von 
Lebensmitteln für die deutschen Arbeiterschichten haben. Und 
umgekehrt, da Polen für Deutschland ein wichtiger Absatzmarkt 
für deutsche Industriefabrikate ist und dadurch für Hundert- 
tausende von deutschen Arbeitern den Lebensunterhalt ge- 
währt, so hat es, angesichts der großen Arbeitslosigkeit in 
Deutschland, besondere Bedeutung inbezug auf die Handels- 
beziehungen, was die deutschen maßgebenden Faktoren im 
Interesse dieser Schichten dazu veranlassen sollte, aus dem 
Wirtschaftsproblem, wie es der Abschluß des Handelsvertrages 
ist, die Polen vorgeworfenen politischen Momente zu beseiti- 
gen“ (©. 21). 

Bei den weſteuropäiſchen Staaten wird eigenklich nur erwähnt, 
daß ihnen gegenüber der polniſche Handel (abgeſehen vom Jahre 
1926), paffiv iſt, — daß die Handelsbeziehungen durch (einzeln 
aufgeführte) Verträge reguliert find. Näher erörtert werden nur 
die Beziehungen zu Frankreich, mit dem ſehr früh (1922) ein Han- 
delsverkrag geſchloſſen wurde, durch den es beſonders günſtig ge- 
ſtellt ſei. — Der Verfaſſer iſt in feinem Urteil auffallend deutlich. 
Der Handelsvertrag ſei geſchloſſen worden, als Polen noch nicht 
über einen genügend ſpezifizierken Tarif verfügte. Der Verkrag — 
gedacht als „Entschädigung für andere Gebiete, auf denen sich 
die Hilfe Frankreichs notwendig zeigte)“ — ſtelle eine dauernde 
Belaſtung der polniſchen Handelsbilanz, haupkſächlich wegen der 
dauernden Einfuhr von Luxuswaren dar. Verfaſſer erklärt daher: 
„die Revision des Vertrages wird im höchsten Interesse Polens 
liegen“ (S. 22). 

Die Ausführungen über die übrigen Staaten ſind nur ſehr 
kurz. Die Schweiz, Sſterreich, die Tſchechoſlowakei werden be- 
wußt vernachläſſigt, da ſie für den Seeverkehr nicht in Frage 


1) Ob nicht gerade dieſe neuen Verbindungen mik „befreunde- 
ken“ Staaten ſich koſtſpieliger auswirken werden als die Verbin- 
dung mit Deutſchland? — Um fo mehr als der Verfaſſer (S. 22) 
den Handelsverkrag mit Frankreich durchaus verurteilt! — — 
Ferner weiſt der Verfaſſer ſelbſt (S. 73/74) auf die verluſtreiche 
Tarifpolitik für den Kohlenexpork hin. 

2) Die Frage, ob die polniſche Kohle die engliſche Konkurrenz 
auf die Dauer erfolgreich wird erkragen können, wird nicht berührk. 

) Sollte der Verfaſſer die Hilfe Frankreichs in Oberſchleſien 
meinen? (Red.) 
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ommen, — bei Rumänien wird gerade auf die Möglichkeit des 
Tranſits für den polniſch-kürkiſchen Handel hingewieſen. Die Han- 
delsbeziehungen zu Italien, die heute paſſiv find, würden nach Mei- 
nung des Verfaſſers bei Durchführung der polniſchen Pläne direk- 
ker Schiffsverbindungen nach dem Mittelmeer (direkter Baumwoll- 
import aus Agypten) eine Anderung erfahren. Gegenüber dieſen 
kurzen Darlegungen erſcheinen die Außerungen über die Türkei 
relativ breit. — Hier fieht der Verfaſſer große Perjpektiven einer 
polniſchen Handelseppanſion, — in Verbindung mit dem neu ein- 
geführten Spiritusmonopol, ferner wegen der Lieferungsausfichten 
der polniſchen Textilinduſtrie. Vorläufig aber muß der Verfaſſer 
nur ein „Scheitern der polnischen Wirtschaftsexpansion auf 
dem türkischen Markt“ konſtatieren (S. 25). 

Ahnlicher Kürze befleißigen ſich auch die übrigen Ausführungen 
beit, die überſeeiſchen Handelsbeziehungen; bei China und Japan 
wird auf die Entfaltungsmöglihkeit beſonders hingewieſen. 
Abſchnitt 3 (S. 30-54) unkerſucht die Struktur des 
Internationalen Handels in der Oſtſee. 

Als Grundelemenke für die Entwicklung des inkernakionalen 
Handels ſtellt der Verfaſſer hin: 1. Naturbedingungen, — neben 
der Oberflächengeſtalkung haupkſächlich Nakurſchätze, 2. Unterneh- 
mergeiſt, ſowie billige und geſchichte Arbeitskräfte, 3. genügende 
Kapikalmengen zu geringen Zinsſätzen, ferner eine vernünftige 
Finanzpolitik, welche die Kapitalanfammlung .. .. begünſtigt. — 
Dann geht der Verfaſſer fofort dazu über, Punkt 2 zu erörkern. 
Eine Tabelle — Nr. 8 — über die Bevölkerung der wichkigſten 
europäiſchen Staaken iſt beigefügt. (Obwohl ſehr ſpezifiziert, wird 
fie überhaupt kaum ausgenutzt.) 

Ahnlich iſt es auch mit der folgenden Tabelle (Nr. 9) über die 
Struktur des Außenhandels einzelner Staaten (getrennk: Einfuhr 
und Ausfuhr nach folgenden Gruppen: Tiere, Lebensmittel Roh- 
ſtoffe und Halbfabrikate, Ferkigfabrikate, Gold und Silber). Auch 
hier überläßt es der Verfaſſer den Leſern, die Tabelle ſelbſt aus- 
zuwerten, — er begnügt ſich mit allgemeinſten Bemerkungen und 
meint, (wahrſcheinlich, um Polens prokekkioniſtiſche Handelspolitik 
zu verfeidigen), daß für die Beſeitigung der Zollſchranken uſw., 
durch welche einzelne Staaten ihrer Handelsbilanz die gewünſchte 
Struktur verſchaffen wollten, am eifrigſten diejenigen Staaten 
agitierten, „welche die Auslandskonkurrenz nicht zu fürchten 
brauchen, und die ausschließlich im eigenen Interesse ihre Ab- 
Satzmärkte erweitern wollen, um durch diese ungesunden 
Mittel ihren kranken Wirtschaftsorganismus zu heilen“ 
(S. 34). — Der Verfaſſer vermeidet es, offen „die deutſche Wirt- 
ſchaftsexpanſion“ zu erwähnen. 

Die Tabelle Nr. 10 „Handelsbilanzen einzelner Staaten” (1913, 
19241926) bleibt gleichfalls fo gut wie unerörkerk; auch bei der 
folgenden (11.) „Zahlungsbilanz Englands 1924—1926“ werden nur 
kurze Bemerkungen gemacht, um dann ſofork zur Zahlungs- 
bilanz Polens) (Tabelle Nr. 12 für die Jahre 19231926, 
nach den Berechnungen von Dr. Piekalkiewicz) überzugehen. Hier- 
zu wird gejagt: Grundlegend für die Geſtalkung der polniſchen Zah- 
lungsbilanz ſei die Handelsbilanz (die, abgeſehen von 1926, immer 
mit einem Paſſiv-Saldo ſchließt). Einen gewiſſen Einfluß hätten 
die Überweiſungen der polniſchen Auswanderer. [Demgegenüber 
find die Enknahmen der polniſch-jüdiſchen Paläſtina-Auswande⸗ 
rung, auf die der Verfaſſer noch hinweiſt, doch ſehr unbedeukend.] 
Viel zu wenig Aufmerkſamkeit ſchenkt der Verfaſſer den Ein- 
künften aus den aufgenommenen ſtaaklichen und privaten Aus- 
landsanleihen, die in Polen zeitweilig den paſſiven Charakter der 
Zahlungsbilanz verdeckt haben). Dagegen betont Stopczyk befon- 


1) Die polniſche Zahlungsbilanz wird, — auf Grund auch ande. 
rer Quellen — bei anderer Gelegenheit in den „Oſtland-Berichten“ 
eingehender erörtert werden. 

2) Einkünfte aus 1923 1924 1925 1926 
Auslandskrediten: 186,9 444,4 595,6 395,0 
abzügl. Rückzahlungen: 114,5 120,3 290,8 362,5 


berſchuß der Eingänge: 72,4 324,1 304,8 32,5 


demgegenüber Saldo der 
Zahlungsbilanz ＋ 224.3 + 2,2 — 39,8 -+ 365,0 


1924 und 1925 iſt alſo der Aktivjaldo nur ſcheinbar (dank den 


Krediten). 
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ders die Ausgaben aus dem Reiſeverkehr (1923—1926: 66,6; 86,8; 
82,0; 44,7) und weiſt mik Befriedigung auf die Abdroſſelung des 
Reiſeverkehrs durch die rigoroſen Paßvorſchriften hin. 

Während ſo die hervorragendſten Poſten der Bilanz faſt gar 
nicht erörtert werden (Paffivfaldo der Handelsbilanz, Zinſendienſt 
und Amorkiſakion der Auslandsanleihen uſw.) findet der Verfaſſer 
jedoch den Raum, um dem Einfluß Danzigs auf die 
Zahlungsbilanz ausgedehnte Beachtung zu ſchenken. In der 
abgedruckten Bilanz finden wir unter Pajfivpoften aufgeführt (in 
Goldfranken): 

1923 1924 1925 1926 
Ausgaben des polniſchen Im- und 


Exports in Danzig 13,2 14,2 12,0 19,4 
Gewinn der Danziger Kaufleute 
am polniſchen Außenhandel 13,3 15,0 15,0 17,4 
Ausgaben polniſcher Reiſender im 
Danziger Staatsgebiet 7,5 14,2 12,0 12,2 
Insgefamt: 34,0 43,4 39,0 459,0 


Im Text betont der Verfaſſer nach Erwähnung einiger diefer 
(hier aus Tabelle Nr. 12 zuſammengeſtellten) Poſten, „wie bren- 
nend für Polen, außer der Handelsbedeutung, der Besitz der 
eigenen Seeküste ist... . Zusammen mit der Ausdehnung des 
Touristenverkehrs zur polnischen See geht die wirtschaftlich- 
kulturelle Stärkung des ortsangesessenen kaschubisch-polni- 


schen Elements, — also derienigen, welche die historischen 
und ethnographischen Rechte Polens auf die See verteidigten“ 
(©. 39). 


Weiter widmet der Verfaſſer feine Aufmerkſamkeit der Frage: 
Welche Bedeutung hat der Beſitz einer eigenen Flokte für die 
Zahlungsbilanz? — Abgeſehen davon, daß in dem noch andauern. 
den Anfangsſtadium des polniſchen Außenhandels „die polnischen 
Exporteure in der Regel nicht cif fremde Häfen liefern, son- 
dern ihre Handelsexpansion im besten Falle auf fob Danzig, 
oft bei Vermittlung eines ausländischen Kaufmanns, beschrän- 
ken“, zahle Polen Jahr für Jahr bedeutende Summen für Aus- 
landsfrachten; es wird angeführt die Berechnung von F. Roft- 
kowski, wonach dieſe jährlich über 358 Millionen Gold- Zloty be- 
tragen ſollen. (8 sh. — 10 Gold -Zloty Durchſchnittsfrachk pro to, auf 
1 Million to See-Import nach Polen — 100 Millionen für den 
Import; auf 2,345 Millionen to See-Export — 258,5 Millionen 
Gold-Zlotyt).) Von dieſer Summe ſoll durch die Inbetriebſetzung 
von 40 000 to der polniſchen Staatsflokte, die jährlich 1 Million 
Güter befördern ſollen, ein Betrag von rund 10 Millionen Zloty 
erſpart werden. 

Auch hier fehlt ſchließlich nicht die ſtereolype Formel: „Die 
Schaffung einer bedeutenden Handelsflotte. .. ist grund- 
legende Bedingung für eine erfolgreiche Konkurrenz auf 
den internationalen Märkten, entscheidender Faktor für die Ent- 
wicklung des polnischen Seehandels, schließlich schlagendstes 
den für die unabweisbaren Rechte Polens auf die See...“ 
(S. 40). 

Die folgenden Seiten (40—54) find nahezu vollkommen mit Ta- 
bellen ausgefüllt, und zwar: 

Nr. 13. Der polniſche Außenhandel (nach Richkungen geordnet, 

1923—1927), 

Nr. 13 a. Die polniſche Handelsbilanz Geſamkbild und nach 
einzelnen Ländern, — Durchſchnitt 1923/1927), 

Nr. 14. Wachskum des Welthandels (nach einzelnen Länder- 
gruppen in Relativzahlen (1913, 1924 und 1925), 

Nr. 15 und 15 a. Finanzen der wichtigſten Staaken (National- 
vermögen, Schulden, Geldumlauf uſw., Außenhandel, 
Preisgeſtaltung uſw. 19131926), 

Nr. 16. Verbrauch an Kolonialwaren pro Kopf der Bevölke- 
rung (1913 bzw. 1925), 

Nr. 17. Der internationale Außenhandel in der Oſtſee. — Im- 
port Relativzahlen für 19231925). 

Nr. 18. Dasſelbe (Relativzahlen für den Expork 1923—1925). 


1) In der Zahlungsbilanz aber nicht aufgewieſen! 
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Erneut muß hier gefagt werden, daß dieſe Tabellen kaum mehr 
als einen faſt überflüſſigen Schmuck des Buches darſtellen; — 
zwar verleihen fie der Arbeit einen gewiſſen Werk für Nachſchlage⸗ 
zwecke, — für die Arbeit ſelbſt find fie kaum oder gar nicht aus- 
genutzt.). Dafür gibt der Verfaſſer einige recht knappe Bemerkun- 
gen über die finanziellen Probleme, die mit dem Außenhandel 
verbunden find. Allerdings beſchränkk er ſich hierbei vornehmlich 
darauf, zu zeigen, welche Bedeutung die Vereinigten Staaten von 
Amerika als Kreditgeber für Europa erlangt haben, wie ſchwer 
die Belaſtung Europas durch die amerikaniſchen Kriegskredite iſt 
uſw. Nach Hinweis auf die Gefahr, die dem verarmken Europa, 
insbeſondere Polen, daraus droht, werden allgemein formulierte 
Forderungen betr. die zu bewahrende Handelsfreiheit aufgeſtellt. 

Abſchnitt A (S. 55—66) zeigt den Handel Polens 
mit einzelnen Staaten, Hauptſächlich wird das Verhälk⸗ 
nis Polens gegenüber Deutſchland und Rußland erörtert, „den 
beiden mächtigen Wirtschaftseinheiten, die nach entsprechende: 
Normierung der Wirtschaftsbeziehungen für die Struktur des 
polnischen Ostseehandels erstrangige Bedeutung haben wer- 
den“ (S. 55). Beigegeben find hier folgende Tabellen (nach dem 
Brüſſeler Schlüffel): 

19 a. Außenhandel Polens 1922 bis 1927 er Harſteunngenefür de 
19 b. Außenhandel Rußlands 1922—1927 Gruppen: Konfumgüter, 
19 c. Außenhandel Deukſchlands 1922 bis 1927] Kg etz adele. 

Aus dieſen Tabellen, die nicht näher analyſiert werden, zieht 
der Verfaſſer den Schluß, daß Polen, „das in seinem Wirtschafts- 
aufbau eine natürliche Brücke zwischen dem Westen und Osten 
darstellt,“ bezüglich der Strukkur ſeines Außenhandels zwiſchen 
Deukſchland und Rußland eine Mittelftellung einnehme ). Jeden- 
falls ſtellt der Verfaſſer als Programm auf: „Wenn Polen seine 
Wirtschaftliche Unabhängigkeit und Selbständigkeit bewahren 
will, um nicht, nach den traurigen Erfahrungen der Vergangen- 
heit, die „natürliche“ Ergänzung eines dieser beiden, im übrigen 
einseitig entwickelten, Wirtschaftsorganismen zu werden, muß 
es eine unabhängige Wirtschaftspolitik betreiben, die auf der 
Ausnutzung aller Trümpfe sowohl Deutschland als auch Ruß- 
land gegenüber beruht, ohne die natürliche Verbindung mit den 
übrigen Ostseestaaten, mit denen wirtschaftlich zu kooperieren 
im höchsten Grade — in beiderseitigem Interesse — geboten 
S. 1 wie mit den westlichen Staaten, — zu vergessen“ 

Asa) 

Das Fehlen eines enkſchiedenen Wirkſchaftsprogramms könne 
zu den gefährlichſten Folgen führen, da Polen dann immer ſchwan- 
ken würde, ob es ſich auf Rußland und die dorkigen Erpanfions- 
möglichkeiten für die polniſche Induſtrie ausrichten ſolle oder auf 
Deutſchland, in welchem letzteren Falle diejenigen Wirkſchafts⸗ 
zweige, die Rohſtoffe oder Halbfabrikate mit der billigen Arbeits- 
kraft ungelernter oder angelernker Arbeiter produzieren, zum 
Schaden der Gejamtwirtihaft Entwicklungsmöglichkeiten haben 
würden. — Eine beſtimmke Antwort kann oder will der Verfaſſer 
nicht geben, er jagt ſtatt deſſen, „von den schrecklichen Perspek- 
tiven der wirtschaftlichen und politischen Abhängigkeit ist es 
Vollkommen überflüssig zu reden, besonders deshalb, weil der 
Zugang zum Meere Polen einen durchaus anderen Weg für 
(Seine) Wirtschaftsentwicklung, in der Kooperation, vor allem 
mit den Ostsee- und Überseestaaten, garantiert.“ Das, ſollte 
man meinen, wäre ein Programm, — es wird aber wieder abge- 
ſchwächt durch die Bemerkung, „dieser Weg schließt aber auch 
die Zusammenarbeit mit den unmittelbaren Nachbarn (Deutsch- 
land und Rußland) nicht aus . . .. (S. 61). Polen erwachſe die 
Pflicht, die Entwicklung der Handelsbeziehungen genau zu über- 
wachen. Unter dieſem Geſichtspunkt folgt eine, allerdings ſehr 
flüchtige Analyſe der übrigen beiden Tabellen’): 


1) Bemerkenswert iſt, daß Deutſchland in dieſen Tabellen ſtets 
unter der Gruppe „Seehandel“ erſcheint! 

) Welcher Ark dieſe ſein ſoll, wird nicht geſagt. 

) Bei ODeutſchland wird ſelbſtverſtändlich wieder gekrennk: Oſt. 
preußen und das übrige Deutſchland. 
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Nr. 21. Der polniſche Außenhandel mit einzelnen Staaken 1924. 
Nr. 22. Der polniſche Außenhandel mit einzelnen Staaten 1925. 
(Auf die 5 Warengruppen verkeilt.) 

Den Schluß bildet ein Hinweis auf die verffärkte Wirkſchafts- 
erpanfion Deutſchlands nach dem Oſten. 

Abſchnitt 5. „Danzig —Gdingen und der O ſt⸗ 
ſeehandel“ (S. 67—94). Hier will der Verfaſſer unkerſuchen, 
„Wieweit Danzig seine Aufgaben als für das Wirtschaftsleben 
Polens bestimmter Hafen erfüllt, welche beiderseitigen Vorteile 
sich daraus ergeben, ohne dabei die Frage zu übersehen, 
welche Kosten die wirtschaftliche Rolle Danzigs als Hafen für 
das polnische Wirtschaftsleben verursacht“. Beſonders die legte 
Frage ſei berechtigt, „angesicht der Tatsache, daß die Politik 
des Danziger Senats, der, weitgehend unter deutschem Einfluß 
verblieben, verschiedentlich, entgegen den eigenen Interessen, 
sich den polnischen Interessen entgegengestellt habe“ (©. 67). 

Nach den üblichen Darlegungen über die veränderte Rolle Dan- 
zigs gegenüber der Vorkriegszeit (wobei auch die „planmäßige 
Vernachläſſigung“ nicht fehlt) folgt (nach Tabelle 23 Schiffs- 
verkehr im Danziger Hafen 1922—1927) der Hinweis auf die un- 
zureichende Leiſtungsfähigkeit für den anſteigenden Export, — um 
die Notwendigkeit von Gdingen (und Dirſchau) zu begründen. — 
Dabei heißt es, „liegt es im Interesse Polens, zum Schaden der 
eigenen Häfen, ausschließlich den Danziger Hafen, der sich auf 
Kosten dieser Häfen in nächster Zeit ausbauen will, zu 
unterstützen? — Darauf gibt die Politik der maßgebenden 
Kreise Polen, die das Verhältnis Danzigs zu Polen berücksich- 
tigen, die Antwort. Danzig redet gern und viel über das Dan- 
zig-polnische Zollgebiet, d. h. von Polen und Danzig zusammen 
als Hinterland Danzigs. Danzig muß dessen eingedenk sein, daß 
es ihm nicht gelungen ist, selbst unabhängig von den erst in 
die Arena der Wirtschaft tretenden Häfen Gdingen und Dir- 
schau, die Umsätze mit denjenigen Seestaaten an sich zu ziehen, 
die ihm auf Grund seiner Monopolstellung zufallen müßten“ 
(S. 68/69). Zu letzterem wird erläutert, daß z. B. 1925 von dem 
ſchwediſchen Erzimpork noch 50 % über Stekkin ging, daß Polen 
Teile feine Exports über deutſche Häfen leiten mußte?). 

Im Anſchluß daran werden die deutſchen Häfen kurz berührt 
(Tabelle 25: Schiffsverkehr in deutſchen Häfen 1913, 1924/1925 
(Tonnage), ferner Tabelle 26: Schiffsverkehr in deuffhen Häfen 
1913, 1924/1925 (nach Flaggen).) Auf dieſe Tabellen, die wieder 
nicht ausgewerket werden, folgt eine Schilderung der Bemühungen 
Deukſchlands, für feine Häfen Ladungen heranzuziehen. Es heißt 
dabei, „die Stellung der deutschen Politik, die sich gegenwärtig 
um polnische Ladungen bemüht, ist vorübergehend, her- 
vorgerufen (außer durch das politische Streben, Polens wirt- 
schaftlichen Aufschwung nicht zuzulassen und es vom Meer ab- 
zuschneiden — als dem grundsätzlichen Ziel) durch die un- 
günstige Konjunktur der Nachkriegszeit im Seehandel und beim 


) Beigefügt iſt die Tabelle 24: „Der polniſche Außenhandel, 
— mit Angabe der Rolle Danzigs und der übrigen Häfen“. — Die 
Tabelle iſt merkwürdigerweiſe nur für 1925 gegeben (abſichklich?) 
und zeigt (ſchon für 1925) ein Bild, das keineswegs den abfälligen 
Behaupkungen des Verfaſſers enkſpricht. — Es gingen nämlich 
über Danzig: 

beim Import: beim Expork: 

Oſtſeeländer 

(Deutſchland 

einſchließlichh: 58,6 % 87,0 % 

Weſteuropäiſche 77,7 95 80,0 97 

Mittelmeerländer 15,6 97 0,8 % — bei geringen Men- 
gen dieſes Handels! 

Überſeeländer 624% 78% 

Aber vielleicht hat der Verfaſſer, der ſelbſt an anderer Skelle da 

von ſpricht, daß eine zielbewußte See- und Handelspolitik lange 

Jahre zu ihrer Ausführung braucht, in dieſem Falle erwarket, daß 

ſich in einem Jahrfünft (1920—1925), das dazu noch mit ſolchen Er- 

eigniſſen ausgefüllt war, es Danzig allein gelingen würde, die 

bisherigen Handelsrichtungen grundſätzlich zu ändern. — — 
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Handel in der Ostsee, die heute nicht mehr ausschließliche Do- 
mäne Deutschlands ist.. .. (S. 71). 

Polen habe ſeine Paffivität in bezug auf die Seehandelspolitik 
aufgeben müſſen, „wenn es nicht aus eigener Schuld von seinem 
Zugang zum Meere abgeschnitten sein wollte“. Danzig habe ſich 
bemüht, zum Schaden der eigenen Wirkſchaftsintereſſen, Polen die 
Ausnützung des Zugangs zum Meere zu erſchweren, da es unter 
dem politiſchen Einfluß Deukſchlands verblieben ſei. Aufgabe der 
Regierung ſei es geweſen, den Warenſtrom mit Hilfe einer ent- 
ſprechenden Tarifpolitik den eigenen Häfen zuzuleiten). Durch 
dieſe Tarifpolitik, die für Gdingen und Danzig prinzipiell 
gleiche Sätze feſtgelegt habee) habe Polen „mit bedeuten- 
den Opfern“ ſich neue Abſatmärkke erſchloſſen. Im einzelnen 
heißt es hier, .. . bei dem Massengüterexport wurde weit- 
Lehendste Erniedrigung der Eisenbahngebühren, die z. B. für 
Kohle rund 60 % der eigenen Kosten darstellte, durchgeführt. 
So wurde, — unabhängig vom Versandort der einzelnen Grube 
— längere Zeit für den Transport von Exportkohle nach Gdin- 
gen—Danzig pro to berechnet Zloty 6,50, d. h. die Transport- 
kosten für über 640 km Strecke auf % der Kosten fob Danzig 
gebracht, da % = 1,25 Gulden auf die Umschlagskosten in 
Danzig entfallen®)“. Sehr bedauert der Verfaſſer den Anteil Dan- 
zigs, über den er hinzufügt, er „stellt einen Passivposten der pol- 
nischen Zahlungsbilanz dar und hört auf, Verdienstquelle für 
die polnischen Staatsangehörigen zu sein, die, angesichts der 
künstlichen Überfüllung der Stadt durch 
das deutsche Element‘) keine Aussichten haben, in 
Danzig Arbeit zu finden“ (S. 73/74). 

Auf Gdingen übergehend bemerkt der Verfaſſer: Polen, „das 
sich über die nicht genügende Umschlagsfähigkeit des 
Danziger Hafens vollkommen klar wurde“ fei „angesichts der 
Unmöglichkeit, in nächster Zeit auf Herstellung besserer Ver- 
hältnisse zu rechnen“, daran gegangen, den Hafen von Gdingen 
zu bauen, und „man rechnete dabei offensichtlich mit der Not- 
Wendigkeit, die Häfen zu spezialisieren, wobei Danzig unstreitig, 
als Weichselhafen, seine Rolle als Holzexporteur behalten 
würde“ (S. 75). Wie dieſe „Spezialiſierung“ ausſehen wird, wird 
aus dem Folgenden erſichklich: 1. rechnet der Verfaſſer mit einer 
Minderung des Holzexpporks über Danzig, falls Polen mit Litauen 
zu einer Einigung kommt, alſo Memel als Ausfuhrhafen für Nord- 
oſtpolen tätig werden wird. Auch könne, fo meint der Verfaſſer, 
Königsberg einen Teil dieſes Exports übernehmen. Und dann macht 
Stopczyk folgende vielſagenden Ausführungen: „In der nächsten 
Zeit muß Polen seine wirtschaftlichen Hauptinteressen längs der 
Magistrale, die Oberschlesien mit der Ostsee verbindet... ., 
zentrieren. Hier liegt die Hauptachse der industriewirtschaft- 
lichen Interessen Polens, diesem Zweck soll vor allem 
Gdingen dienen, als Endhafen der Eisenbahnstrecke, ob- 
wohl ihm der Wasserweg fehlt.“ Es iſt ein eigenartiger Troſt für 
Danzig, wenn von diefem Waſſerwege (der bekannklich an Beden- 


1) Betr. die Notwendigkeit der Tarifpolitik heißt es noch, es ſei 
zu beachten, daß die Seefracht pro to rund ½ der Eifenbahn- 
fracht bzw. % der Fluß- oder Kanalkransporkſätze betrage. — 

2) Tabelle 27 zeigt die Entfernung der Häfen Gdingen und 
Danzig von den Orken Polens einerjeits, — den wichkigſten Häfen 
andererſeiks. (Angaben des Eiſenbahnminiſteriums bzw. Flokten⸗ 
Kommandos.) Dieſe vom Verfaſſer als ſelbſtverſtändlich hingeſtell⸗ 
ken „gleichen Sätze“ hat Danzig erſt nach jahrelangen Kämpfen 
um die „durchgerechneken Tarife“ erreicht. 

3) Nach Berechnungen der „Deutſchen Rundſchau“ (Bromberg) 
belief ſich 1928 der Zuſchuß für den Kohlenexpork auf 6 Zloty pro 
to, insgeſamt 42 Millionen Zloty. 

4) Von uns geſperrt. (Red.) Auch das „Balliſche Inſtitut“ in 
Thorn ſcheink nichts davon wiſſen zu wollen, daß Danzig immer 
eine zu 95—97 % deutſche Bevölkerung gehabt hak. Die Behaup- 
kung, daß polniſche Staatsangehörige „keine Ausficht haben, in 
Danzig Arbeit zu finden“ dürfte wohl durch die Takſache Lügen 
a werden, daß mehrere Tauſende von ihnen in Danzig fätig 
ind. 
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kung ungeheuer viel verloren hat) gejagt wird, er ſei „die Quelle 
des uralten Wohlstandes Danzigs“ (S. 74). 
Ebenſo deutlich hinſichtlich der Stellung Polens gegenüber Dan- 
zig iſt folgende Bemerkung des Verfaſſers: „angesichts der hohen 
Umladekosten in Danzig können bedeutende Mengen dieser 
Massengüter bei entsprechendem Ausbau des Gdingener 
Hafens, — bei gleicher Behandlung beider Häfen hinsichtlich der 
Eisenbahntarife — vom Danziger Hafen abgezogen werden‘ 
(S. 75). Wenn alſo bei Kohle, Zucker, Getreide und Naphka-Pro- 
dukten eine Minderung des Danziger Anteils einfrete, — fo blieben 
für Danzig ſchließlich ja noch die übrigen Güter, „die genügende 
Vorteile für den Danziger Vermittlungshandel, der sich über die 
empfindliche Verminderung des Exports beklagt“ böfen (S. 75). 
Ohne näher die Güter zu bezeichnen, werden nur, diesmal ohne 
Tabelle, einige Zahlen — 1911/1913: 28 000 to; 1925: 149 000 to; 
1926: 113 000 to — angeführt. 
Später bemüht ſich der Verfaſſer nachzuweiſen, daß das Miß 
verhältnis zwiſchen Import und Export allgemein fei, „die polni- 
schen Häfen befänden sich nicht in besonders schlechter Lage“. 
Zu dieſem Zweck fügt er die Tabelle 28 „Warenverkehr in Gdin- 
gen, Danzig und Hamburg“ bei, die zeigen ſoll, wie das Verhälknis 
von Ladung zu Reg.⸗-Tonnenzahl iftt). 
Nach Meinung unſers Verfaſſers iſt dem Übel durch Verbeſſe— 
rung der Ladeeinrichtungen, die gleichzeitig eine Verringerung der 
Umſchlagskoſten mit ſich bringen, abzuhelfen, und er benutzt dieſe 
Gelegenheit, — nach Wiedergabe der Danziger Umſchlagskoſten 
(für die wichtigſten Maſſengüter pro to, ferner in Tabelle 29: Ge- 
ſamtaufſtellung für 1926; beides nach Angaben einer Privatfirma) 
die Notwendigkeit Gdingens nochmals zu erhärten. Vorher jagt 
er noch über die Umſchlagkoſten in Danzig: „Dazu kommen be- 
deutende Beträge für die Hafenabgaben, sowie für Lagergebüh- 
ren, alle möglichen Manipulations- bzw. Verwaltungsgebühren, 
die, wegen der Danziger Währung, im Danziger Hafen beson- 
ders hoch sind“ (S. 79). Nach kurzer Skizze des Gdingener 
Hafenverkehrs in den Jahren 1926 und 1927 und dem Hinweis auf 
die geplante Schaffung eines Freibezirks in Gdingen bzw. eines 
Tranſitfreilagers für die Tſchechoſlowakei findet fich folgende wichtige 
Bemerkung: „eine Reihe rechtlicher Bestimmungen sollen die 
Entwicklung Gdingens sichern, als polnischen Hafens, der die 
polenfeindliche Politik der deutschen Häfen, die auf lange Sicht 
berechnet ist, sowie Dan z ig, sofern dessen polen- 
feindliche Politiknichf geändert wird, hemmt“ 
(S. 79). 
Im übrigen enthält dieſer Abſchnitt noch eine Anzahl großer 
Tabellen, die aber auch hier wieder nicht ausgewertet find, nämlich: 
Tabelle 30: Der polniſche Außenhandel unter Berückfihtigung der 
Danziger Umfäge (für 1924 und 1925) nach Waren- 
gruppen. 

Tabelle 31: Der Schiffsverkehr in den Häfen: Gdingen und Dan- 

2 zig — 1924—1927, für 1926 und 1927 aufgeteilt auf 
einzelne Nationen. 

Tabelle 32: Schiffsverkehr in Gdingen und Dirſchau 1924—1927; 
Geſamkzahlen und verſchiedene Einzelangaben. 

Tabelle 33: Der polniſche Außenhandel unter Berückſichtigung des 
Danziger Anteils (1924 und 1925; Werkzahlen für ein- 
zelne Länder getrennt). 


41) Die Tabelle beſagt in dieſem Zuſammenhang wenig, da für 
Hamburg nur die Zahlen für 1912 und 1924/25 angegeben werden, 
ein Vergleich für 1926 und 1927 nicht möglich ift; außerdem ſcheint 
gerade Hamburg als Vergleichshafen nicht ſonderlich günſtig gewählt. 
— Ferner ergeben die folgenden Zahlen doch ein Bild, das den 
obigen Worken des Verfaſſers wenig enkſpricht, nämlich: 

auf 1 Reg.-Zo. entfallen Ladung (in to) 
Hamburg Danzig Gdingen 
Import: Export: Import: Export: Import: Export: 
1912 1,230 0,590 1,176 1,520 — — 
192⁴ 0,830 0,410 0,541 0,923 0,044 0,643 
1925 0,780 0,420 0,369 1,090 0,021 0,700 
1926 — — 0,180 1,666 0,001 1,987 
1927 — — 0,389 1.623 0,015 2,137 
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Tabelle 34: Umſätze im polniſchen Außenhandel mit Berückſichti⸗ 
gung Danzigs für 1925. (Getrennt nach einzelnen Län- 
dern, — für dieſe Angabe der wichtigſten Waren- 
gruppen mit Gewichts- und Werkzahlen). 


In den reſtlichen Ausführungen beſchäftigt ſich der Verfaſſer 
mit dem Zollverkeilungsſchlüſſel (und zwar durchaus 
oberflächlich) Er ſtellt den Ausführungen des früheren Finanz- 
ſenators Dr. Volkmann und des Direkkors des Danziger Statifti- 
ſchen Amts, Dr. Funk (in deſſen Arbeit, „Die Danzig⸗polniſche 
Zollunion, der bisherige und künftige Zollverkeilungsſchlüſſel“, 
Jena 1926), wonach diefer künftig 14 bis 15,68 % der geſamten 
polniſchen Zolleinnahmen befragen müßte, die Berechnungen von 
Dr. Piekalkiewicz gegenüber, wonach der Anteil Polens beim 
Import 97,24 % befragen haben ſolle, auf Danzig im Jahre 1923 
alſo nur 2,76 % hätten entfallen müſſen. Tatfächlich betrug der ver- 
kraglich feſtgeſetzte Anteil Danzigs 7,35 9), nachdem der Verbrauch 
der Danziger Bevölkerung auf das Sechsfache der polniſchen Kopf⸗ 
quoten angenommen worden war. Zu den von Dr. Funk errech- 
nefen Verbrauchszahlen heißt es: „man sollte der Danziger Be- 
völkerung aufs Wärmste zu diesem Wohlstand, der so offen- 
Sichtlich aus der Verbindung mit Polen fließt, Glück wünschen“. 
Die Statiffiken, auf denen die Arbeit von Dr. Funk fuße, ſeien 
„durchaus unvollständig und vollkommen unzuverlässig. 
(S. 85). Das beweiſe nicht nur der Vergleich mik der polniſchen 
Eiſenbahnſtatiſtik, ſondern auch mit den Verbrauchsziffern der 
Nachbarländer, auch Deutſchlands. Dieſer Vergleich zeige „kraß 
den tendenziösen Charakter der Zahlenangaben, die Danzig als 
Rechtfertigung seiner Ansprüche dienen sollen ...“ 

Ohne die Tatſache, daß Danzig nicht nur wegen des geſteigerken 
Verbrauchs der Bevölkerung, ſondern auch wegen der Mehrkoſten 
der Verwalkung einen höheren Anteil an den Zolleinnahmen ver- 
langt, auch nur mit einem Work zu ſtreifen, geht der Verfaſſer 
dann zu dem beliebten Thema: „Stellung der Zölle im 
Danziger Staatshaushalt“ über. Wenn Danzig z. B. in 
den Voranſchlag für 1926/1927 die Zölle mit 16,6 Millionen Gul- 
den eingeſetzt habe, fo ſei dieſe Summe „zu hoch und unberechkigt“, 
ſie werde aber augenſcheinlich „benötigt als Argument im Falle, 
daß sie nicht erreicht wird, für die Schuld der polnischen Wirt- 
Schaftspolitik an dem Defizit des Danziger Haushalts, der zer- 
rüttet ist durch, die verschwenderische Politik des Danziger 
Senats, die übermäßigen Sozialleistungen, die aus der künst- 
lichen Zurückhaltung des deutschen Elements 
in Danzig als Ruhegehaltsempfänger, Invaliden und Beamte, 
die über % der Danziger Bevölkerung betragen und über 60 % 
des Haushalts verschlingen, sich ergeben“ (S. 92). 

Wenn Danzig feine Finanzen ſanieren wolle, fo ſolle es die 
Weiſungen des Völkerbundes beachten und die Zahl feiner Be⸗ 
amten reduzieren, darunker befänden ſich nämlich nicht weniger als 
4250, die (ſelbſt bei Berückſichtigung der Lebenshaltungskoſten) das 
Gehalt polniſcher (Minifterial-)Referenten erhielten, 208 ſogar mit 
dem Einkommen eines polniſchen Unkerſtaatsſekrekärs. — Ebenſo 
beſitze Danzig „außer der Verwaltungspolizei eine militärische 
Formation, die vorwiegend aus Unteroffizieren der früheren 
deutschen Armee gebildet sei.. .. unter dem Namen Schutz- 
polizei. Zusammen mit der Verwaltungspolizei besitzt Danzig 
2000 Polizeibeamte, d. h. rund einen Polizisten auf 200 Ein- 
wohner, d. h. 4-5 mal so viel, als z. B. in den westlichen Woje- 
wodschaften Polenst)“ (S. 92). 

Weiter empfiehlt der Verfaſſer den Abbau der Sozialleiſtungen 
und ſtärkere Ausnutzung der Monopole und weiſt darauf hin, daß 
die Koſten der Zollverwalkung in Danzig prozentual höher feten 


1) Welcher Werk gerade dieſer letzteren Außerung beizulegen 
iſt, zeigt ſich am Beſten darin, daß kakſächlich am 31. 12. 1924 (nach 
dem Jahrbuch des Finanzminiſteriums) Staatspolizei, Zollwache 
und Grenzſchutzkorps (deren Funkkionen in Danzig unker ganz 
anderen Verhälkniſſen die Schutzpolizei verfieht), rund 57500 
Köpfe zählten; katſächlich bekrug alſo der Stand in Polen: 1 Poliziſt 
auf rund 500 Einwohner! 
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als in Polen (ohne allerdings auch auf den Unterſchied de 
lokalen Bedingungen hinzuweiſenh. 

Schließlich berührt er nochmals die Frage der Hafengebühren 
und bemerkf: „sie sind sehr hoch, daher der Grund, weshalb 
der Seehandel, — auch dank der Tarifpolitik der deutschen 
Eisenbahnen — sich gern der deutschen Häfen bedient“ (S. 93). 
Er führt darauf eine Reihe von Beiſpielen an (ohne allerdings 
Vergleiche anzuſtellen); — der Gedanke, daß hier Polen, deſſen Ver- 
frefer durch ihr Drängen auf Renkabilitäk der Danziger Hafen- 
verwaltung mindeſten mik. wenn nicht gar alleinſchuldig find, Ab- 
hilfe ſchaffen könnte, bleibt ihm vollkommen fern. Allerdings müßte 
dazu auf polniſcher Seite der ernſte Wille vorhanden ſein, den 
Danziger Hafen möglichſt zu vervollkommnen, während das Gegen. 
teil aus den folgenden Ausführungen hervorgeht. So erklärt der 
Verfaſſer offen, die rationelle Ausgeſtalkung eines Hafens er- 
fordere „bedeutenden Kapitalauf wand. Neuanlagen, die 
(soweit es den polnischen Anteil betrifft) sich leichter in dem 
neuentstehenden polnischen, als in dem alten überlasteten Hafen 
machen lassen!)“ (S. 93). Für die Zukunft müſſe die Entwicklung 
Gdingens geſichert werden, „entweder durch eine Politik der 
Teilung und Spezialisierung der Häfen, oder auch durch ge- 
hörige technische Ausrüstung des neuen Hafens, — in der Er- 


wägung, daß... . stets diejenige Kalkulation siegen wird, die 
geringere Handels- und Verwaltungskosten vorsieht und ver- 
wirklicht, — — dem Kunden am besten zu dienen weiß“ (©. 94). 


Abſchnitt 6 (S. 96—130) unkerſucht den „Warenumfaß 
im polniſchen Oſtſeehandel“. — Zwei frühere Bemer- 
kungen gelten auch für dieſe Ausführungen: 1. Der Begriff „Oft- 
ſeehandel“ wird vom Verfaſſer, weil das beſſer zu ſeiner Theſe 
paßt, fo weit gefaßt, daß darunker auch Staaten fallen, die nicht 
Oſtſeeſtaaten (im engen Worffinne) find, zu denen aber der Han- 
del über die Oſtſee geleitek werden könnte, 2. eine große Zahl 
von weitgehendſt ausgegliederfen Tabellen wird beigefügt, aber 
kaum ausgewertet. — Wir ſtellen zuerſt die Tabellen zuſammen: 


Nr. 35: Ausfuhr von Steinkohle von England, Deutſchland und 

Polen nach den „Oſtſeeſtaaken“, 1924—1925. Mengen- 

zahlen. 

Die polniſche Kohlenausfuhr (nach einzelnen Staaten). 

Mengenzahlen. 1923—1926. Monaksdurchſchnitts zahlen; 

für 1926 Zahlen für die einzelnen Monate. 

Kohlenausfuhr über Danzig, Gdingen und Dirſchau. 1925— 

1927. (Nach einzelnen Ländern) für 1926 und 1927 ge- 

krennk für die drei Häfen. 

Kohlenproduktion und verbrauch der wichkigſten Staaten, 

1913, 1922 —1924. 

Kohlenausfuhr Polens 1924—1926 (beſondere Ausweiſe 

für den oberſchleſiſchen Ankeil) nach einzelnen Staaten 

getrennt. 

Der Import Polens an Erzen 1924/1925. (Ankeil Danzigs 

beſonders.) Mengenzahlen. 

Berg- und Hüttenproduktion der wichkigſten Staaten. 

(Kohle, Roheifen, Stahl und Zink.) 1913, 19231925. 

Produktion von Naphta und Verbrauch von Deftillations- 

fabrikaten (1921—1926) für die wichkigſten Staaten. 

42: Polens Ausfuhr an Naphka und Naphtaprodukken 

1920—1927 (in Mengenzahlen). 

„ Ausfuhr Polens (wie oben) 1923—1926, auf einzelne Ab- 
ſatzländer verteilt (Mengenzahlen). 

: Die wichtigſten Holzexportländer und (gegenübergeſtellt) 
wichtigſte Abnehmerſtaaken (in Prozenkzahlen). 

5: Die Weltausfuhr von Holz (1922/1923), verkeilt auf die 
einzelnen Exporkſtaaken. 

Nr. 46: Die polniſche Holzausfuhr (1922—1927) bei Trennung des 

Prozenkankeils, ob unbearbeitet oder bearbeitet uſw.). 


Nr. 36: 
Nr. 37: 


Nr. 38: 
Nr. 39: 


Nr. 40: 
Nr. 41: 
Nr. 42: 
Zu Nr. 


1) Hier iſt mit aller wünſchenswerken Deutlichkeit die wahre 
Stellung Polens gegenüber dem Danziger Hafen gekennzeichnet. 
Der Danziger Hafen ſoll rückſtändig bleiben, damit Gdingen von 
einem unerwünſchten Konkurrenken befreit wird! 
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Nr. 47: Die polniſche Holzausfuhr nach einzelnen Staaten (Ge- 

wichktszahlen) 1922 —1926. 

Polens Ausfuhr an Holgferkigfabrikaken, nach einzelnen 

Staaten getrennt, 1922 —1926. 

Die polniſche Holzausfuhr nach dem Auslande mit der 

Eiſenbahn, getrennt nach einzelnen Eiſenbahndirekkionen. 

19251926. 

Die Holzausfuhr über Danzig (1912, 1922—1927), — Ge- 

ſamkzahl (Zuführung auf Eiſenbahn u. Flußtransport ge- 

trennt). 

Ein- und Ausfuhr Polens an Konſumgütern (Getreide, 

Mehl, Heringe, einzelne Kolonialwaren) für 1920—1927. 

Die Getreideproduktion der wichkigſten Staaten 1920— 

1924 Durchſchnitt, 1925—1926 (Roggen, Weizen, Gerſte 

und Hafer in Mengen). 

Der polniſche Gekreideverbrauch 1922/23, 1923/24, 1924/25, 

1925/26 für die vier wichkigſten Arten. (Bei Verbrauch 

pro Kopf Gegenüberſtellung der deutſchen Quoke.) 

Getreideverbrauch der wichkigſten Staaken. Durchſchnitt 

von 1923—1925 (vier wichkigſte Arten). 

Ein- und Ausfuhr der wichtigſten Staaken von polniſchem 

Getreide und Hülſenfrüchten uſw. 1924 und 1925. (Danzigs 

Anteil beſonders ausgewieſen.) 

: Ausfuhr der wichtigſten Getreidearken über Danzig 
1923-1927. 

: Einfuhr der 
1923—1927. 

: Der Prozentankeil des polniſchen Zuckers an dem Zucker- 
verbrauch der wichtigſten Abnehmerſtaaken. 1925. 

: Die polniſche Zuckerausfuhr nach einzelnen Staaken 
(Mengenzahlen) 1924, 1925, 1927. 

: Die polniſche Fiſcheinfuhr 1920—1927 (in to). 

: Die Baumwollinduſtrie. (Zahl der in Betrieb befindlichen 
Spindeln, für die wichkigſten Staaten 1913, 19231925.) 

: Verbrauch von Baumwollgeweben pro Kopf der Bevölke- 
rung (verglichen Polen, Deutſchland, die Tſchechoſlowakei) 
1922 — 1925. 

: Die europäiſche Baumwollausfuhr (1909 —1913, 1923— 

1926), getrennt nach einzelnen Staaken. 

Der Verbrauch der wichtigſten künſtlichen Düngemittel in 

Polen (1923 —1927) abſolute und relative Zahlen. 

Aus den wenigen Bemerkungen des Verfaſſers zu dieſen 
Zahlenaufſtellungen ſei Folgendes hervorgehoben: Zunächſt betont 
der Verfaſſer die Notwendigkeit beſſerer Waſſerverbindungen für 
die Kohlenreviere; ferner fordert er zielbewußte Erporipolitik, um 
3. B. gleichzeitig den Erzimpork den polniſchen Häfen zuzuleiten. 
Gerade zu dieſen Ländern (vor allem handelk es ſich dabei um 
Schweden) ſeien die Beziehungen zu pflegen, da fie als voraus- 
ſichkliche Abſatzmärkte für Produkte der polniſchen Metall- 
induſtrie in Frage kämen. Statt eine Analyſe der beigefügten 
Tabellen zu geben, verbreitet ſich der Verfaſſer dann über die 
ſtaatspolitiſche Bedeutung der polniſchen Kohlenausfuhr, 
für die „Unterhaltung einer mehr als hunderttausend Men- 
schen zählenden Schar polnischer Arbeiter, die zusammen mit 
den Hüttenarbeitern für den ... polnischen Charakter Ober- 
Schlesiens entscheidend seien“ (S. 105). Es ſei kein Zufall, daß 
„die Eisenbahnstrecke und die projektierte Kanalverbindung 
wie zwei Klammern das polnische Schlesien mit der Ostsee 
verbinden . ..; sie verbinden dadurch zwei Gruppen des pol- 
nischen Volkes, Schlesier und Kaschuben, die beide feindlicher 
Ubermacht ausgeliefert, Polen die Treue bewahrten“ (S. 105). 
Es folgen kurze Hinweiſe auf die Bedeukung der Kohlenproduktion 
für die Behebung der Arbeitsloſigkeit in Polen, — die Mahnung, 
die während des engliſchen Streiks eroberten ſkandinaviſchen 
Märkte gegen die engliſche Konkurrenz zu verteidigen. — 

Bei der Beſprechung der Holzaus fuhr beklagt der Ver- 
faſſer die Monopolſtellung Deutſchlands als Abnehmer, — da es 
ſich hierbei vor allem um unbearbeitete Hölzer handele, die ſpäter 
von Deutſchland weiter exporkiert würden. — Später wird noch 
kurz die Holzausfuhr über Danzig berührt, — dabei (wie ſchon 


Nr. 48: 
Nr. 49: 


Nr. 50: 


Nr. 51: 
Nr. 52: 


Nr. 53: 


Nr. 54: 
Nr. 55: 


wichtigſten Getreidearten über Danzig 


Nr. 64: 
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früher) die Möglichkeit einer Minderung bei Wiederbelebung 
des Exports über Memel bzw. Königsberg erwähnk. — Schließlich 
geht der Verfaſſer noch auf die Entwicklung der polniſchen holz— 
verarbeitenden Induſtrie ein. — 

Auch die Bemerkungen über Gekreideprodukkion, 
Gekreide verbrauch und Getreideerportmöglid- 
keiten zeichnen ſich allein durch Kürze aus. — Der Verfaſſer 
meint, Polen könne in Normaljahren Getreide ausführen, ohne 
dabei die ruſſiſchen Methoden der Vorkriegszeit, — Expork auf 
Koſten der inneren Bedarfsdeckung —, anzuwenden. Mit dazu bei- 
fragen würde eine geregelte Verjorgungspolitik, Anlage von Ge- 
kreidelagerhäuſern uſw. Andererſeits zeige die Struktur der polni- 
ſchen Landwirtſchaft (Kleinbauernkum) durchaus die Notwendig- 
keit, zur geregelten Vieh- und Fleiſchprodukkion überzugehen. 

So kurz und flüchtig dieſe Bemerkungen im allgemeinen ſind, 
fo findet der Verfaſſer doch Raum genug, Danzigs „Vergangen- 
heit“ zu behandeln (S. 121). Es ift zunächſt nicht erſichklich, aus 
welchem Grunde der Verfaſſer die Bedeutung des Getreideexporks 
für Danzig in der Vorkriegszeit erwähnt, er ſagt dann aber aus- 
führlich, — dieſer würde noch größer geweſen fein, wenn die Bis- 
marckſche Zollpolitik hier nicht hemmend gewirkt hätte. Der Grund 
hierfür ſei die Politik Preußens geweſen, Danzig konſequenk 
wirtſchaftlich zu ſchwächen. Als „Beweis“ werden diesmal hier die 
beiden Bismarckſchen Ausſprüche über die Bedeukung Danzigs für 
einen möglichen polniſchen Staat zitiert. um Schluß wird den 
gegenwärtigen leitenden Kreiſen in Danzig, „die trotz allem die 
Vergangenheit vergessen und gern Vergleiche mit den Vor- 
kriegsjahren anstellen“, entgegengehalten, „sie vergessen, daß 
diese für einen Vergleich mit dem heutigen Zustand nicht maß- 
gebend sein können“ (©. 121). 

Die übrigen Bemerkungen über die Danziger Gekreideausfuhr 
in der Nachkriegszeit find durchaus nichksſagend. 

Über die Zuckerprodukkion und den Export wer- 
den kurze Bemerkungen gemacht, in denen nur am Schluſſe die 
Furcht vor einer Wiederbelebung der ukrainiſchen Zuckerausfuhr 
— möglicherweiſe über Königsberg — auffällt. Dieſe Befürchtung 
iſt allerdings verſtändlich, wenn der Verfaſſer forkfährt, daß in die- 
ſem Falle nichts anderes übrig bleiben würde, als die kleinen, ver- 
alteten Zuckerfabriken im früheren Kongreßpolen, „deren Auf- 
rechterhaltung die Volkswirtschaft jährlich 60 Millio- 
nen Zloty in Gestalt von Ausfuhrprämien kostet“ (S. 125) 
endgültig ſtillzulegen. — 

Beim Fifh- d. i. vor allem Heringsimport, be- 
ſchränkt ſich der Verfaſſer (neben kurzen Zahlenangaben über die 
Verſchiebung der Heringseinfuhr zwiſchen Danzig und den übrigen 
Oſtſeehäfen in der Vorkriegszeit und heute) darauf, die Mög- 
lichkeiten der polniſchen Fiſcherei kurz zu kennzeichnen. Man 
müſſe beachten, daß rund ein Vierkel der Koſten des Herings- 
fangs auf den Brennſtoff, den Polen als Kohle oder Petroleum 
den Fiſchereifahrzeugen liefern könnte, entfallen; ein weiteres 
Viertel (Salz und Fäſſer) hätte Polen auch zu ſeiner Verfügung. 
Übrig bleibt allerdings die Frage des Fiſchereiperſonals (für den 
Fang des polniſchen Heringsbedarfs auf 10 000 Mann berechnet); 
doch weiſt der Verfaſſer ſchließlich eindringlichſt auf die Notwen- 
digkeit hin, den kaſchubiſchen Fiſchern dadurch einen beſſeren 
Unterhalt zu ſichern, zumal das auch für die polniſche Kriegs- und 
Handelsflotte günſtige Folgen zeitigen würde. 

Die reſtlichen Ausführungen über Produktion und Verbrauch 
von Produkkionsmitteln (vornehmlich Baumwolle und Kunftdün- 
ger) ſind kurz und wenig inhaltsreich. 

Abſchnitt 7 (S. 131—140) behandelt den polniſchen 
Seehandel 1927. Das Jahr 1927 ſei als Wendepunkk in der 
Geſchichte des polniſchen Seehandels zu bezeichnen. Bisher ſeien 
die Fragen des Seehandels mik anderen Fragen zuſammen behan- 
delt worden; jetzt erſt habe man ihre einzigartige Bedeutung er- 
kannt. 

An Hand von zwei Tabellen [Nr. 65: Schiffs- und Güker⸗ 
verkehr in den polniſchen Häfen (Danzig 1912, 1922—27; Gdingen 
1924—1927; Dirſchau 1926/1927), Geſamkzahlen 1926 und 1927; 
— Nr. 66: Eingehende Schiffstonnage — in abſoluten und rela- 
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liven Zahlen — für Danzig, Gdingen, Dirſchau, Königsberg und 
Memel 1913, 19221927] weiſt der Verfaſſer darauf hin, wie der 
Verkehr in den deutſchen Häfen — es werden auch einige Zahlen 
für Stettin noch zugefügt — im Sinken begriffen ſei. 

Was den folgenden Tabellen (Nr. 67: Verkehr der wichtigjten 
Warengattungen in den polniſchen Häfen 1926 und 1927; — Nr. 
68: Der Schiffsverkehr in den polniſchen Häfen 1926 und 1927 
nach Flaggen) an Bemerkungen beigefügk wird, iſt ſo geringfügig, 
daß es der Beachtung kaum wert erſcheint. — Um feine Kenn- 
zeichnung des Jahres 1927 als „Jahr der Wende“ zu rechtfertigen, 
gibt der Verfaſſer noch eine Überficht über das Ergebnis der Ge- 
ſetzgebung des Jahres 1927 in bezug auf Handel und Schiffahrt. — 
Neben einer Reihe von Verordnungen des Staatspräſidenken bzw. 
des Winiſterrats, welche verſchiedene Fragen (u. a. auch Gdingen) 
regeln, zählt der Verfaſſer noch die verſchiedenen Eifenbahn- 
ausnahmekarife auf, ohne allerdings, weder für die Verordnungen, 
noch auch für die Tarife, den Inhalt genauer anzugeben. 

Abſchnitt 8 (S. 141—154) ſtellt Forderungen für 
den polniſchen Seehandel auf. — Wenn man von den 
üblichen, phraſenhaften Bemerkungen über die Notwendigkeit, den 
Zugang zur See auszunußen uſw., die hier in reichlicher Fülle 
geboten werden, abſieht, ſo wären hier noch die Bemerkungen 
des Verfaſſers zu erwähnen, die er zu Tabelle Nr. 69 (Verbrauch 
der wichtigſten landwirkſchaftlichen und induſtriellen Produkte in 
Polen in den Jahren 1923—1926) gibt. — Aus dieſer geht hervor, 
wie außerordenklich niedrig der einheimiſche Verbrauch iſt, wie er 
ſogar keilweiſe im Sinken begriffen iſt, während andererſeits der 
Export, — aus finanziellen oder allgemein ſtaakspolitiſchen Grün- 
den — mit allen Mitteln forciert wird. Zwar würden dadurch 
große Arbeitermengen vor der Arbeitsloſigkeit bewahrt, anderer- 
ſeits „hemme Polen die mögliche Steigerung des einheimischen 
Verbrauchs durch eine unrationelle Exportpolitik“, 
deren Aufgabe es ift, die Koſten des ausländischen Erpori-Dum- 
pings auf den einheimiſchen Verbraucher abzuwälzen. Auf der 
einen Seife werde der einheimiſche Konſumenk gering bezahlt, um 
die Konkurrenzfähigkeit des polniſchen Exports zu erhalten, 
andererſeits werde durch die geringe Kaufkraft der einheimiſche 
Abſaß weiter verringert, jo daß nichts anderes übrig bleibe, als 
erneut den ausländiſchen Abſatzmarkt in Anſpruch zu nehmen. Die 
Ark, in welcher der Verfaſſer alle dieſe angerührken Fragen be- 
antwortet, iſt bezeichnend. Der Weisheit letzter Schluß iſt für ihn 
der Troſt: „.. das Leben wird einen Ausweg aus die- 
sem „eirculus vitiosus“ (der nach dem Kriege mehr oder min- 
der fast sämtliche Staaten, die durch die Schwierigkeiten der 
Finanzen und Politik geplagt wurden, erfaßte) finden müssen“ 
(S. 144). Nun könnte man zwar meinen, daß das Leben Polen 
den Ausweg gezeigt hätte, — in der Aufnahme normaler Wirt- 
ſchaftsbeziehungen mit dem deutſchen Nachbarn!; es jcheint aber 
faſt, als würde der Verfaſſer ſolche Vorſchläge als „unnakürlich“ 
abweiſen, mindeſtens iſt das nach den folgenden Ausführungen, in 
denen er ſich über die Notwendigkeit, — unker Umgehung Deutſch⸗ 
lands — mit dem Weſten Europas direkte Handelsbeziehungen 
aufzunehmen, verbreitet. — 

Es folgen dann die altbekannken Darſtellungen über die Not- 
wendigkeit der polniſchen Flotte, ohne die Polen fremden Ver- 
mittlern auf Gnade oder Ungnade ausgeliefert ſei. Eine polni- 
ſche Flotte habe entſtehen müſſen, ebenſo wie die eigenen 
Häfen in Gdingen und Dirſchau, „die das Gegengewicht dar- 
stellen, um die polnischen Interessen an der Ostsee aufrecht- 
zuerhalten, die zielbewußt durch die den Polen feindlich ge- 
sonnenen Kräfte, die entscheidenden Einfluß auf Danzig haben, 
gehemmt werden“ (S. 145). 

Die Darſtellungen über die polnische Flotte [dazu zwei Ta- 
bellen, Nr. 70 (Der Außenhandel der Vereinigten Staaten, Eng- 
lands und Deutſchlands 1913, 19241926, nach Ländern geordnet) 
und Nr. 71 (Der Ankeil der Landesflagge am Außenhandel, nach 
einzelnen Staaken) ] bringen nur bereits bekannte Dinge. — 

In den Schlußworken geht der Verfaſſer noch auf die 
Pläne Dänemarks und Schwedens ein, — mit Unkerſtützung der 
angelſächſiſchen Staaten die Zentren des inkernakionalen Handels 
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der Oſtſee von den deutſchen Häfen weg in ihre eigenen Häfen zu 
verlegen(?). Wenn der Verfaſſer hierbei geradezu von einer immer 
ſtärker werdenden Hegemonie der angelſächſiſchen Staaten im Oſt⸗- 
ſeehandel redet, fo krifft das lauch nur zum Zeil!) vielleicht für 
Amerika zu, während der engliſche Ankeil durchaus rückläufige 
Bewegung (von Ausnahmen abgeſehen) zeigt, jo daß Deukſchlands 
Stellung in der Oſtſee, von den Schwankungen der erſten Nach- 
kriegsjahre abgeſehen, wieder hergeſtellt zu fein ſcheink. — Unſer 
Verfaſſer ſcheint das zu überſehen oder aber — er will es nicht 
wahr haben. Er fröftet ſich mit dem Gedanken, die von ihm an- 
genommenen angelſächſiſchen Pläne „würden bei ihrer Ver wirk- 
lichung erstrangige Bedeutung für Polen haben, da sie sich der 
deutschen Hegemonie in der Ostsee entgegenstellen und da- 
durch die Stellung Polens und seinen Anteil am internationalen 
Handel in der Ostsee stärken. — Denken wir aber daran, daß 
nur der tätige Anteil Polens am internationalen Handel in der 
Ostsee, unter eigener Flagge, das einzige und erfolgreichste 
Argument für unsere unerschütterlichen Rechte auf das polni- 
sche Meer — allen gegenüber ist“ (S. 150/51). 

Eine in franzöſiſcher Sprache abgefaßte ausführliche Inhalt3- 
angabe (S. 165—192) beſchließt das Buch. 


Handel miedzynarodowy na Baltyku; in: „Pamietnik 
Instytutu Baltyckiego“, Seria: Dominium Maris, Heft 1. 
Thorn 1928.] (+1) 


Rostkowski, F. Abriß der Organiſation der 
Seeſchiffahrtsunternehmungen. 


Die vorliegende Schrift, die von der „See- und Fluß 
Ligat)“ herausgegeben worden iſt, verfolgt weniger propagandiffi- 
ſche Zwecke, — wie faſt ausſchließlich die bisherigen Schriften 
der Liga, — ſondern haf eher den Zweck, ganz allgemeine Kennt- 
niſſe über den inneren Aufbau von Seeſchiffahrksunkernehmungen 
zu verbreiten. Daneben finden ſich allerdings auch einige Be- 
merkungen und praktiihe Vorſchläge für die polniſche Seeſchiff⸗ 
fahrtspolitik, die Beachtung verdienen, — um jo mehr als frühere 
Schriften des Verfaſſers anſcheinend nicht ohne Wirkung ge- 
blieben find, wie die bisherige Entwicklung gezeigt hake). 

Als „Einleitung“ leſen wir die allmählich bekannk gewordenen 
Ausführungen über den „Mangel einer eigenen Handelsflotte 
und seine Folgens)“. Die fremde Vermittlung im polniſchen 
Außenhandel ſei „ein unserem Wirtschaftshandel aufgezwun- 
genes Überbleibsel aus den Vorkriegszeiten Bei der all- 
mählichen Befreiung und den immer entschiedeneren Ver- 
suchen, direkte Handelsbeziehungen mit anderen Ländern an- 
zuknüpfen, stößt der polnische Kaufmann und Industrielle auf 
den Mangel eigener Seeverbindungen“ S. 7). Der Verfaſſer 


1) Es ſei bemerkt, daß in letzter Zeit die Tätigkeit der bisher 
außerordentlich rührigen Liga eine merkliche Einſchränkung er- 
fahren hakt. — Der Grund dafür dürfte u. a. in der Konkurrenz- 
unkernehmung des „Nationalen Floktenkomitees“ (ſ. Oftland-Be- 
richte, Jahrg. III Nr. 4—6 S. 132) liegen. Eine Verſchmelzung der 
beiden Organifationen iſt noch nicht erfolgt, dafür lieſt man, daß 
prominente Mitglied der Liga ausſcheiden (u. a. General Zaruski, 
— einer der Führer des „Komikees“). 

2) Insbeſondere ſeine Schrift über ein „Reales Programm für 
Polens produktive Arbeit zur See“ (1926). Die Haupkpunkke des 
Programmes find heute verwirklicht. — 

3) Als Motto iſt der Arbeit ein Zitat von Prof. Helander-Kiel 
vorangeſtellt: — „Das Land, das immer den gerade unkerbiekenden 
ausländiſchen Reedern das Frachkgeſchäft überläßt, wird einmal in 
Zukunft nur noch ein Objekt der Schiffahrtskonkurrenzen ſein. ...“ 
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betrachtet als feine Aufgabe, dieſe großen Probleme zu unter- 
ſuchen, d. h. die innere Strukkur der polniſchen Sciffahrtsunter- 
nehmungen und dabei beſonders die Frage, ob Staats- oder Pri- 
valkapikal, ob einheimiſches oder ausländiſches Kapital die Grund- 
lage bilden, ferner ihre gegenſeiligen Beziehungen, Zufammen- 
arbeit auf internationalem Gebiet uſw. 

Zunächſt verbreitet er ſich (in den allgemeinſten Ausführun- 
gen) über „die Arten der Seeſchiffahrksunkernehmungen“, Unter- 
ſchiede zwiſchen Linien- und Tramp ⸗Schiffahrk, Organiſations- 
grundlagen, Büro-Organiſakion, Skellung des Kapikäns, der 
Schiffsoffiziere und mannſchaften uſw. (S. 9-26), um dann 
(S. 2731) „die höheren Schiffahrtspverbände“ (Syndikate, Konfe- 
renzen — Truſts — Pools) demgegenüber recht kurz zu erörkern. 

Nach dieſer betriebswirtſchaftlichen Erörkerung folgt Teil IV: 
„Grundlagen für die Entſtehung von Schiffahrksunkernehmungen 
in Polen“ (S. 32—43). Hier übernimmt der Verfaſſer die Aus- 
führungen von Dr. F. Hilche n) betr. Verluſte der polniſchen 
Volkswirtſchaft durch den Mangel direkker Seeverbindungen und 
die inadaequake Außenhandelsorganiſation, um im Anſchluß daran 
darauf hinzuweiſen, daß, wenn auch ſchon feit 1926 ein Fortſchrikt 
zu verzeichnen ſei (— der größte Teil des Umſatzes mit über- 
ſeeiſchen Staaten paſſiere bereits die polniſchen Häfenh, es ſich 
dabei aber nur um die Maſſengüterktransporke (Kohle, Zement, 
Schrott uſw.) handle; gerade die keuerſten Kleingüker gingen auch 
heute noch über deutſche () Häfene). 

Als Stütze für ſeine Angaben zitiert Roſtkowski eine Abhand- 
lung des Handelsrats Butler?) (im polniſchen Handelsminiſterium), 
nach welcher der Umſatz Polens an Stkückgütern (2) über die deuf- 
ſchen Häfen: Königsberg, Stettin, Bremen und Hamburg jährlich 
1.200. 000 to betragen ſolle). Aber kroß aller Forkſchrikte muß der 
Autor feſtſtellen, — „daß ein sehr großer Teil unserer Waren 
nicht den natürlichen und für die Volkswirtschaft günstigsten 
Weg gehts)“, — Dabei jei das Problem (Schaffung polniſcher 
Schiffahrtslinien) „tatsächlich völlig reif; — Beweis ist die Tat- 
Sache, daß gegenwärtig schon 80 regelmäßige Schiffahrtslinien 
Gdingen und Danzig berühren“ (S. 34). Es ſei allerdings harak- 
keriſtiſch für den Beſißſtand Polens, daß darunter „noch keine ein. 
zige unfer polniſcher Flagge“ fahrer). Bei dieſer Gelegenheit 
ſtellt der Verfaſſer feſt, daß ſein „Seeprogramm“ „ſich als richtig 
erwieſen“ habe. Darüber hinaus bemerkt er: „damals erschien es 
geradezu verwegen und zu weit gespannt, im Lichte der heuti- 
Len Erfahrungen dagegen zaghaft und gegenüber den Not- 
wendigkeiten, den realen Möglichkeiten sehr bescheiden“ 
(S. 35/36). Er nimmt jedenfalls an, „ohne sich von der Wahr- 
scheinlichkeit zu entfernen, daß in kurzer Zeit eine Reihe regel- 
ni Linien unter polnischer Flagge entstehen wird...“ 


Der Ausgangspunkt für die Betrachtung des Verfaſſers iſt 
folgender: 


) Dr. F. Hilchen: „Wplyw organizacii handlu zagranicznego 
na bilans platniczy“. — Warſchau 1929. Wir werden darüber noch 
beſonders berichten. (Red.) 

2) Die Angabe von 2,4 Millionen to für 1927 erſcheink reichlich 
hoch gegriffen. — 

) „Konkurencia portöw baltyckich w swietle wspölza- 
wodnictwa kolei polskich i niemieckich“; in: „Przemysl i San- 
del“, Nr. 2, 1929; ſiehe Oſtland⸗Berichte, Ihrg. III, Nr. 7. 

a), Ohne die Richtigkeit der Angaben auf zahlenmäßige Ge- 
nauigkeit nachprüfen zu wollen, ſtellen wir gegenüber: — (wahr- 
ſcheinlich) 2,4 Mill. to (Roſtkowski für 19272); (wahrſcheinlich) 
1,2 Mill. to (Butler für 19282). Eine vorkreffliche Illuſtration der 
polniſchen See- und Hafenpolikik. 

5) Ob dieſer Weg „nakürlich“ iſt, wird ſelbſt von polniſcher 
Seite gelegentlich beſtritten, — man denke nur an das häufig er- 
wähnte Beifpiel des Holzes aus dem Wilna-Gebiet, das über die 
polniſchen Häfen exportiert wird. — Ob dieſer Weg „der 
günſtigſte“ iſt, — desgleichen, — auch hier ein Beiſpiel ſtalt vieler: 
— die offenen und verkappten Subventionen für den Kohlenerporf. 

6) Heute nicht mehr der Fall; ſiehe unten! 
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Es werden bzw. müſſen enkſtehen: 1. eine Unternehmung für 
„wilde“ (Tramp-) Schiffahrt, 2. reguläre Linien: 

Gdingen London, — ev. anzulaufen Dünkirchen), 

Gdingen— Kopenhagen, und Gdingen— Stockholm, ferner 

eine europäiſche Küſtenlinie (Dünkirchen —-Rokterdam Hamburg 
Gdingen—Memel—Libau—Reval—Helſingfors)2), 

Gdingen —Voderer Orient. 

Davon ſollen die Linien: Gdingen— London und Gdingen—Kopen- 

hagen neben dem Frachtverkehr auch dem Auswandererverkehr 

dienen?). 

Beſonderen Nachdruck legt der Verfaſſer darauf, daß die 
Linienſchiffahrt von der Trampſchiffahrt auch organiſatoriſch ge- 
trennt bleibt; für polniſche Verhälkniſſe heißt das, daß die ſtaat⸗ 
liche „Zegluga Polska“ ſich auch weiterhin in dieſer Richtung 
(irreguläre Schiffahrt) entwickeln ſolle, da fie von Anfang an eine 
Flokte, die ſich ausſchließlich für den Transpork von Maffen- 
gütern eignet, beſitzt') (S. 38). Würde man den beſtehenden Schiffs- 
park allmählich zu einer „ſehr bedeutenden Tramp-Flokke“ aus- 
bauen, ſo wäre das „ein mächtiges Instrument in der Hand der 
G 0. . . die Bewegung der Massengüter zu beherrschen“ 

Die regulären Linien keilt der Verfaſſer nunmehr danach ein, 
ob fie rein polniſch oder mit Auslandsbekeiligung betrieben wer- 
den, und zwar iſt er der Meinung, daß Auslandsbekeiligung in 
Frage komme für die engliſche, die däniſche und die Orient-Linie. 
In den erſten beiden Fällen ergebe ſich der engliſche bzw. däniſche 
Auslandsteilhaber gewiſſermaßen „aus geographiſchen Gründen“. 
Bei der Orienklinie komme ein ſolcher „natürlicher, geographiſcher 
Parkner“ nicht in Frage. Ohne rechte Begründung ſchlägt Ver- 
faſſer hier Zufammenarbeit mit einer internationalen Finanz- 
gruppe oder einer ſchon exiſtierenden Orienklinie vor J. Für die 
beiden übrigen Linien käme Auslandskapital nicht in Frage. Für 
die europäiſche Küſtenlinie, die von beſonders hohem Werk ſein 
ſoll (allerdings wird nicht näher geſagt, worin dieſer beſtehen foll!) 
käme zwar aus geographiſchen Gründen Frankreich in Frage; 
dieſes ſei aber „nicht interessiert, da diese Linie ausdrücklich 
eine Konkurrenz für die französischen Unternehmungen: — 
Worms & Cie. und Compagnie Générale Transatlantique sein 
wird... .“ Und auch Finnland fei „wirtschaftlich schwach an 
der Aufrechterhaltung einer regelmäßigen Linie nach dem euro- 
päischen Westen interessierte)“ (S. 40). 

Hohen Wert beſäße auch die ſchwediſche Linie, da Schweden als 
Bezugsquelle, auch als Abſatzgebiet für landwirtſchaftliche Pro- 
dukte Polens in Bekracht komme, aber: „dadurch, daß seit Jahr- 
zehnten das schwedische Volk unter dem übermächtigen, so 
einseitigen Einfluß Deutschlands gestanden hat, wurde es in 
bezug auf Polen und polnische Fragen so „eingestellt“, daß 
selbst in denjenigen Kreisen, die unzweifelhafte Sympathie für 
uns hegen, es bloße Gefühlsreaktion ist. Es wird sicherlich noch 
eine Reihe von Jahren vergehen, ehe das schwedische Kapital 
mit uns Zusammenarbeit auf See wird suchen wollen)“ (S. 41). 


1) Die kürzlich errichtete England-Linie läuft ſtakt deſſen 
Hull an. 

2) Ein gewiſſer Anſatz zu der Küffenlinie iſt die (nach Südame- 
rika weitergehende) Verbindung mit Le Havre durch die franzöfi- 
ſche Linie. 

3) Hier iſt die ſüdamerikaniſche Auswandererlinie eigenarliger- 
weiſe unberückſichtigt geblieben. 

) Die Trennung ſcheink kakſächlich durchgeführt zu werden. 

5) Wie es gegenwärtig ſchon teils der Fall iſt: — durch ein 
gewiſſes loſes Übereinkommen mit der „Svenska Orienk Linien“. 

6) Dieſe Behauptung dürfte kaum zutreffen. — An einer Ver- 
bindung mit Weſteuropa iſt Finnland wohl inkereſſiert, jedoch dürfte 
eine Verbindung mit Polen wohl kaum in Frage kommen, — 
im Übrigen beſitzt Schweden mindeſtens dieſe feſten Verbindungen 
über Lübeck uſw. 

7) Alſo ſcheint die ſchwediſch-polniſche Annäherung (auf Grund 
der billigen Kohlen) doch noch nicht weit genug gediehen zu fein. 
Oft genug iſt in der polniſchen Preſſe von ſchwediſchen Kapital- 
angeboten geredet worden. 
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Der Verfaſſer ſchließt mit der Feſtſtellung, daß die drei Grup- 
pen (Trampſchiffahrtsunkernehmung, rein polniſche Linien und 
Linien mit Auslandskapitalbeteiligung) „organisatorisch nicht 
eng mit einander verbunden sein können, selbst wenn sie aus 
der gleichen Finanzquelle (d. i. der polnische Staatsschatz) ge- 
speist werden (S. 42). 

Damit kommt der Verfaſſer zu der Frage der „Dachorgani— 
ſakion“ der polniſchen Schiffahrtsunternehmungen, unn 
„unabhängig von der individuellen Bestimmung dieses oder 
jenes Unternehmens bzw. einer Linie eine große Zahl bedeu- 
tender gemeinsamer Interessen, sowohl gegenüber der 
Regierung als auch angesichts einer ganzen Gruppe „auswärti- 
ser Fragen“ (Konkurrenz mit fremden Linien usw.) 8 
zu vertreten (S. 44). Dieſe Frage werde ſich ſchon in der nächſten 
Zukunft als dringend erzeigen. Der Wirkungsbereich dieſes vom 
Verfaſſer gedachten Verbandes ſoll „.. .. analog der Tätigkeit 
höherer Wirtschaftsverbände bzw. Syndikate der Industrie- 
und Handelszweige sein“ (S. 44). Als Sitz dieſes großen „Zen- 
krums der polniſchen Seefragen“ jchlägt Roſtkowski Warſchau vor, 
denn „nur die allerengste, dauernde und unmittelbare Verbin- 
dung mit den höheren Staatsämtern und den wirtschaftlichen 
Zentralverbänden würden diesem Verband die rechten Ar- 
beitsbedingungen sichern“ (S. 45). Dieſer „Geſamkpolniſche Der- 
band der Seeſchiffahrtsunternehmungen“ („Ogölnopolski Zwiazek 
Erzedsicbiörstw Zeglugi Morskiei“) würde (nach dem beigefügten 

Schema Nr. 3) folgende drei Gruppen umfaſſen: 
J. Skaatsunternehmungen (a) reguläre Linien, b) Trampſchiffahrh, 
II. Linienſchiffahrt mit Auslandsbekeiligung und polniſchem 
Staatsanteil (zunächſt die erwähnten drei Linien), 
III. Rein private Schiffahrtsunternehmen, ev. auch Auslands- 
anteile (ebenfalls a) Trampſchiffahrt, b) Linienfahrt). 

Wenn der Verfaſſer nun hinzufügt, das Organiſationsſchema ſei 
damit fo „vervollkommnet, daß jedes Unternehmen, — unabhän- 
Lig von seinem Charakter, seiner Bedeutung, dem Anteil eige- 
ner oder fremder Kapitalien bzw. anderer individuellen Züge 
mit Leichtigkeit in diesem Schema Platz finden würde ... .“ 
(S. 62) fo muß es verwundern, daß er der immerhin noch eriffie- 
renden Danziger Schiffahrksunkernehmungen 
hierbei mit keinem Worte gedenkk. — 

Neben dieſen Ausführungen über die Höherorganifierung der 
einzelnen Unternehmungen‘) ſtehen in dieſem Abjchnitt noch län- 
gere Darlegungen über bekriebsorganiſatoriſche Fragen. Aus die- 
ſen allgemeinen, — bei dem knappen Rahmen der Arbeit doch 
recht oberflächlichen — Ausführungen inkereſſieren immerhin die 
Worte über die Tätigkeit der „Reklame - Abteilung“ (S. 50/51). 
Dieſe beſihe „.. mit Rücksicht auf den vollkommenen Mangel 
an Seetradition . +. . für unsere Schiffahrtsunternehmungen be- 
sondere Bedeutung. Die Aufgabe... ist in Polen bedeutend 
größer als in Ländern mit entwickeltem Seehandel. Wir müssen 
die Passivität und den Unglauben an unsere eigenen Kräfte und 

ähigkeiten zur See brechen 

Aufmerkſamkeit verdienen auch die folgenden Ausführungen 
gelegenklich der Erörterung der Hafenfpeditionsabteilung, wo es 
(S. 53/54) beiläufig heißt: „Bisher besitzt keine der Schiffahrts- 
linien in Gdingen eine eigene Staue rei . . . Das ist 
jedoch nicht mehr angemessen mit dem Augenblick, da eine 
Schiffahrtslinie dauernd ein oder mehrere Schiffe ein- bzw. aus- 
gehen hat.. .. Wenn der Verfaſſer dann die Möglichkeit er- 
wägt, daß „die Speditions-Abteilung in ein besonderes Unter- 
nehmen mit Anteilen der interessierten Unternehmen“ (auch 
derjenigen mit ausländiſchem Kapitalanteil) auszubauen ſei, jo be- 
deutet das natürlich wiederum eine Schmälerung der Gewinn. 
möglichkeiten für die dortigen Spedifionsunternehmen, d. h. prak- 
kiſch wohl wiederum in erſter Linie der Danziger Firmen, ähnlich 
wie es ſchon die PAM („Polska Agencja Morska“; im Eigentum 
der „Zegluga Polska“ befindlich) für das Schiffsmaklergeſchäft 
bewirkt hat. — 


) Es iſt nicht erſichtlich, ob es ſich hier um einen freiwilligen 
oder zwangsweiſen Zuſammenſchluß, — wie letzterer in Polen 
heute mehr und mehr in Übung kommt, handelt. — 
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Das Schlußkapitel behandelt die „Folgerungen für die 
Zukunft“ (S. 63/70). Hier erſcheint am wichkigſten die Kritik 
an dem Ekatismus in der polniſchen Schiffahrtspolitik. — Gegen- 
über der gewöhnlich kritikloſen Verteidigung der Regierungsmaf- 
nahmen betont Roſtkowski, er habe ſchon vor ſechs Jahren darauf 
hingewieſen, daß die bis damals betriebene „Politik des Abwarkens“ 
(nämlich auf die private Initiative) verfehlt fei, wegen des Man- 
gels an Privalkapital. „Daher sind die Bemühungen der Regie- 
rung, nicht nur die Anfänge einer irregulären polnischen Schiff- 
fahrt, sondern auch die des regulären Liniennetzes zu schaffen, 
. . . vollkommen gerechtfertigt.“ Im Gegenſaß zu der ſonſt vor- 
wiegend verfrefenen Anſicht fügt Roſtkowski hinzu: „... wir 
dürfen nicht einen Augenblick vergessen, daß dieser Weg nur 
ein „notwendiges Übel“ ist... . . von diesem Wege müssen wir 
bei der ersten sich bietenden Möglichkeit abgehen“ (S. 64). 
Später heißt es: „... wir waren uns dieser Gefahr bewußt, 
aber es gab keinen anderen Ausweg. Nicht nur wirtschaft- 
liche, sondern auch bedeutende politische und 
moralische Gründe sprachen für die Notwendigkeit, 
eine polnische Handelsflotte ins Leben zu rufen, sei es auch in 
Form eines Staatsunternehmens“ (S. 65). Verſtärkt wird diefe 
Mahnung durch Hinweiſe auf den Fehlſchlag der ſtaatlichen Schiff. 
fahrtsunternehmungen in anderen Ländern; ferner wird baldige 
Umgeſtaltung der „Zegluga Polska“ in eine Akkiengeſellſchaft ge- 
forderty. 

Für die „Entſtaaklichung“ der polniſchen Handelsflotte ſchlägt 
der Verfaſſer folgenden Weg vor: „die staatlichen Unterneh- 
mungen bewußt .... als unvermeidliches Provisorium anzu- 
sehen . . . die Bevölkerung dazu zu veranlassen, ihre immer- 
hin recht schnell wachsenden Ersparnisse u. a. auch in der See- 
Schiffahrt anzulegen. Hier könnte schon jetzt eine gewisse 
Probe erfolgen Die Obligationen der staatlichen 
„Zegluga Polska“ würden unzweifelhaft auf dem inneren Markt 
willige Käufer finden. Nach den Obligationen würden dann die 
Aktien kommen .... Die Ausgabe von Obligationen?) würde 
die Möglichkeit geben, schon in der nächsten Zeit, die Flotte 
der „Zegluga Polska“ bedeutend zu vermehren“ (S. 65). Um 
dieſe Obligationen- und Aktien-Emiſſionen zu ermöglichen, ſchlägt 
R. Abkehr von dem bisher bewahrten Amtsgeheimnis und all- 
jährliche Veröffentlichung der Bilanzen vor, „.. dann überzeugt 
sich die Bevölkerung allmählich von der Zweckmäßigkeit, Ka- 
pital in den polnischen Schiffahrtsunternehmungen anzulegen“. 
Bekonk wird ſchließlich noch, daß es ſich hier nakürlich hauptſäch⸗ 
lich um den Kleinakkionär handelt. Sehr bedenklich erſcheink die 
Behauptung des Verfaſſers: „Ihre Zahl in Polen kann genügend 
sein, um 100 Prozent eines großen Schiffahrtsunternehmens zu 
übernehmen?)“ 


1) Unter Berufung auf Hilchen in dem zit. Werk: „Wplyw 
organizacli .. . (S. 87), der beſonders die größere Beweglich⸗ 
keit einer A.-G. betont hatte. Nach H. ſollte die Umwandlung 
jedoch nur formell fein, die Aktien längere Zeit bzw. immer im 
Staalsbeſitz bleiben. — 

2) Dieſe ſollen vom Staake garantiert werden. 

3) Der Vorſchlag Roſtkowskis erſcheint beſonders ſchwach be- 
gründet, um jo mehr als er ſelbſt den polniſchen Kapikalmangel, mit 
dem Polen noch für die nächſten Jahre rechnen müſſe, betont hat. 
Man braucht 3. B. nur darauf hinzuweiſen, daß es bisher nicht 
möglich geweſen iſt, den landwirtſchaftlichen Realkredit auf ſichere 
Grundlagen zu ſtellen, — um folgern zu können, daß wahrſchein. 
lich nur der Hilchenſche Vorſchlag realiſiert werden wird — for. 
melle Umwandlung in eine A.-G., wobei jedoch die Aktien weiter- 
hin im Staatsbeſitz bleiben. — 

Beſondere Kritik hat dieſer Vorſchlag auch von A. Uziemblo, 
dem Direkkor der See- und Fluß- Liga erfahren (in „Glos 
Prawdy“), von dem er als „der ſchwächſte Punkt“ der Roft- 
kowskiſchen Arbeit bezeichnet wird, Uziemblo meint, man würde 
zwar „mit allen Kräften die Entstehung privater Schiffahrts- 
unternehmungen unterstützen, aber schon bestehende durch die 
Methode, — die man so oft hört: — allmählich die Aktien auf 
den Markt zu werfen, würden wir als außerordentlich gefähr- 
lich bezeichnen, denn es würde unermeßlich schwerhalten, die 
Mehrheit rein polnisch zu erhalten“ 
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Zum Schluß erörtert R. noch kurz Perſonalfragen. Dabei heißt 
es u. a., dieſe ſeien für das Schiffsperſonal „glänzend gelöſt“, 
denn „bei weiterer aktiver Fürsorge der Regierung liefert uns 
unsere Seeschule genügenden Ersatz an künftigen Kapitänen 
und Ingenieuren“, Schlimmer ſtünde es um das Verwaltungs- 
perſonal, — hier würde wohl niederes und mittleres Perſonen- 
material durch die „Zegluga Polska“ und die London-Linie vor- 
gebildet, es bleibe aber ein Mangel an Kandidaten für leitende 
Stellen, denn Kennkniſſe für dieſe „können nicht in Gdingen und 
Danzig erworben werden“. — Es ſeien für deren Ausbildung im 
Auslande keine Mühen und Koſten zu ſcheuen. 

Beigefügt find der Schrift auf Seite 71—79: eine „Überſicht der 
Geſetze und Verordnungen auf dem Gebiet der Seegeſetgebung 
(in chronologiſcher Ordnung)“, die bis März 1928 reicht, ferner 
eine wörkliche Wiedergabe einiger wichtiger Seegeſetze (S. 80—115). 


[,Zarys organizacji przedsiebiörstw zeglugi morskiei“, 
Warschau 1929, 115 S. und 3 Tafeln.] (37) 


K. Kruszewski: Die Rommerzialiſierung 
der Eifenbahnen. 


Diejer in einem Sammelwerk über „Wirtſchaftsprobleme des 
heuligen Polens“ erſchienene Aufſatz behandelt die feit langem 
geplante, bis heute aber noch nicht durchgeführte Kommerzialiſie⸗ 
rung der polniſchen Staatsbahnen, — unker Herauslöſung aus dem 

ahmen der direkten Skaatsverwalkung. Neben Hinweiſen auf 
ähnliche Organijationsfragen in anderen Ländern (3. B. Deutjch- 
land, Sfterreih, Tſchechoſlowakei), neben Vorſchlägen zur Durch- 
führung der Verordnungen des Staatspräfidenten von 1926 über 
die Reorganiſation der polniſchen Eiſenbahnen („das Eifenbahn- 
wunder“, das bisher noch nicht verwirklicht ſei, wie der Verfaſſer 
hinzufügt ſtehen auch einige Angaben über den kalſächlichen 
Stand der polniſchen Bahnen, die für den Leſerkreis der „Oftland- 
Berichte“ von Inkereſſe fein können. U. a. begründet der Ver- 
faſſer die Notwendigkeit der Neorganiſation folgendermaßen: — 
„Das (polnische) Eisenbahnnetz entstand zunächst durch eine 
fast mechanische Zusammenfügung der Eisenbahnen aus den 
drei Teilgebieten, mit verschiedener Entwicklung, mit verschie- 
denen wirtschaftlichen und strategischen Aufgaben, die in ver- 
Schiedenem Grade durch den Krieg vernichtet worden, die eine 
verschiedene Personalbesetzung, verschiedene Vorschriften 
aufwiesen. Angesichts der zahlreichen Typen des rollenden 
Materials, die fast aus ganz Europa zusammengeholt waren, er- 
saben die dabei in der Inflation desorganisierten Eisenbahnen 
sehr bedeutende Verluste, die das Gleichgewicht des Staats- 
haushalts vernichteten . .. (S. 176). 

An Zahlen teilt der Verfaſſer mit: Ende 1926 betrug die Be- 

kriebsſtrecke: 
a) Erbe von den Teilgebietsmächten her 14 910 km 
b) Privatbahnen in Staatsverwaltung 1573 „ 
e) Vom poln. Staat erbaute Bahnen 520 „ 
d) Bahnen im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig 140 „ — 17143 km. 
Hinzu kamen noch 2383 km Kleinbahnen in Staatsverwaltung. 

Gleichzeitig beſtand das rollende Material aus: 5515 Loko- 
mokiven. Davon waren am 1. 1. 1925 über 40 Jahre alt: 107 Stück, 
31—40 Jahre alt: 457 Stück, 21—30 Jahre alt: 1246 Stück, 11-20 
Jahre alk: 1724 Stück, neu waren 17 Prozent. 
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(Die Kommerzfaltfierung der Eifenbahnen.) l 
An Perſonenwagen waren vorhanden: 11 960, davon neu 7,3 
Prozent; an Güterwagen: 134 057, davon neu 42,6 Prozent). 
An einer Vergleichskabelle macht Verfaſſer über den Stand der 
Bahnen (Ende 1925) folgende Angaben (die Zahlen für England 
und Frankreich ſind hier ausgelaſſen worden): 


recke auf je 1 km Strecke 1 

RR 100 qkm a. 10000 Ew. Lokom. Perſonenw, Güterw. in km 

Sſterreich 6,4 8,3 0,3 1,4 6,0 9441 
Deutfhlande) 10 87 0,52 1,2 12,1 5407 
Polen 5,1 7,2 0,3 0,6 6,7 19 629 


Aber die Ausſtakkung der einzelnen Teilgebieke werden folgende 
Angaben gemacht, wobei bedeuten: A. Eiſenbahnſtrecke pro 10 000 
Einwohner, B. Eiſenbahnſtrecke pro 100 qkm, C. Mittel von A. 
B. (Eiſenbahnausſtaktungsziffer), D. Transporkdichte — km Eifen- 
bahnſtrecke pro Million Tonnenkilomeker (dabei 1 Mill. to- km 
Perſonenkransport — 3 Mill. to-km 5 

B. (&% 


A. 
Ruſſiſches Teilgebiet 2 i En ci 64 km 
Sſterreich. 75 5,1 5,1 5,1 0,94 km 
Preußiſches „ 104 11,4 10,7 0,69 km 


Wenn der Verfaſſer hinzufügt, daß „bezüglich der Aus- 
stattung das frühere preußische Teilgebiet am reichsten, — am 
ärmlichsten das russische sei, aber bezüglich der Transport- 
kapazität Kleinpolen am reichsten sei“ (S. 169), ſo ſei darauf 
hingewieſen, daß dieſes für das preußiſche Teilgebiet anſcheinend 
ungünſtige Ergebnis haupkſächlich durch die Umleitung der Kohlen- 
kransporke zu den Häfen (1928: 8 Millionen to bei einer Strecke 
von rund 670 km!) veranlaßt worden iſt. 


[,Komercjalizacja Kolei“; in dem Sammelwerk: „Zaga- 
dnienia gospodarcze Polski wpölczesnej“ (Warschau 1928), 
S. 167—188.] (33) 


1) Aus anderen Quellen iſt erfichtlih, daß Polen an rollendem 
Material übernahm: 
von Deutſchland von Öfterreich von Rußland Insgeſamk 


3012 1474 276 4762 Lokomotiven 
5301 4378 700 10 379 Perſ.-Wagen 
72 483 23 781 14 828 111 092 Güterwagen 


Insgeſamt foll der Wert der deutfchen Lieferungen 650 Mill. 
Goldfrancs befragen. Wenn man (immer nach polniſchen Angaben) 
den Werk der Streckenanlagen hinzurechnet, ergibt ſich, daß Polen 
von Deutkſchland nicht weniger als 44 Prozent feines 
Eifenbahnkapitals erhielt, — gegenüber nur 14,26 Pro- 
zenf Bevölkerungs- und 11,91 Prozent Gebietsankeil. 


2) Nach dem Skat. Jahrbuch f. d. Deutſche Reich 1926 find die 
Zahlen für Deutkſchland 1924 folgende: 
vollſpurige Eiſenbahnen 55 670 km 
Schmalſpurbahnen 1875 km 57 545 km, — 
da bei Polen die Kleinbahnen mifeingerechnet find, müßte für 
Deutſchland dieſe Zahl als Vergleichsmaßſtab gewählt worden 
fein. — Wenn man aber nur die Vollſpurbahnen berüchkſichtigt, 
ergibt ſich folgendes Bild für den Vergleich (ſ. Stat. Jahrbuch f. d. 
Deukſche Reich 1926, S. 96/97): — 
auf 100 qkm 11,8 km Strecke 
auf 10 000 Einwohner 9,0 „ „ 
auf 1 km Strecke: 0,54 Lokomokiven, 
” 1 ” „ 2 1,41 Perſonenwagen, 
1 „ : 14,53 Güterwagen. 
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Das Nationale Flottenkomitee. 


Zur Förderung des Aufbaus der polniſchen Handelsflotte tritt 
letzt eine neue Organiſakion auf den Plan, „das Nationale 
Flotten-Komikee“ (Komiket Floty Narodowej), und zwar auf 
Grund des Geſetzes vom 16. Februar 1927. Über deſſen Inhalt fei 
bier kurz berichtet: — Das Präſidium beſteht aus folgenden Per- 
ſonen: — Sejm. Marſchall (der dem deutſchen Reichstagspräſidenten 
entipricht), Senaksmarſchall, Minifterpräfident bzw. deſſen Stell- 
vertreter, Präſidenk der See-Kommiſſion des Sejm. Ferner ge- 
hören dem Komitee an: — der Präſident der Sejm-Kommiſſion für 
Induſtrie und Handel, die Minifter für Krieg, Handel und In- 
duſtrie, Verkehrsweſen und für die öffentlichen Arbeiten. Wei⸗ 
tere Verkreker der Regierung bzw. des Sejm werden von Fall zu 
Fall eingeladen. Ferner beruft das Komitee in ſeine Mikte Ver. 
kreter der Handelskammern ſowie anderer Inſtitute, die am See⸗ 
handel intereffiert find, ſchließlich weitere, geeignet erſcheinende 
Perfönlichkeiten. Gegen Zahlung von Beiträgen (Mindeſtſatz 
1 Zloty im Jahr) werden weitere Mitglieder aufgenommen, die ſich 
in Ortsvereinigungen zuſammenſchließen. Rechte und Pflichten 
dieſer Mitglieder ſollen durch ein noch zu erlaſſendes Statut ge- 
tegelf werden. Zwiſchen das Zentralkomikee und die Ortsvereini- 
gungen ſchieben ſich (urſprünglich nicht vorgeſehenel) Wojewod- 
ſchaftskomitees (Vorſitzender der Wojewode) und Kreiskomitees 
(Vorſitzender der Staroſh ein. 

Der geſchäftsführende Vorſtand beſteht aus fünf Mitgliedern; 
Vorſitzender dieſes Ausſchuſſes iſt der Vizepräſidenk des Komitees. 
Nach Weiſung des Ausſchuſſes werden die laufenden Arbeiten 
durch ein Zenkralbüro erledigt; ſein Leiter hal beratende Stimme 
bei den Komitee-Sigungen. Die Koſten dieſes Büros werden vom 
Handelsminiſterium gekragen. Die Tätigkeit der Mitglieder des 
Präſidiums uſw. ſoll ehrenamtlich fein. Als Generalfekrefär zeich- 
net gegenwärkig der General Zaruski. 

Die bisherige Tätigkeit des Komitees, die nach der 
Behauptung des Verfaſſers ſtark behindert wurde durch „die ge- 
ringe Aufklärung und das mangelnde Interesse weiter Schich- 
ten der Bevölkerung für die mit dem Besitz der Seeküste ver- 
bundenen Probleme“, haf ſich anſcheinend auf die notwendige 
Propaganda beſchränkty. Als nächſte Aufgabe befrachtet es das 
Komitee, in jeder Ortſchaft Polens eine Ortsgruppe zu gründen: 
„es wird keinen Winkel geben, wo nicht die Flagge des Komi- 
tees weht, so daß jeder polnische Bürger die Möglichkeit 
haben wird.. . . Mitglied zu werden“. Aus dem Bericht des 
Komitees geht hervor, daß heute ſchon 218 Ortsgruppen beſtehen 
(hbauptſächlich in den weſtlichen und zentralen Wojewodſchaften). 

Seit dem 1. Dezember gibt das Komitee eine eigene Zeit- 
ſchrift „Die Nationalflotte” („Flota Narodowa“) heraus. Das 
erſte, uns vorliegende Heft trägt, ähnlich wie die von der „See⸗ 
und Flußliga“ herausgegebene Zeitſchrift „Morze“ vornehmlich 


1) Bisher wurde dieſe Propaganda vor allem von der „See- 
und Flußliga“ („Liga Morska i Rzeczna“) betrieben, die aber, im 
Gegenſatz zu dieſer ſich ſelbſt als „halbamtlich“ bezeichnenden 
Inſtitution, eine private Vereinigung iſt. 

Neuerdings hal es den Anſchein, als ob das „Nationale 
Floktenkomitee“ als Gegenaktion gegen die „See- und Flußliga“ 
von ihren Begründern gedacht iſt. Wie aus einem Arkikel in der 
Zeitſchrift „Mysl Niepodlegla“ (Nr. 985 vom 31. VIII. 1929, 
S: 556/557) hervorgeht, ift es zu ſcharfen Gegenſätzen zwiſchen 
General Zaruski und dem ehemaligen Direktor der „See- und 
Flußliga“ Uziemblo gekommen. General Zaruski hat durch Schrei⸗ 
ben vom 10. Juli 1929 feinen Austritt aus der Liga erklärt. Zu- 
gleich mit ihm traten aus: der ehemalige Kulkusminiſter Dr. Do- 
brucki, Dr. A. Gawlik und der bekannke Induſtrielle Luxemberg, 
Perſönlichkeiten von denen die Zeilſchrift „Mysl Narodowa“ noch 
gehofft hakte, daß ſie die „See- und Flußliga“ aus dem „Sumpf“ 
herausziehen würden, „in welche diese die Lotterie- und 
Wechselskandale des ehemaligen Direktors Uziemblo verstrickt 
hatten“, Uziemblo feinerfeits hat augenſcheinlich verbreiten laſſen, 
General Zaruski fei aus der Liga ausgeſchloſſen worden. Hiergegen 
ee ſich der von der „Mysl Narodowa” abgedruckte Brief des 

enerals. 
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(Das natlonale Flottenkomttee.) 


propagandiſtiſchen Charakker. Außer den Nachrichten über die 
Geſtaltung der See- und Hafenangelegenheiten Polens ſoll dieſe 
Monatsſchrift Korreſpondenzblatt des Komitees fein. 


I„Flota Narodowa“, Ihrg. 1, Nr. 1, Dezember 1928. 
0 


Karnowski, J. Der Slavismus Ceynowas. 


Der Verfaſſer (Landgerichksrak in Konitz) beſchäftigt ſich ſchon 
ſeit Jahren mit Ceynowa, für deſſen Leben und Wirken er bereits 
eine Reihe früher unbekannker Takſachen ans Licht gezogen hat. 
Im vorliegenden Aufſatze behandelt er die Stellung Ceynowas zu 
der von dem kſchechiſchen Dichter Jan Kollar (17931852) ſtam- 
menden Idee der „flaviſchen Gegenſeitigkeit“, die nicht auf einer 
politiſchen Einigung der Slaven, ſondern nur auf likerariſchen 
Wechſelbeziehungen beruhen follte. Ceynowa lernte dieſe Idee als 
Student in Breslau kennen, wo er zu dem Tſchechen Profeſſor 
Czelakowski und dem Lauſitzer Schmoler in Beziehungen traf. 
Das Fiasko der aufſtändiſchen Bewegung 1846, woran er als Lei- 
ter des Aufſtandes in Kociewien und des Überfalls auf Preußiſch⸗ 
Stargard teilnahm, zeigte ihm die Nichfigkeit des Kollarſchen 
Grundſatzes, daß Aufſtände nur ſchädlich ſeien. Als Ceynowa dann 
aus dem Gefängnis entlafjen war, eilte er ſogleich auf den jlavi- 
ſchen Kongreß in Prag, wo die Ideen Kollars Triumphe feierten. 
Seitdem war er ihr unbedingter Anhänger und ſah in ihr auch die 
Zukunft feines kaſchubiſchen Volks. Von dieſem Geſichtspunkk 
aus muß man nach Meinung des Verfaſſers auch das im Jahre 
1850 in der „Szkölka Narodowa“ veröffentlichte politiſche Glau- 
bensbekennknis Ceynowas beurkeilen, worin er kulkurelle Gegen- 
ſeitigkeit mit den Polen, aber ſtammlich und ſprachlich Selbffändig- 
keit für die Kaſchuben forderte und erklärte, daß von einer polni- 
ſchen Hegemonie in der Kaſchubei nicht die Rede fein könne, da 
den Kaſchuben der polniſche Beamte und der polniſche Geiſtliche 
fehle). In Übereinſtimmung mit Kollar war Ceynowa auch von der 
Schädlichkeit von Aufſtänden überzeugt, wie er denn auch in der 
Vorrede zum Skatuk des Handwerkervereins die Loyalität des 
Vereins den Hohenzollern gegenüber „in naiver Weiſe“ unter- 
ſtrichen und „mit gewiſſer Emphaſe“ die preußiſchen Könige als 
Herzöge der Kaſchuben kituliert habe. 

Als ſich dann die Kollarſchen Ideen zum Panſlavismus enf- 
wickelten, wurde auch Ceynowa ein Anhänger desſelben und ſuchke 
Geſinnungsgenoſſen, beſonders unter den Konitzer Gymnaſiaſten, 
zu werben. Dabei wies er ſie beſonders auf Rußland hin und hob 
deſſen Freundſchaft für die Kaſchuben hervor. Auch in ſeinen 
Schriften wies er darauf hin, daß den Slaven von Weſten her 
Gefahr drohe, gegen die es nur bei Rußland Hilfe gäbe. 

[,Slawizm Ceynowy“ in „Mestwin“ (literarische Beilage 
zur Zeitung „Stowo Pomorskie“), Jahrg. V (1929), Nr. 5, 
S. 2/8. (53) 


1) Der Verfaſſer vergißt, was er früher über Ceynowas Ent- 
wicklungsgang ausgeführt hat, nämlich daß er gerade von einer 
Führung durch Geiſtlichkeit und Adel (aus dem ſich die polniſchen 
Beamten rekrutierten) wegen feiner freiheitlich -demokratiſchen 
Einſtellung nichts wiſſen wollte. Vgl. feine Ausführung in der 
jungkaſchubiſchen Zeitſchrift „Gryf“, V (1921), S. 68: „Die At- 
mosphäre des väterlichen Hauses wie der ganzen Gegend, die 
durch den gerade in Pommerellen sich einer traditionellen Frei- 
heit und Unabhängigkeit erfreuenden Mittelstand bewohnt war, 
bereitete in seiner Psychik jenen für freiheitliche und demo- 
kratische Aspirationen geeigneten Boden vor, als deren großer 
und begeisterter Anhänger sich Ceynowa später erwies“ und 
S. 72: „Die Nichtannahme der demokratischen Losungen bei 
der polnischen Gesellschaft konnte er auch dieser Gesellschaft 
und besonders dem Adel und der Geistlichkeit nicht verzeihen. 
Deshalb führte er fortan mit diesen Ständen einen ewigen 
Krieg. Deshalb war er ein Feind aller späteren nationalen Or- 
ganisationen, besonders der polnischen Liga, die in West- 
preußen unter der Kuratel der Großgrundbesitzer und der 
Geistlichkeit stand.“ 
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Karnowski, J. Ein Sohn der Heide, 


„Es war das ein bescheidener, gefälliger und sogar unan- 
Sehnlicher Mensch, kein funkelnder Geist, aber tief und sach- 
lich, begabt mit einem, was ihn von vielen unterschied: er ver-. 
Stand in den Taten und Werken der Menschenhände den Ge- 
danken zu empfinden, der in der menschlichen Arbeit unbewußt 
schlummert. Daher erklärt sich seine große Liebe zu den ka- 
Schubischen Altertümern, die einmal geweckt, sich immer mehr 
verstärkte, bis sie endlich der Inhalt seines Lebens wurde.“ 
Mit diefen Worten beginnt der Verfaſſer ſeine Würdigung des 
verſtorbenen Ifidor Gulgow ski), des beſten Kenners der 
kaſchubiſchen Volkskunde. In dem weltverlorenen Sanddorf am 
Weitſee (polniſch: Wdzidze) als Lehrer wirkend, begann ſich Gul- 
gowski mit den Liedern und Sagen dieſer Gegend zu beſchäftigen. 
Er wäre wohl immer nur ein ſtiller Sammler von Alterkümern ge- 
blieben, wenn ihn nicht feine Frau, eine künſtleriſch ausgebildete 
Malerin, auf den Gedanken gebracht hätte, die verſchollene Volks- 
kunſt der Kaſchuben zu neuem Leben zu erwecken. Zuerſt wurde in 
Sanddorf eine Schule für Stickereien nach kaſchubiſchen Motiven 
gegründet, die das Ehepaar auf häufigen Reifen durch die Ka- 
ſchubei fammelte. Die Erzeugniſſe der Schule erwarben ſich bald 
in der ganzen Umgegend guten Ruf, den Weg in die Welt bahnke 
ihnen der Begründer der deukſchen Heimats und Wohlfahrtspflege 
Profeſſor Sohnrey. Die Belebung und künſtleriſche Ausgeſtal⸗ 
kung des Materials ift zweifellos das alleinige Verdienſt der 
Frau Gulgowskae), Gulgowskis Verdienſt aber iſt die Beſchaf⸗ 
fung dieſes Materials und die Auffindung neuer Wege für 
die Hausinduſtrie (Flechterei, Töpferei, Filetſtickerei). Sein 
Hauptverdienſt aber liegt auf dem Gebiet der kaſchubiſchen 
Volkskunde, der er außer kleineren Artikeln in Zeitſchriften 
zwei zuſammenfaſſende Werke, das in deutſcher Sprache er- 
chienene Buch: „Von einem unbekannten Volke in Deutſch⸗ 
land“ und die polniſche Schrift: „Kaszuby“ widmete). Nach der 
Wiedererrichtung Polens trat er als Leuknank in das polniſche 
Heer ein, 1921 gründete er mit Staatsunterſtützung eine Induſtrie⸗ 
ſchule in Berent, doch zog er ſich bald verärgert nach Sanddorf 
zurück und ſtarb dort 1925 nach ſchwerer Krankheit. 


L, Syn Boröw“ in „Mestwin“ (literarische Beilage zu der Zei- 
tung „Stowo Pomorskie“), Jahrg. V (1929), Nr. 5, S. 3/4.] 
(46) 


„ 


1) Vgl. „Oſtland⸗Berichke“, Jahrg. II Nr. 7 S. 126 f. 


2) Es bleibt aber fraglich, wie weit die von Frau Gulgowska 
9 Motive wirklich kaſchubiſchen Urſprungs geweſen 

nd. 

) Das von Gulgowski in dem von ihm erworbenen alten ka- 
ſchubiſchen Bauernhauſe geſchaffene Muſeum iſt zu Beginn dieſes 
Jahres durch ſeine Witwe an den polniſchen Staak verkauft 
worden. 
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Czapelski, I. Ein Revindikator des Polentums. 


Die vorliegende Schrift iſt einer unker den 15 Auffäßen der 
1928 in Lemberg herausgekommenen beiden erſten Bände des 
neuen Jahrbuches der dortigen Oſſolinskiſtiftung (1927/1928). 

Sie behandelt den bekannten polniſchen Hiſtoriker Adalbert 
von Kelrzynüski und enthält hauptſächlich eine Veröffenk⸗ 
lichung von deſſen bis 1865 reichenden Selbſtbiographie: „Aus 
der Geſchichte meiner Jugend“, die, 1908 in ihre 
endgültige Form gegoſſen, urſprünglich den Titel: „Wie ich 
Pole wurde“, führen ſollte. Eine kurze Einleikung würdigt 
den Verfaſſer als Menſchen, Patrioten und Gelehrten und lenkt 
die Aufmerkfamkeit des Leſers auf einige nach Czapelskis Anſicht 
beſonders wertvolle Stellen der Lebensbeſchreibung. Die letzten 
Abſätze analyſieren Ketrzyüskis Bedeutung als Dichter und ſchil⸗ 
dern ſein Lebensende. 

Am Schluß iſt wie bei allen Arbeiten des ſtaktlichen Bandes 
ein kurzes Reſumé in franzöfifher Sprache angehängt, das vor 
allem bezeichnend iſt durch die Dinge, die nicht darin ſtehen. 
Hingegen verdienen hiernach die „Souvenirs de ma jeunesse“ 
lebhafte Aufmerkſamkeit als einfache und aufrichtige Beichte 
der vom Sieg gekrönten Kämpfe eines germaniſierken Polen aus 
Preußiſch⸗Maſuren, „province domin&e encore aujourd'hui par 
les Allemands“. Das mit äußerſter Knappheit unparteiiſch und 
leidenſchaftslos geſchriebene Memoire enthält nach den Worten 
des Herausgebers in jedem Work „une vérité incontestable“ 
und enthülle doch „les injustices personelles et 
nationales). Es ſei „un document des luttes 
seculaires acharndes entre deux mondes 
ennemis et servira de t&moignage d'une 
insatiable rapacit& des Allemandst).“ 

Nach dem Vorwort des Herausgebers ift die Schrift „das 
Fragment einer Tragödie aus der Zeit nach 
den Teilungen, diese Geschichte einer hin- 
terlistig dem Volkstum gestohlenen und wie 
durch ein Wunder in den Schoß des Vater 
landes zurückgekehrten Seele, die inmitten 
einer direkt feindlichen Atmosphäre, in Hunger und Kälte, 
unter Gespött und Bedrückung, nach Abwurf der falschen 
Haut ein Opfer des Systems des eisernen Kanzlers sich alles 
selbst erringen mußte. Dennoch überwindet er unerschüttert 
alle Hindernisse, rettet sich und das (polnische) Volk, weist 
alle Verlockungen von deutscher Seite verachtungsvoll zu- 
rück, sucht seinen Broterwerb auf freierem Boden und widmet 
sich dort der geliebten und segensreichen Arbeit, um in ihr 
oftmals und immer zu Ehren der Wahrheit für die Aufklärung 
und Warnung der Welt die Maske vom Angesicht der Lügner, 
Fälscher und gierigsten Räuber herunterzureißen .... Wer 
immer das glänzende Lebenswerk dieses hervorragenden For- 
schers untersucht, wird sicherlich nicht übersehen, daß dessen 
plötzlich erwachtes Nationalgefühl sich bereits in der Doktor- 
arbeit Ketrzynskis offenbart und dag. . .. er begann mit der 
bemerkenswerten Arbeit „Die Lygier“, in welcher er den 
Deutschen das uralte Vorhandensein der Slaven in den Län- 
dern zwischen Weichsel und Elbe und die Identität der Lygier 
mit den Lechiten nachweist“ (S. 79/80). 

Nakürlich iſt für Czapelski alle vernichtende Kritik, die von 
deutfher Seite (plehn, Bender, Perlbach, Kaufmann u. a.) 
gegenüber den Forſchungen Kekrzyüskis geübt worden iſt, an 
feinem Helden völlig abgeglitten, und er ſieht in deſſen „konffruk- 
tiven Arbeiten“ zur Geſchichte Weſt- und Oſtpreußens nur das 
„auf ſicherem Grund aufgebaute“ Werk eines „gewiſſenhaften ein- 
dringlichen Analyktikers“ und erklärt, indem er auf die beiden 
Arbeiten Ketrzynskis: „Die Ortsnamen Weft- und Oſtpreußens 

.. .“ und „Über die polniſche Bevölkerung in dem ehemals 
kreugtifterlihen Preußens)“ hinweiſt: „Und gerade diese Dinge, 
diese von Meisterhand vollführte Festsetzung der Grenze des 


) Von uns geſperrk. (Red.) 

2) „Nazwy miejscowe Prus Zachodnich i Wschodnich wraz 
z przezwiskami niemieckiemi“, Lemberg 1879. „O ludnosci 
polskiej W Prusiech niegdys krzyzackich“, Lemberg 1882. 
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Polentums in Pommerellen, ferner die enthüllenden Aufdeckun- 
sen der Schwindeleien und Fälschungen des Deutschen Or- 
dens wurden von den Kritikern und vom Publikum nicht als 
trockene wissenschaftliche Untersuchungen beurteilt, sondern 
als „eine nationale Tat, als ein unfehlbares Zeugnis für unsere 
Rechte im Westen und Norden.“ 

Als fabelhaft fleißiger Direktor des Oſſolineums ſah der 
„Revindikator des Polentums der West- 
marken und der eigenen Familie“ eine wichtige 
Aufgabe darin, allen den Trägern von Namen mit „von“ und „zu“ 
oder deutſchem Beiwork zu helfen, dieſes deukſche Gewand abzu- 
ſtreifen, indem er auf Grund eingehender Nachforſchungen, des 
Studiums der Wappen und von Anfragen nicht ruhte und raſtete, 
bis er in Kanzleien und Archiven „endlich dem „Geschädigten“ 
bestimmt sagen konnte: Du bist Pole mit einem Namen auf 
„Ski“, gemäß der behördlich bestätigten Wappen und Do- 
kumente“. 

Begreiflich alſo, daß nach Meinung Czapelskis die Jugend. 
erinnerungen eines ſolchen Mannes das Wunder einer wenig 
bekannken, aber nachdrücklicher Verbreitung werten geiſtigen Enk⸗ 
wicklung enkhüllen. Czapelski meint, der Leſer werde „vielen 
Reflexionen nachgebend mit Kummer erkennen, daß das nach 
In Schwabach-Schrift gedruckten Gebetbüchern betende 
Preußische Masuren), — daß dieses uns so nahe Land 
immer vom Mutterlande durch eine fatale 
Schranke abgetrennt ist!)“ (S. 8). 

In Wirklichkeit aber leſen ſich dieſe Erinnerungen wie eine über- 
raſchend harmloſe und dürftige Erzählung, die mit einer Schilde⸗ 
rung der kleinen oſtpreußiſchen Stadt Lötzen beginnt, in welcher 
Adalbert v. Kefrzynski im Jahre 1838 geboren wurde. Sein Vater 
Joſeph, der, in Weſtpreußen geboren, nach dem Tode ſeiner 
Eltern preußiſcher Huſar geworden war, war im Jahre 1836 nach 
zwanzigjähriger Dienſtzeik beim Militär hier als Gendarm ftafio- 
niert worde n). 

Das Familienleben der Eltern krug einen vollkommen deuf- 
ſchen Charakter, um jo mehr, da die Mutter deutſcher Abftam- 
mung war. Der Vater, der ſich angeblich ſeiner polniſchen Abftam- 
mung bewußt war und auch manchmal die polniſche National- 
hymne vor ſich hingeſungen haben ſoll, war ebenfalls in feinem 
Weſen und ſeinem Außern deutſch und ſchrieb ſich nur von 
Winkler. Es iſt bemerkenswert, wie Kekrzyüski immer wieder 
betont, daß er ſchon als Kind Inkereſſe für alles auf Polen be- 
zügliche gehabt habe. 

Als der Vater im Jahre 1846 ſtarb, kam Adalberk v. K. in das 
Militärwaifenhaus zu Potsdam, wo er von verſchiedenen Seiten 
freundlichſte Förderung erfuhr. So öffnete ihm ein Major Graf 
v. d. Goltz, bei deſſen Familie ſein Großvater mükterlicherſeits 
Pächter geweſen war, gaſtfrei ſein Haus. Zwei ſeiner Lehrer 
erteilten ihm unenkgeltlich Privakunkerricht im Lafeinifhen und 
Franzöſiſchen, und der Kurator, Oberſt v. Courbiere, bemühte ſich 
um feine Überführung in ein Gymnaſium, was fein Tod verhin- 


1) Von uns geſperrk. (Red.) 

2) Es macht einen eigenarkigen Eindruck, daß Ketrzynski diefe 
Takſache ſcheu verſchweigt, als wenn er ſich ihrer zu ſchämen 
hätte, Er umgeht dieſe für ihn augenſcheinlich peinliche Angelegen⸗ 
heit, indem er die Tätigkeit feines Vaters nur andeutet, ſich aber 
nie klar ausſprichk. So findet ſich, als er von der Anſtellung feines 
Valers in Lötzen ſpricht, nur der Satz: „Nach zwanzigjähriger 
Dienſtzeit befahl man ihm im Auguſt 1836, ſich nach Lötzen zu 
begeben.“ Ferner erwähnt er die dienſtliche Tätigkeit feines Va- 
ters in folgenden Sätzen: „Wir wurden hauptſächlich unter Lei- 
kung der Mutter erzogen, da der Dienſt den Vater häufig außer- 
halb des Hauſes in Anſpruch nahm“ (S. 89). „Mein Vater war 
lelten zu Haufe, er reiſte mehr zu Pferde im Kreiſe umher.“ 

Wir beobachten hier die gleiche, auch die wiſſenſchaftlichen 
Unkerſuchungen Ketrzynskis, charakteriſierende Neigung, unange- 
nehme oder unbequeme Tatſachen geſchickk zu umgehen, ohne daß 
der Vorwurf erhoben werden könnte, ſie ſeien falſch dargeſtellt 
worden. 
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dert hat. Hier in Potsdam lernke der Knabe, der auf feinen 
Wunſch evangeliſchen Konfirmakionsunkerricht genoß, auch durch 
Augenſchein den kakholiſchen Gottesdienſt kennen, deſſen Eindruck 
ihn in religiöſe Zweifel ſtürzte, die er in deutſchen Verſen fi 
von der Seele zu wälzen verſuchte, wie er denn angeblich ſeit 
dem 6. Lebensjahr ſich dichteriſch bekätigt hatte. 1853 nach Haus 
zurückgekehrt, abſolvierke er in anderkhalb Jahren den fünfjähri- 
gen Kurſus des Lötzener Progymnaſiums und wurde dann in die 
Sekunda des Gymnaſiums zu Raſtenburg aufgenommen. Hier 
fand er auch drei polniſche Lehrer, deren einer ihn mit polniſchen 
Büchern verſah. 

Während feiner Gymnaſialzeit erhielt Adalbert einen Brief 
feiner Schweſter, die aus väterlichen Papieren erſehen hatte, 
„daß der Vater Pole war, daß wir einen polnischen Namen 
besitzen, daß wir also nicht Deutsche sondern Polen sind“. 
Dieſe Überzeugung ſetzte fih alsbald auch bei ihrem Bruder feft, 
der wegen feiner polniſchen Sympathien nun ſogar manche Stiche- 
lei, ſelbſt von der Dame feines Herzens, in Kauf nehmen mußte, 
aber ſchon in Potsdam ſich Vorwürfe gemacht hakte, weil er 
„Ich bin ein Preuße“ nicht mit der gleichen Hingabe wie feine 
Kameraden hakte fingen können und ſich feines polniſchen Na- 
mens erinnerte. 

Nach dem Abiturienteneramen bezog K. im Jahre 1859 die 
Univerſität in Königsberg, wo er mit 10 Talern in der Taſche an- 
kam. Allein der Dekan, Prof. Richelot, obwohl Mathematiker, 
nahm ſich des jungen Hiſtorikers „sehr freundlich und aufmerk- 
sam“ an, verſchaffte ihm einen Freitiſch und gab ihm unter der 
Bedingung unbedingter Verſchwiegenheit den Rat, ſich an den 
Senat wegen Erlaß der Immafrikulafionsgebühren und an den 
Oberpräſidenken wegen eines Stipendiums zu wenden, was ihm 
beides bewilligt wurde. Der junge Fuchs dankte ihm „mit Tränen 
im Auge“, Freigiebig bezahlte Privatſtunden in deutſchen Häu⸗ 
fern halfen über die ferneren Nöte hinweg, zumal auch Giefe- 
brecht — er wird, da Akribie nicht K.'s ſtarke Seite iſt, zu einem 
Giesbrecht — ſich des neuen Hörers hilfsbereit annahm; er war 
ihm „immer ein wohlwollender Freund“. K. wurde allwöchenk⸗ 
lich zum Tee geladen und „lernte viel aus der Unterhaltung mit 
ihm“. Auf der Univerfität kam K. auch in Berührung mit polni- 
ſchen Kommilitonen und fand zum erſten Mal Gelegenheit, pol- 
niſch zu ſprechen. Auch mit feinen Anverwandten bahnken ſich Be⸗ 
ziehungen an und er feßfe eine Anderung feines Taufregiſters 
und damit ſeiner ſonſtigen Papiere durch, ſo daß er nun, wie er 
bekont: „Pole war, nicht nur nach Überzeugung, sondern auch 
dem Namen nach“. 

1862 war er Zeuge der Warſchauer Demonffrafionen, wollte 
im folgenden Jahr zur Vollendung feiner Studien nach Krakau 
gehen, wurde aber verhaftet, auf die Berliner Hausvogtei ge- 
bracht und als einziger aus den mehreren Dutzend Angeklagten 
der dritten Kategorie im Moabiter Prozeß verurkeilt, ungeachtet 
er ſich nur gegen polizeiliche Vorſchriften vergangen hakte, indem 
er ſich als Geheimboke bei Waffenſchiebungen nach Ruſſiſch-Polen 
betätigte. Er ſaß ein Jahr Feſtungshaft in Glatz ab. Die Erwäh⸗ 
nung dieſer Tatſache begleitet er mit dem charakkeriſtiſchen Satz: 
„Ich erhielt damit auch ein ſtaakliches Patent als Pole“ (). 

Ohne Vorwürfe und Klagen hatte die Mutter ihn krotz des ihr 
bereiteten Leides gewähren laſſen. Nach der Schweſter Tod lud 
er ſie zu ſich, „aber sie konnte sich nicht trennen, von dem 
Ort, wo sie so viele Lebensjahre verbracht hatte und von den 
Gräbern, die deckten, was ihr das Teuerste war“. 

Hier liegt in Wahrheit die Tragödie im Leben Adalberks 
v. Ketrzynskis, daß er, der auch in feinem alsbald konfiszierken 
„Liederbuch eines Germaniſterken“ ganz in den Bahnen eines 
Heine, Platen und Schiller wandelt, als Renegat zu Unaufrichtig- 
keit und Fanatismus gezwungen war und Undank und Haß auf 
alles häufen mußte, was ihm feine Jugend verklärk und fein Vor- 
wärkskommen ermöglicht hatte. Darum fehlt der Darſtellung auch 
die eigentliche pſychologiſche Begründung. Schuldig bleibt fie den 
Beweis, welche deutſchen Lockungen er verſchmäht habe, denn 
wenn es auch dem franzöſiſchen Leſer mit keiner Silbe verraten 
wird, fo iſt er doch ganz ein Kind deutſcher Bildung und preußi- 
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ſcher Beamkenſohn, dem durch die ſelbſtloſe Hilfe deutſcher Män- 
ner der Aufſtieg erſchloſſen wurde, und dieſe Hilfe hal er niemals 
verſchmäht. Auch die gehäſſigen Bemerkungen gegen den preußi- 
ſchen Staat prallen ab, wird doch z. B. wider Willen anerkannt, 
daß vom Moabiter Gericht mit beifpiellofer Objektivität gehan 
delt worden iſt, wenn es die Angeklagten beinahe ausnahmslos 
freiſprach. Nicht Bedrückung, ſondern ungewöhnliche Liberalität, 
ſo in der Heranziehung polniſcher Lehrkräfte, und der Bevor- 
zugung von Minderheitsangehörigen, hat die Wandlung in 
Kekrzyüskis Seele verurſacht. 

Bemerkenswert iſt, daß Kekrzyüski erſt auf feinem Tokenbekt 
zur katholiſchen Kirche übergekreten iſt. Er bat feinen Beicht⸗ 
daker, er möge allen Bekannten feine letzten Worte mitteilen: 
„Bisher war ich mit dem Vaterlande nur durch das Band der 
Nationalität verbunden. Jetzt bin ich mit ihm verbunden auch 
durch das Band des heiligen katholischen Glaubens. Dafür bin 
ich Gott unsagbar dankbar“ (S. 108). 

l, Rewindykator pols kosci“; in: „Rocznik Zakladu Naro- 
dowego Imienia Ossolinskich“. Bd. I/II. (Lemberg 1928), 
S. 79 fl.] (48) 


Sobes ki, M. Das „Polentum” des Philoſophen Leibniz. 


Der Inhaber des Lehrſtuhls der Philoſophie an der Univerfität 
Poſen, Profeſſor Sobeski, unterfucht, indem er an eine im Jahre 
1917 erſchienene und von dem verſtorbenen Krakauer Profeſſor 
M. Straszewski verfaßte Abhandlung) anknüpft, die Frage, ob 
Leibniz polniſcher Abſtammung ſei oder nicht. Leibniz ſoll in feiner 
Aukobiographie ſelbſt ſeine polniſche Abſtammung bekonk haben, und 
zwar glaubte er von einer Familie Lubieniecz oder Lubieniecki ab- 
zuſtammen. Aber gerade an der wichtigen Stelle des Manuſkripts 
ſeiner Autobiographie, an welcher er dieſe Frage behandle, ſeien 
ſechs Zeilen ausgeſchnitten worden. Straszewski nahm zwei Mög- 
lichkeiten für die Erklärung dieſer merkwürdigen Tatjahe an: 
enkweder habe jemand die Spur der polniſchen Abſtammung Leib- 
nizens verwiſchen wollen, oder Leibniz ſelbſt. Dafür, daß Leibniz 
ſelbſt die fehlenden ſechs Zeilen ausgeſchnikten habe, ſpreche die 
Takſache, daß er ſelbſt auf der Rückſeite des fraglichen Blattes das 
durch das Ausſchneiden verloren gegangene Wort „apparerek“ 
durch Überſchreiben ergänzt habe. Sobeski wirft die Frage auf: 
„Was hat ihn veranlaßt, sich zur Abstammung von dem Ge- 
Schlechte der Lubieniecki zu bekennen, zugleich aber die nähe- 
ren Einzelheiten über seine polnische Abstammung, die doch 
Zweifellos in den ausgeschnittenen sechs Zeilen enthalten waren, 
zu verheimlichen?“ 

Takſache ſei, daß Leibniz ſich auch Peter dem Großen gegenüber 
feiner flanifhen Abſtammung gerühmt habe: „Beide find wir einer 
Abſtammung, beide Slaven. Beide find wir die Inikiatoren neuer 
Jahrhunderte, beide find wir von der Raſſe, deren Zukunft noch 
niemand vorherſehen kann.” 

Für das auffallende Verhalten Leibnizens feiner Aukobio⸗ 
graphie gegenüber hakte Straszewski eine merkwürdige und recht 
gezwungene Erklärung: „Vielleicht empfand Leibniz, was sehr 
wahrscheinlich ist, den bleichenden Stern Polens und den immer 
heller werdenden Stern Preußens, des allergrößten Feindes 
—ͤ — — 

1) „Gottfried Wilhelm Leibniz — Jego osobistose Stosunki 
2 Polska — Jego stanowisko w dziejowym rozwoju mysli 
Iudzkiej“ (G. W. Leibniz — feine Perfönlichkeit, Beziehungen zu 
Polen, ſeine Stellung in der hiſtoriſchen Entwichlung des menſch- 
lichen Gedankens), Krakau 1917. 
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Polens. Da er durch seine Schülerin, die Herzogin Sophie Char- 
lotte, in nahen Beziehungen zu den Hohenzollern blieb, und 
erster Präsident der durch ihn gegründeten Akademie der 
Wissenschaften in Berlin war, so wünschte er vielleicht nicht, 
daß in den Papieren irgend eine deutlichere Spur seiner polni- 
schen Abstammung bleibe, die ihm am Berliner Hofe kaum 
übergroße Vorteile verschafft haben würde.“ Sobeski hält dieſe 
Vermutung von Straszewski für durchaus nicht unwahrſcheinlich, 
da Leibniz eine biegſame Höflingsnakur geweſen ſei. 

Im Laufe der weiteren Darſtellung weiſt der Verfaſſer darauf 
hin, daß Leibniz, der ja Beziehungen faſt zur ganzen Welt unter- 
hielt, „das Land ſeiner Väker“, eben Polen, nicht vergeſſen habe. 
Und zwar habe er als dreiund zwanzigjähriger junger Mann in die 
polniſche Politik entſcheidend eingegriffen, indem er nach dem 
Thronverzicht des polniſchen Königs Johann Caſimir für die Wahl 
des Herzogs Johann Philipp Wilhelm von Neuenburg geworben 
habe. Damals habe Leibniz unter dem Pſeudonym des Litauers 
Georgius Ulicovius auch eine Broſchüre veröffentlicht, die in Dan- 
zig gedruckt wurde („Specimen demonſtrationum politicarum pro 
eligendo rege Polonorum novo ſcribendi genere ad claram cerkitu- 
dinem exackum auckore Georgio Ulicovio Lithuano Vilnae 1659“. 
Dieſer Broſchüre wegen habe der polniſche Hiſtoriker T. Korzon 
in feinem Buche über Sobieski („Dola i niedola Sobieskiego“) 
Leibniz zu Unrecht angegriffen und ein vernichtendes Urkeil über 
feinen Charakter gefällt: der künftige Autor der Theodicee habe 
zu Polen wie ein bezahlter Journaliſt geſprochen. 

Sobeski iſt mit Straszewski darin einig, daß die Vorwürfe 
Korzons ungerechtfertigt ſeien. Vor allem könne nicht von einer 
Gleichgültigkeit oder gar Unfreundlichkeit Leibnizens gegenüber 
Polen die Rede ſein. In jedem Falle zeige Leibniz in dieſer Schrift 
eine ganz ungewöhnliche Beleſenheit in der polniſchen politiſchen 
Literatur. 

Sobeski erwähnt dann noch eine zweite Schrift, in welcher ſich 
Leibniz mit Polen beſchäftigt habe (das Memorial für Ludwig XIV., 
um ihn zum Feldzuge nach Agypten zu bewegen) und verweiſt 
ferner auf zwei Stellen in Briefen, die Leibniz an Kochanski, den 
Bibliothekar des Königs Johann Sobieski, richteten), um daraus 
ohne jeden erſichtlichen Grund neue Beweiſe für die polniſche Ab- 
ſtammung Leibnizens zu konſtruieren und ihn als „den großen 
Sohn aus dem Geschlechte der Lubieniecz oder Lubieniecki“ 
zu reklamieren. 

Der Verfaſſer ſchließt feine übrigens auffallend ſchwache Ab- 
handlung mit der Frage: „Kann man nach Anführung so vieler 
unmittelbarer und mittelbarer Indizien für das Polentum Leib- 
nizens die Streitfrage nach seiner Nationalität schon als zu 
unsern Ungunsten entschieden ansehen? Kann man ihn unwider- 
ruflich als Deutschen betrachten?“ 

Dies ſei der Standpunkt der deukſchen Wiſſenſchaft, der feinen 
letzten Ausdruck in der 12. Ausgabe von Überwegs Grundriß der 
Philoſophie (Berlin 1924, S. 307) gefunden habe. Die hier von 
den Herausgebern M. Friſcheiſen-Köhler und W. Moog vertretene 
Anſchauung, daß die flaviſche Abſtammung Leibnizens gar nicht 
mehr in Frage kommen könne, lehnt Sobeski ab mit der Be- 
merkung, daß für die polniſche und überhaupt für jede nicht. 
deutihe Wiſſenſchaft dieſe Frage noch unenkſchieden fei: „Unsere 
Historiker werden zweifellos früher oder später zu einer Re- 
vision, aber vielleicht auch Stützung dieses kleinen aber so be- 
18. 10 Beitrags, den Straszewski geliefert hat, schreiten“ 
(S. 134). 


[O polskos& Leibniza; in dem Sammelwerk des Verfassers: 
„Z pogranicza sztuki i filozofſi“ (Aus dem Grenzgebiet von 
Kunst und Philosophie) Posen 1928, S. 128 ff. (47) 


1) In dem einen Briefe erkundigt ſich Leibniz nach dem Lande 
der Seykthen, und in dem andern bittet er um Nachrichten über 
Bergwerksweſen in Polen! 
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Weitere Beiträge 
zur Geſchichte der Oberſchleſiſchen Aufſtände. 


Zur Feier der zehnjährigen Wiederkehr des Ausbruchs des 
erſten Aufſtandes in Oberſchleſien bringt das Kaktowitzer Regie- 
tungsblaft „Polska Zachodnia“ (am 11. und 18. Auguſt d. Js.) eine 
Reihe von Auffägen, in denen neben Jubiläumsphrafen auch ſach⸗ 
lich wichtige Ausführungen ſtehen. Insbeſondere iſt es der Streit 
um Korfanky, der zwei beachtenswerkere (allerdings ano- 
nyme) Oarſtellungen veranlaßt hat. Der erſte Arkikel trägt die 
berſchrift: „Dokumente der Wahrheit. — Hat Korfanky das 
Recht, als Patron bei der Zehnjahrfeier des erſten Schleſiſchen 
Aufſtandes aufzutreten?” — Im Mittelpunkt der Ausführungen, 
als deren Verfaſſer „die ſchleſiſchen Aufſtändiſchen“ zeichnen, ſteht 
ein (als Fakſimile beigegebener) „Befehl“ des Oberkommifjariats 
des Volksrates in Poſen vom 28. April 1919, der von Pfarrer 
Adamski und W. Korfanty unterzeichnet iſt. In dieſem Befehl, 
für den W. Korfanky als Sachverwalter Schleſiens in dem Kom. 
miſſariat allein verankwortlich gemacht wird, wird verfügt, „jeg- 
liche bewaffnete Handlung bis zu dem Augenblick, da von dem 
Kommissariat der Befehl, militärische Schritte vorzunehmen, 
ergeht, zu unterlassen“. — Nach dieſem Befehl ſollte der Auf- 
ſtandsbefehl am 15. Mai 1919 ſpäteſtens ergehen. — 

Aus der Vorgeſchichte der Aufſtänden wird mitgeteilt, daß mit 
der Organiſation der militäriſchen Kräfte polniſcherſeils am 26. Ok- 
kober 1918, als ſchon die deukſche Niederlage wahrſcheinlich war, 
begonnen wurde, und zwar vom „Soköl“, der die Verſchwörer— 
Organiſation der „Bürgerwehr“ („Straz obywatelska“) ins Leben 
rief. Nach deren Aufhebung wurde, — wiederum vom „Soköl“ — 
am 12. Dezember 1918 ein offener „Kriegerverband“ („Zwiazek 
Wojacki“) gegründet, der „angeblich den Zweck hatte, die 
gegenseitige Hilfe unter den aus dem Felde heimkehrenden pol- 
nischen Soldaten zu fördern, tatsächlich jedoch die oberschlesi- 
schen Polen für die nationale Revolution organisierte“. 

Die Tätigkeit dieſes „Kriegerverbandes“ dauerke jedoch nur 
bis zum 13. Januar 1919 (Verkündigung des Belagerungszuſtan. 
des); als Erfah „gründeten die polnischen Patrioten, die nur an 
den Erfolg des bewaffneten Kampfs glaubten, am 19. Februar 
1919 in Beuthen die geheime „Polnische Militär-Organisation“ 
(„Polska Organizacja Wojskowa“ — P. O. W.). Dieſe „gestützt 
auf die Erfahrungen der P. O. W. in Kongreßpolen und Gali- 
zien, sowie der siegreichen Auistandsbewegung in Posen . . . 
militärisch organisiert, entwickelte sich vortrefflich ... An- 
fang April zählte die Organisation schon 20 000 Mitglieder ...“ 
An dieſen Vorbereitungen ſei Korfanty nicht beteiligt geweſen. 
Anſtatt nach Ausbruch der deuffhen Revolution nach Oberfchle- 
ſien zurückzukehren, habe er ſich nach Poſen begeben und dork 
„politiſiert“ und ſich an die Spitze des „Oberſten Volksraks“ ge- 
ſchoben. Eine Verbindung mit Schleſien ſei erſt ſpäker hergeſtellt 
worden, obwohl hier ſchon die erwähnten Vorbereitungen geftof- 
fen wurden. Ebenſo wie Korfanty gegen den Poſener Aufſtand 
geweſen ſei und deſſen Urheber als „Lümmel“ und „Verbrecher“ 
bezeichnet habe, habe er auch den oberſchleſiſchen Aufjtandsvorbe- 
reitungen ablehnend gegenübergeſtanden. Der von den Führern für 
den 3. Ofterfeierfag (21. April) 1919 geplante Aufſtand war Gegen- 
ſtand einer Konferenz in Poſen am 13. April 1919. Hier ſei eine 
materielle Hilfe abgelehnt und der Aufſtand überhaupt verboten 
worden. Als die Delegierten aus Paris zurückgekehrt ſeien und die 
Nachricht gebracht hätten, „im Projekt des Friedensvertrages sei 
Lanz Oberschlesien zuerkannt, jedoch organisieren die Deut- 
schen schon eine Kontreaktion, .... sah man, daß bevor das 
Projekt der Friedensbedingungen am 7. Mai 1919 veröffentlicht 
wurde, die moralischen Rechte Polens auf Schlesien durch 
Waifentaten gegen die deutsche Herrschaft in Oberschlesien 
unterstützt werden müßten .. ... Man habe den Aufſtand 
nun für den 1. Mai (ſtatt des verbotenen 3. Mai) geplant. Hier- 
gegen habe Korfanky den oben erwähnken Befehl ergehen laſſen. 
Damit ſei die Bewegung lahm gelegt worden, denn „ohne die Ein- 
willigung Korfantys und materielle Hilfe Posens konnte der 


) Vergl. dazu „Oſtland-Berichte“, Ihrg. 3, Nr. 1, S. 21 ff. 
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Aufstand nicht losbrechen, und in Warschau und Krakau, wo 
her Hilfe... . kommen konnte, rechnete man damit, daß betr. 
Oberschlesiens Korfanty als Vorkriegsführer dieses Gebietes 
seine Meinung sagen müsse“. 

Nach dem 7. Mai hätten ſich die Vorausſagen der P. O. W. 
betr. die zu erwartenden deutſchen Gegenakkionen bewahrheitet. Es 
hätten die deuffhen Demonſtrakionen begonnen und das polniſche 
„Anterkommifjariat” der Volksräte in Beuthen ſei am 14. Mai 
aufgelöſt worden. Da der verſprochene Termin (15. Mai) ohne den 
erwarteten Befehl vorüberging, forderten die Führer der P. O. W. 
energiſch den Aufſtand, um es nicht zu der Abſtimmung kommen zu 
laſſen, denn „die Polen hatten schon damals geschriebe- 
nes Recht in dem Vertrags entwurf, und sollten es 
verteidigt haben, am besten mit der Waffe. Die Haller-Armee 
kam nach Polen; die in ihr dienenden Oberschlesier drängten 
sich zum Kampf um die Freiheit Oberschlesiens, in Posen 
wartete das aus Oberschlesiern gebildete „Regiment Beuthen“ 
ebenso auf den Befehl.“ 

Jetzt habe man keine Rückſicht auf Korfanty mehr genommen, 
ſondern am 22. Juni (6 Tage vor Feſtlegung der Abſtimmung in 
Paris) beſchloſſen, den Aufſtand zu beginnen. Am 20. Juni gab das 
Oberkommando der P. O. W. an alle Kreiskommandanten den 
Befehl aus: „Wir befehlen die Explosion auf den Sonntag, den 
22. Juni 1919, 10 Uhr abends“. — Als Korfanty davon erfuhr, 
habe er gegen dieſen „ohne ſein Wiſſen“ erfolgten Befehl Schritte 
in Poſen, Warſchau, dem Generalſtab der Haller-Armee in 
Czeſtochowa, unternommen und ſei ſelbſt am 21. Juni im Flug- 
zeug nach Sosnowice (wo ſich das Haupkquartier der Aufſtändigen 
befand) gekommen, wo er enkſchieden erklärt habe, daß jegliche 
Hilfe verweigert werden würde. 

Dieſe Handlung Korfankys habe die verderblichſten Folgen ge- 
habt. Im großen und ganzen ſei der Gegenbefehl noch zur rechten 
Zeit nach Schleſien gekommen; (nur im Kreiſe Koſel brach der Auf- 
ſtand — nafürlich vergeblich — aus). Die ſchlimmſten Folgen hatte 
er aber für den Beſtand der Organifation. Die Vorbereitungen 
waren ſchon zu weit gediehen und zu offen, die Mitglieder fürchte- 
ken Verrat und begannen aus der Organiſation auszuſcheiden. Der 
verfehlte Aufſtand in Koſel habe den Deutſchen die Möglichkeiten 
verraten, es habe „der deulſche Terror“ begonnen, gegen den dann 
als „Prokeſt“ der Auguft-Aufftand ausgebrochen ſei. Hier hätten 
ſich die verhängnisvollen Folgen der Korfankyſchen Politik gezeigt, 
denn nunmehr fehlten die Führer, die entweder über die Grenze 
geflüchtet oder von den Deufjhen verhaftet waren, fo daß der 
Auguſt-Aufſtand nicht glückte. 

Weſenklich ſchärfer als dieſer erſte iſt der von einem „Augen. 
zeugen“ ſtammende Arkikel') mit der Überſchrift: „Weshalb brach 
der erste Aufstand nicht zur rechten Zeit aus? — Die zer- 
störende Rolle des Totengräbers der Aufstände, Korfantys, bei 
dem 1. Schlesischen Aufstand“. Der in einem ſtark perſönlichen 
Ton (keineswegs zum Vorteil!) gehaltene Artikel betont beſonders 
ſtark, daß von September 1918 bis zum Februar 1920 Korfanky 
feine Füße nie nach Schleſten geſetzt habe, höchſtens ſei er nach 
Sosnowice gekommen und habe dort Konferenzen abgehalten. 
Ferner habe Korfanky „in den Anfängen des Jahres 1919 sich 
mehr um den Parteikampf mit dem damaligen Staatschef, 
Pilsudski, gekümmert als um den Aufbau des Staates selbst und 
die Erlangung der Grenzen“. Heute erkläre die „Polonia“: 
„Korfanty mußte die schlesischen Delegationen von der Schäd- 
lichkeit des Aufstandsbeginns überzeugen, er mußte ihnen De- 
peschen der Warschauer Regierung und des Nationalkomitees 
vorlesen, die alle Waffenhandlungen „verboten“. Das ist alles 
Bluff, der auf die Naivität der Leser rechnet, um die Schuld und 
Unbeholfenheit Korfantys zu verhüllen.“ 

Die Begründung, die für diefe Behaupkung gegeben wird, iſt 
recht lahm und dürfte den wahren Sachverhalt wohl kaum treffen: 


1) Wenn dieſer Artikel auch vielfach ſich mit dem erſterwähnken 
berührt, fo weichen die Angaben doch manchmal ab, z. B. hat es 
hiernach den Anſchein, als ob die P. O. W. ſchon früher in Ober- 
ſchleſien exiſtiert habe. 
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„Keine Regierung konnte selbstverständlich in der damaligen 
Lage einen Befehl erteilen, in einem fremden Staate den Auf- 
Stand zu beginnen. Die Warschauer Regierung konnte einen 
Solchen Befehl nicht erteilen. Der Minister, der das getan 
hätte, wäre leichtsinnig bis zum Verbrechen gewesen. Also 
kann sich Korfanty nicht hinter die „Befehle“ aus Warschau 
stellen.“ — Ebenfo ſei es mit der Haltung des Nakionalkomikees 
in Paris, hier könne es ſich nur um die Zeit „bis zur Überreichung 
der Friedensbedingungen“ handeln. 

Im Gegenſatz hierzu wird von dem Verfaſſer feſtgeſtellt: — 
„die schlesischen Delegierten, die Anfang Juni 1919 aus Paris 
Zurückkehrten, waren sicher, daß die bewaffnete Aktion in 
Schlesien schon angefangen habe. Diese Aktion geschah nicht, 
— und zwar wegen des Widerstandes Korfantys, nicht wegen 
des Verbots des Nationalkomitees oder der Warschauer Re- 
gierung. .. Korfanty täte besser daran zu schweigen 
Denn auf ihm ruhte die Verantwortung. . .. in schlesischen 
Angelegenheiten.“ Nicht nur der Oberſte Volksrat in Poſen habe 
ihm vollkommen freie Hand gelaſſen, „damals hörte auch War- 
Schau in schlesischen Fragen auf das Wort Korfantys“. Ihm 
gegenüber ſeien die übrigen ſchleſiſchen Verkreker (Pfarrer 
Pospiech, Pfarrer Brandys, Soſinski uſw.) gar nicht zu irgend- 
welcher Bedeukung gelangt. 

Die Schlußfolgerungen des Verfaſſers ſind nunmehr: — „Als 
in die Zeit bis zur Uberreichung der Friedensbedingungen, — 
bis zum 7. Mai 1919 —, Korfanty den Ausbruch des Aufstandes 
hemmte, hätte man ihm noch mildernde Umstände zubilligen 
können, daß er jedoch nicht im Mai und den 
ersten Juni-Wochen 1919 (vor der Unterzeich- 
nung des Versailler Vertrages am 28. Juni 
1919) den Aufstand zuließ, das ist die schwer- 
Ste Schuld Korfantys#). Infolgedessen wurde uns die 
Volksabstimmung aufgezwungen, später hatten wir den 2. und 
3. Aufstand... . Ein im Mai oder Juni durchgeführter Aufstand 
hätte die Stellung der polnischen Diplomatie in Paris gestärkt. 
Korfanty wollte nicht. 

Den Reft feiner Ausführungen widmet der Verfaſſer neben 
den üblichen Schilderungen über den „deutſchen Terror“ einer 
CHarakteriftik Korfankys, wobei er u. a. als beſonders ſchlimmes 
Verbrechen erwähnk, daß Korfanty „wenige Wochen vor dem 
Aufstande nichts, wichtigeres zu tun gehabt habe, als ein Pro- 
jekt für die Autonomie des früheren preußischen Teilgebiets 
auszudenken, wobei er aus ihm gewissermaßen eine Art Staat 
im Staate, — offensichtlich mit Sicherung der entscheidenden 
Rolle für sich selbst —, schaffen wollte.“ — 


[1. „Polska Zachodnia“, Nr. 218 (11. VIII. 1920), S. 6; 
2. „Polska Zachodnia“, Nr. 225 (18. VIII. 1929), S. 19.] 
(34) 


1) Vom Verfaſſer geſperrt. (Red.) 
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Als Proben für die Art, in der das Sonderheft der „Hilfe“ 
in der polniſchen Preſſe aufgenommen worden iſt, geben wir hier 
zwei Beſprechungen wieder, die in Zeitungen erſchienen ſind, 
welche der polniſchen Regierung ſehr naheſtehen. g 

In einem großangelegten Leitartikel, welcher die Überſchrift 
trägt: „Zweifelhafte Hilfe“, ſtellt die offiziöſe „Epoka“ feſt, daß die 
Bemühungen der „Hilfe“ wohl ſchwerlich die Annäherung zwiſchen 
Deutſchland und Polen fördern werden, weil „vor allem jeden 
polnischen Leser mancher offensichtliche Unsinn, der hier trotz 
besseren Wissens manch eines Deutschen vorgebracht wird, un- 
angenehm berühren muß“. Entweder ſei dieſer Unſinn „Ausdruck 
der größten Ignoranz der Autoren, die schlecht vorbereitet an 
das Werk gingen, oder bewußt vorgebracht“. — — 

Als Probe dieſes „Unſinns“ wird zunächſt die Anſicht des Her- 
ausgebers Erkelenz erwähnt, daß „Polen sein Leben als selb- 
ständiger Staat zu allererst von Deutschland erhielt“. Dazu 
heißt es: „Wenn Herr Erkelenz im Ernst der Meinung ist, daß 
die ungeheuerliche Okkupation, daß die Herrschaft Beselers, 
des Herrn v. Kries und anderer ähnlicher Satrapen, daß die 
Internierung des Marschalls Pilsudski in Magdeburg, seiner Ge- 
folgsleute in den Gefangenlagern, daß die räuberische Okku- 
pationswirtschaft auf polnischem Boden . .. alles das Beweise 
für die Selbständigmachung Polens durch Deutschland seien, 
so ist er in einem großen Irrtum befangen. Die Zeit der deut- 
schen Okkupation ist dem ganzen polnischen Volk als eine Zeit 
großen Unrechts in Erinnerung. Diese Zeit muß aufs Äußerste 
verdeckt werden, damit sie nicht durch ihre schmerzliche 
Grellheit die deutsch-polnische Verständigung stört.“ — 

Der zweite „Unſinn“ des Herausgebers Erkelenz fei die Anficht: 
„die preußischen Polen erhoben sich nach der Niederlage 
Deutschlands im Weltkriege gegen die Nation, die ihnen mehr 
gegeben hatte als jede andere“. Hierzu wird enkgegnet: „Wahr- 
scheinlich werden viele Polen eine solche Meinung als uner- 
hörte Provokation ansehen“. — Der Berichkerſtatter der „Epoka“ 
will nur „mit schmerzlicher Ironie und kopfschüttelnd ob der 
unerhörten Naivität eines deutschen Politikers“ feſtſtellen, daß 
dieſer „anscheinend niemals von Wreschen, von dem preußi- 
schen Enteignungsgesetz gehört“ habe, daß dieſer „offensicht- 
lich annimmt, daß die Polen im preußischen Teilgebiet einen 
Teilgebietslandtag wie die Polen in Galizien hatten, daß sie 
mehr Schulen und höhere Lehranstalten als die Polen in Ga- 
lizien oder Kongreßpolen hatten“. Und er fragt ſchließlich: 
„Weiß Herr Erkelenz wirklich nichts davon, daß die preußi- 
schen Behörden in Westpreußen und Posen eine brutale, un- 
barmherzige Entnationalisierungspolitik trieben?“ 

Weiteren „Unſinn“ habe Grabowsky in feiner Nationalitäten- 
ſtatiſtik zu Tage gefördert, insbeſondere durch feine „intereſſante 
Feſtſtellung“, daß Kaſchuben ein beſonderes Problem darſtellten. 
Darauf erwiderk der Kritiker: „In jedem Falle ein geringeres 
Problem, Herr Grabowsky, als das Problem der „Saupreußen“ 
in Bayern.“ — — 

Beſonders unzufrieden iſt unfer Kritiker mit den Herausgebern 
des „Hilfe“-Heftes, weil fie es gewagt haben, in den Mittelpunkt 
der Diskuſſion über die deutſch-polniſche Verſtändigung die Kor- 
ridor-Frage zu ſtellen. Wenn dieſe überhaupt hätte erörtert wer- 
den müſſen, dann war fie nach Meinung unſeres Berichkerſtakters 
nur unker der Bedingung möglich, daß „die Diskussion geführt 
würde als eine Analyse der möglichen Bedingungen, unter 
denen sich Deutschland dem tatsächlichen Zustand anpassen 
kann“, Demgegenüber ſei die Diskuffion „um das unwirkliche 
Problem der Rückgabe des Korridors“ geführt worden. — 
Weder die Ausführungen v. Ortzens noch die des Oberpräſidenken 
Siehr werden anerkannt, — letzterer rede „als ob er eine Schar 
von Ignoranten vor sich habe, denen man alles einreden könne“. 
Seine Behauptung, daß die Lage Oſtpreußens einzig daſtände, ſei 
„wider besseres Wissen ergangen“. Beſonders empört den Be- 
richkerſtakker der Vergleich Polens mit Luxemburg. — Weiter 
ſtreitet er die Bedeutung der heute durch den Korridor geſtörken 
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Binnenſchiffahrt ab und meint, es ſei „schade, daß Herr Siehr 
keine Statistik beigefügt habe, da sich dann gezeigt hätte, daß 
diese Schiffahrt niemals irgendeine wirtschaftliche Rolle 
gespielt hat und daß sie überhaupt von wirtschaftlichem Stand- 
Punkt ein Unsinn ist, der keiner Kritik standhält“. 

Dieſe Proben erſchöpfen im Weſenklichen die „Argumente“ 
des Verfaſſers, der dann zuſammenfaſſend behaupkek, die Dis- 
kuſſion ſei „unsachlich geführt.... nicht ernsthaft und ohne 
den Willen zu einer Verständigung, die ausge- 
schlossen ist, sofern sich die Diskussion um 
die Rückgabe des Korridors an Deutschland 
drehtt)“*, Dieſe Diskuſſion könne weder offiziell noch inoffiziell 
geführt werden. Auch die Frage der Minderheiten fei nicht ernſt⸗ 
lich berührt worden, fo daß ſchließlich feſtgeſtellt wird: — „Trotz dem 
besten Willen der Herausgeber, an dem wir nicht zweifeln, 
müssen wir ganz ehrlich bekennen, daß die polnisch- deutsche 
Nummer der „Hilfe“ vom 15. Mai ein verfehltes Unternehmen 
ist, daß sie nicht bloß die deutsch-polnische Verständigung 
nicht fördert, sondern umgekehrt, mindestens, was die polni- 
sche Seite anbetrifft, — die Lust benimmt, solche Diskussionen 
anzufangen. In diesem Fall hat die Hilfe der „Hilfe“ versagt.“ 

Noch ſchärfer find die Randbemerkungen der Zeitung „Glos 
Prawdy“ zu dieſem Sonderheft unker dem Titel: — „Primitive 

istoriosophie deutscher Publizisten über Polen“, Der Rezen- 
ſent bezeichnet den Inhalt der Nummer als „ſehr ärmlich“ und 
meint, die hinker den Herausgebern ſtehende Partei „hat sich 
Vor allem bemüht, diese Gelegenheit zur Registrierung ihrer 
maximalen Wünsche und Ansprüche auszunützen“. Die deut- 
ſchen Publiziſten hätten ferner die Gelegenheit ausgenützt, 
„unsachliche und phantastische Argumente 
agressiven Charakters!) einzuschmuggeln“ 
Auch die Bemerkungen zur Korridorfrage (von den Urkeilen 
über die einzelnen Verfaſſer ganz zu fehweigen!) find ſchärfer: 
„Das deutsche Argument von den Subventionen für Ostpreußen 
bezeugt eher den großen Fehler, eine vieltausendköpfige Schar 
Polnischer Masuren unter deutschem Joch zu belassen.“ 
Wenn v. Hertzen vorſchlage, die Korridor-Frage zu diskutieren, 
o „könnten wir unsererseits ähnlich unsere Bereitwilligkeit 
erklären, die Probleme Ostpreußens zu erörtern“, 


[,Epoka“, Nr. 142 (26. V. 1929) — „Glos Prawdy“, Nr. 148. 
— (1. VI. 1929).] 52) 


Ben rer Ein 


) Von uns geſperrt. (Red.) 


„Deutſchlands reviſioniſtiſche Aluſionen.“ 

Unter dieſem Titel nimmt die offiziöſe Warſchauer Zeitung 
„Epoka“ wieder einmal prinzipiell Stellung zu der Frage einer 

eviſion der gegenwärkigen deutſch-polniſchen Grenzen. — Der 
Arkikel des anonymen Verfaſſers enthält im Weſenklichen wenig 

eues, reſümierk jedoch die prinzipielle polniſche Haltung in aller 
Offenheit. 

Zunächſt erörtert der Verfaſſer die Möglichkeit der Anwen- 
dung von Ark. 19 der Völkerbundsſazung; feine Ausführungen 
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decken ſich weſenklich mit denen von Polekt). Er betont jedoch ſtär⸗ 
ker als dieſer die Gegenſätzlichkeit von Ark. 19 und Ark. 10 der 
Satzung, denn „würde Art. 19 entgegen Art. 10 die Mitglieder 
des Völkerbundes dazu ermächtigen, eine Propaganda zu füh- 
ren, die zum Zweck hat, ein Gebiet, das andern Völkerbunds- 
mitgliedern gehört, abzutrennen, — so würde in kürzester Zeit 
der Völkerbund zu existieren aufhören.“ Auf Ark. 19 zurück- 
kommend, heißt es dann: „Im übrigen raten wir der deutschen 
Presse, sich den Text des Art. 19 genau zu vergegenwärtigen. 
... Kann Deutschland annehmen, daß es diese Einstimmig- 
keit der (Völkerbund-)versammlung erreichen kann?“ 

Abgeſehen von dieſer Sicherung, iſt man aber augenſcheinlich 
auf polniſcher Seite ſelbſt für dieſen Fall gerüſtek. Denn es heißt 
bei unſerem Verfaſſer: „Um zu beweisen, daß die Grenze zwi- 
schen Polen und Deutschland unmöglich aufrechtzuerhalten ist, 
muß der ganze Zeitraum seit der Abschließung des Vertrages 
negiert werden, denn dieser hat erwiesen, daß die betreffenden 
Vertragsartikel absolut „anwendbar“ (apricables) sind.. ., 
und daß das einzige Hindernis, das ihre all- 
tägliche Verwirklichung antrifft, der böse 
Wille Deutschlands ist.“ 

Ironiſch meint der Verfaſſer dann, daß „es nicht schädlich 
sein würde, bei einem Appell an den Völkerbund. .. noch 
einige andere Argumente, daß nämlich die gegenwärtige pol- 
nisch-deutsche Grenze unbillig und ungerecht sei, beizubringen. 
Recht und Billigkeit bleiben trotz der Voreingenommenheit 
vieler deutscher Politiker dagegen Begriffe, für die die Völker- 
bundsversammlung nicht unempfindlich sein würde.“ Auf diefe 
Behauptungen folgt eine gedrängte Analyſe der deutſchen Argu- 
mente: — Das Vorhandenſein rechklich-hiſtoriſcher Argumente wird 
vom Verfaſſer beſtritten, denn „.... Verbrechen begründen 
keine Rechten)“, Elhnographiſche Argumente könnten nicht einmal 
in den deutſchen Stakiſtiken nachgewieſen werden. Ebenſo wenig 
könnten die wirtſchafklichen überzeugen, denn die Gründe für Oſt— 
preußens bedrängte Wirkſchaftslage ſeien anderswo zu ſuchen als 
in der Exiſtenz des polniſchen Korridors. 

Als Ergebnis dieſer Betrachtung bucht unſer Verfaſſer: — 
„Kurz gesagt, Deutschland besitzt keinerlei ob- 
jektive Rechte, die ihm gestatten würden, an die 
Völkerbunds versammlung mit der Forderung 
einer Revision des Versailler Vertrages 
heranzutreten, und deshalb hat es das nie- 
mals getanz).“ 

Demgemäß iſt auch für die „Epoka“ die Theſe einer friedlichen 
Grenzreviſion, „wenn man sie ehrlich meint. .. Unsinn, denn 
sie ist absolut unwirklich“. Dafür heißt es aber, „indessen die 
Revisionsthese, als psychologische Vorbereitung zu einer Re- 
vision der Grenzen mit der Waffe in der Hand.. .. ist leider 
nicht absurd“, Die von Deutſchland verkrekene Anficht, daß eine 
friedliche Reviſionsmöglichkeit beſtehe, wird ffrikt geleugnet und 
die Propaganda hierfür als „bewußte oder unbewußte Vor- 
bereitung zum Kriege“ bezeichnet. Daher könne ſich weder die 
polniſche Regierung, noch die polniſche Gffenklichkeit mit dieſer 
Propaganda einverſtanden erklären. 

[„Iuzie rewisionistyczne Niemiec“, in „Epoka“, Nr. 22 
(22. I. 1929), S. 1.] (45) 


1) Vgl. Oſtland-Berichke, Ihrg. 2, Nr. 6, S. 108 ff. 

2) Ahnlich hat ja bekanntlich auch der polniſche Außenminiſter 
Zaleski argumentiert. 

3) Von uns geſperrk. (Red.) 


Frakkur Bericht. 
Antiqua — wörkliche Überſetzung des polniſchen Textes. 


Für die Herausgabe verantwortlich: Dr. W. Rede in Danzig. 


Druck von W. F. Bur au, Danzig. 


